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BMWi – III B 2 Referentenentwurf Stand: 31. März 2014

Entwurf eines Gesetzes

zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts

Vorblatt

A. Problem und Ziel

Die Energiewende ist ein richtiger und notwendiger Schritt auf dem Weg in eine Industriege-

sellschaft, die dem Gedanken der Nachhaltigkeit, der Bewahrung der Schöpfung und der

Verantwortung gegenüber kommenden Generationen verpflichtet ist. Zugleich macht sie die

Volkswirtschaft unabhängiger von knapper werdenden fossilen Rohstoffen und schafft neue

Wachstumsfelder mit erheblichen Arbeitsplatzpotenzialen. Die Energiewende verbindet da-

her wirtschaftlichen mit sozialem und ökologischem Erfolg. Vor diesem Hintergrund wird die

Bundesregierung die Entwicklung zu einer Energieversorgung ohne Atomenergie und mit

stetig wachsendem Anteil erneuerbarer Energie konsequent und planvoll fortführen.

Die mit diesem Gesetzentwurf vorgelegte grundlegende Reform des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes (EEG 2014) ist eine zentrale Maßnahme für die erfolgreiche Umsetzung der Ener-

giewende. Ziel dieser Reform ist es, den Anteil erneuerbarer Energien an der deutschen

Stromversorgung stetig zu erhöhen; bis 2050 sollen mindestens 80 Prozent des deutschen

Bruttostromverbrauchs durch erneuerbare Energien gedeckt werden. Zugleich soll diese No-

velle die Kostendynamik der vergangenen Jahre beim Ausbau der erneuerbaren Energien

durchbrechen und so den Anstieg der Stromkosten für Stromverbraucher begrenzen. Dar-

über hinaus muss der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien für alle Akteure der Ener-

giewirtschaft planbar verlaufen, und die Strommengen müssen zu möglichst geringen volks-

wirtschaftlichen Kosten in das Energieversorgungssystem integriert werden. Hierfür sind in

weiteren Schritten auch Reformen in anderen Bereichen der Energiewirtschaft erforderlich.
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B. Lösung

Die Novelle des EEG soll den notwendigen Rahmen schaffen, um den Anteil erneuerbarer

Energien an der Stromversorgung – als Zwischenziel auf dem Weg zu einer umfassenden

Transformation der Energieversorgung – bis zum Jahr 2025 auf 40 bis 45 Prozent und bis

2035 auf 55 bis 60 Prozent zu steigern. Um diese Ausbauziele zu erreichen, werden neue

Instrumente der Mengensteuerung eingeführt.

Der weitere Ausbau der erneuerbaren Energien soll sich stärker auf die kostengünstigen

Technologien konzentrieren. Gleichzeitig soll die Kosteneffizienz durch den Abbau von Über-

förderungen, die Streichung von Boni und eine ambitionierte, stärker an dem tatsächlichen

Zubau ausgerichtete Degression der Fördersätze verbessert werden.

Darüber hinaus sollen spätestens 2017 die finanzielle Förderung und ihre Höhe für die er-

neuerbaren Energien wettbewerblich über technologiespezifische Ausschreibungen ermittelt

werden. Um Erfahrungen mit Ausschreibungen zu sammeln, wird die Förderung von Photo-

voltaik-Freiflächenanlagen als Pilotmodell auf ein Ausschreibungssystem umgestellt.

Die Integration der erneuerbaren Energien in den Strommarkt wird vorangetrieben, indem die

Direktvermarktung grundsätzlich verpflichtend wird. Bei Biomasse wird sichergestellt, dass

die Anlagen künftig stärker bedarfsorientiert einspeisen; die damit verbundene Reduzierung

der jährlichen Stromerzeugung wird durch einen Flexibilitätszuschlag ausgeglichen.

Schließlich sieht die EEG-Novelle Änderungen vor, die zu einer angemessenen Verteilung

der Kosten des Ausbaus der erneuerbaren Energien führen. Es sollen alle Stromverbraucher

in adäquater Weise an den Kosten beteiligt werden, ohne dass die internationale Wettbe-

werbsfähigkeit der stromintensiven Industrie gefährdet wird. Vor diesem Hintergrund wird die

Besondere Ausgleichsregelung anhand objektiver, transparenter und europarechtskonformer

Kriterien überarbeitet und eine ausgewogene Regelung für eigenerzeugten, selbstverbrauch-

ten Strom eingeführt.

C. Alternativen

Keine. Der Gesetzentwurf stellt sicher, dass die Ziele zum Ausbau der erneuerbaren Ener-

gien kostengünstiger erreicht werden. Dies ist auch Ergebnis der verschiedenen Studien, die

die Bundesregierung im Zusammenhang mit dem EEG-Erfahrungsbericht vergeben hat. So-

weit es zu dem bestehenden System der staatlich festgelegten Förderhöhe für die erneuer-

baren Energien mit den Ausschreibungsmodellen eine Alternative gibt, sieht dieser Gesetz-

entwurf vor, dass diese Alternative erprobt (§ 53 EEG 2014) und evaluiert (§ 95 EEG 2014)
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wird. Weitergehende Alternativen (z.B. die Einführung eines Quotenmodells oder eine tech-

nologieneutrale Förderung) wurden geprüft, aber gerade im Hinblick auf die Ziele und

Grundsätze des Gesetzes (§ 2 EEG 2014) verworfen.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Unmittelbare Kosten für die öffentlichen Haushalte (Bund, Länder, Kommunen) können sich

dadurch ergeben, dass sich die Novelle auf die Höhe der EEG-Umlage auswirkt, die vielfach

auch an die öffentlichen Haushalte als Stromverbraucher weitergegeben wird. Ziel dieser

Novelle ist es, die bisherige Kostendynamik bei der Entwicklung der EEG-Umlage zu durch-

brechen, dies gilt mithin auch für die Kostenbelastung für die öffentlichen Haushalte. Gegen-

über dem geltenden EEG wirkt dieses Gesetz insgesamt kostendämpfend.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürger

Kosten können sich für die privaten Haushalte dadurch ergeben, dass sich die Novelle auf

die Höhe der EEG-Umlage auswirkt, die vielfach an die privaten Haushalte als Stromver-

braucher weitergegeben wird (siehe oben D.).

Das Gesetz schafft keine neuen Pflichten für private Haushalte. Durch das Gesetz werden

für Bürger keine neuen Informationspflichten geschaffen, keine bestehenden geändert oder

abgeschafft.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Der Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft wird derzeit berechnet und in diesem Gesetzent-

wurf – auch im Lichte der Stellungnahmen der Verbändeanhörung – nachgetragen.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Durch das Anlagenregister nach § 6 EEG 2014, die Einführung von Ausschreibungen bei

Freiflächenanlagen und die Einführung einer Mengensteuerung für Windenergieanlagen auf

See in § 17d EnWG erhöht sich der Arbeitsaufwand bei der Bundesnetzagentur für Elektrizi-

tät, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (Bundesnetzagentur – BNetzA). Die

hieraus resultierenden Kosten für das Anlagenregister werden in der Begründung der Anla-

genregisterverordnung dargestellt. Der Verwaltungsaufwand für die Ausschreibungen soll
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grundsätzlich durch Gebühren gedeckt werden. Die Kosten für die Mengensteuerung bei der

Windenergie auf See erhöhen die Kosten für die bereits heute vorgesehene Kapazitätsver-

gabe nur geringfügig. Aufgrund der geringen Fallzahlen ist bis 2020 mit Mehrkosten von un-

ter 45.000 Euro zu rechnen.

Darüber hinaus wirkt sich diese Novelle auf den Arbeits- und Personalaufwand im Bundes-

amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) beim Vollzug der Besonderen Ausgleichsre-

gelung aus. Der daraus entstehende Verwaltungsaufwand wird grundsätzlich durch die Er-

hebung von Gebühren und Auslagen nach der Besondere-Ausgleichsregelung-

Gebührenverordnung gedeckt; im Übrigen werden die Gebühren und Auslagen mit der Ver-

änderung des Verwaltungsaufwandes im Rahmen einer Novellierung dieser Verordnung an-

gepasst. Die Auswirkungen, insbesondere auf den Personalhaushalt des Bundesamtes für

Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, werden im weiteren Verlauf des Verfahrens geprüft und

nachgetragen. Schließlich wird das öffentliche Berichtswesen neu gefasst und mit § 95 EEG

2014 eine neue Berichtspflicht für die Bundesregierung eingeführt.

Die Kosten für den Bund werden von den betroffenen Ressorts im Rahmen der für ihre Ein-

zelpläne geltenden Finanzplanansätze gedeckt. Über (Plan-) Stellen in den jeweiligen Per-

sonalhaushalten wird unter Berücksichtigung vorhandener Ressourcen in den jeweiligen

Haushaltsaufstellungsverfahren zu entscheiden sein.

F. Weitere Kosten

Die Kosten werden im weiteren Verfahren geprüft und in diesem Gesetzentwurf nachgetra-

gen.
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Entwurf eines Gesetzes

zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien

(Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG 2014)
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Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 1

Zweck und Ziel des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, insbesondere im Interesse des Klima- und Um-

weltschutzes eine nachhaltige Entwicklung der Energieversorgung zu ermöglichen,

die volkswirtschaftlichen Kosten der Energieversorgung auch durch die Einbeziehung

langfristiger externer Effekte zu verringern, fossile Energieressourcen zu schonen

und die Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung von Strom aus erneuer-

baren Energien zu fördern.

(2) Um den Zweck des Absatzes 1 zu erreichen, verfolgt dieses Gesetz das Ziel, den

Anteil des aus erneuerbaren Energien erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch

stetig und kosteneffizient auf mindestens 80 Prozent bis zum Jahr 2050 zu erhöhen.

Hierzu soll dieser Anteil betragen:

1. 40 bis 45 Prozent bis zum Jahr 2025 und

2. 55 bis 60 Prozent bis zum Jahr 2035.

(3) Das Ziel nach Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 dient auch dazu, den Anteil erneuerba-

rer Energien am gesamten Bruttoendenergieverbrauch bis zum Jahr 2020 auf min-

destens 18 Prozent zu erhöhen.

§ 2

Grundsätze des Gesetzes

(1) Strom aus erneuerbaren Energien und Grubengas soll in das Elektrizitätsversor-

gungssystem integriert werden. Die verbesserte Markt- und Netzintegration der er-

neuerbaren Energien soll zu einer Transformation des gesamten Energieversor-

gungssystems beitragen.

(2) Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas soll zum Zweck der

Marktintegration direkt vermarktet werden.

(3) Die finanzielle Förderung für Strom aus erneuerbaren Energien und aus Gruben-

gas soll stärker auf kostengünstige Technologien konzentriert werden. Dabei ist auch

die mittel- und langfristige Kostenperspektive zu berücksichtigen.
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(4) Die Kosten für die finanzielle Förderung von Strom aus erneuerbaren Energien

und aus Grubengas sollen unter Einbeziehung des Verursacherprinzips und ener-

giewirtschaftlicher Aspekte angemessen verteilt werden.

(5) Die finanzielle Förderung und ihre Höhe sollen für Strom aus erneuerbaren Ener-

gien und aus Grubengas bis spätestens 2017 durch Ausschreibungen ermittelt wer-

den. Zu diesem Zweck werden zunächst für Strom aus Freiflächenanlagen Erfahrun-

gen mit einer wettbewerblichen Ermittlung der Höhe der finanziellen Förderung ge-

sammelt. Bei der Umstellung auf Ausschreibungen soll die hohe Bürgerbeteiligung

bei der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erhalten bleiben.

§ 3

Ausbaupfad

Die Ziele nach § 1 Absatz 2 Satz 2 sollen erreicht werden durch

1. eine Steigerung der installierten Leistung der Windenergieanlagen an Land

um 2 500 Megawatt pro Jahr (brutto),

2. eine Steigerung der installierten Leistung aller Windenergieanlagen auf See

auf insgesamt 6 500 Megawatt im Jahr 2020 und 15 000 Megawatt im Jahr

2030,

3. eine Steigerung der installierten Leistung der Anlagen zur Erzeugung von

Strom aus solarer Strahlungsenergie um 2 500 Megawatt pro Jahr (brutto)

und

4. eine Steigerung der installierten Leistung der Anlagen zur Erzeugung von

Strom aus Biomasse um bis zu 100 Megawatt pro Jahr (brutto).

§ 4

Anwendungsbereich

Neben der Festlegung des Ausbaupfads nach § 3 regelt dieses Gesetz

1. den vorrangigen Anschluss von Anlagen im Bundesgebiet einschließlich der

deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone (Geltungsbereich des Gesetzes)

an die Netze,

2. die vorrangige Abnahme, Übertragung, Verteilung und finanzielle Förderung

von Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas durch die Netzbe-

treiber einschließlich seiner Veräußerung und des Verhältnisses zu Strom aus

Kraft-Wärme-Kopplung (KWK),
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3. den bundesweiten Ausgleich des abgenommenen Stroms sowie der finanziel-

len Förderung.

§ 5

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

1. „Anlage“ jede Einrichtung zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Ener-

gien oder aus Grubengas; als Anlage gelten auch Einrichtungen, die zwi-

schengespeicherte Energie, die ausschließlich aus erneuerbaren Energien

oder Grubengas stammt, aufnehmen und in elektrische Energie umwandeln,

2. „Anlagenbetreiber“, wer unabhängig vom Eigentum die Anlage für die Erzeu-

gung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas nutzt,

3. „Ausschreibung“ ein objektives, transparentes, diskriminierungsfreies und

wettbewerbliches Verfahren zur Bestimmung der Höhe der finanziellen Förde-

rung,

4. „Bemessungsleistung“ einer Anlage der Quotient aus der Summe der in dem

jeweiligen Kalenderjahr erzeugten Kilowattstunden und der Summe der vollen

Zeitstunden des jeweiligen Kalenderjahres abzüglich der vollen Stunden vor

der erstmaligen Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus

Grubengas durch die Anlage und nach endgültiger Stilllegung der Anlage,

5. „Bilanzkreis“ ein Bilanzkreis nach § 3 Nummer 10a des Energiewirtschaftsge-

setztes,

6. „Bilanzkreisvertrag“ ein Vertrag nach § 26 Absatz 1 der Stromnetzzugangs-

verordnung,

7. „Biogas“ Gas, das durch anaerobe Vergärung von Biomasse gewonnen wird,

8. „Biomethan“ Biogas oder sonstige gasförmige Biomasse, das oder die aufbe-

reitet und in das Erdgasnetz eingespeist worden ist,

9. „Direktvermarktung“ die Veräußerung von Strom aus erneuerbaren Energien

oder aus Grubengas an Dritte, es sei denn, der Strom wird in unmittelbarer

räumlicher Nähe zur Anlage verbraucht und nicht durch ein Netz durchgelei-

tet,

10. „Direktvermarktungsunternehmer“, wer von dem Anlagenbetreiber mit der Di-

rektvermarktung von Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas

beauftragt ist oder Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas
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kaufmännisch abnimmt, ohne insoweit Letztverbraucher dieses Stroms oder

Netzbetreiber zu sein,

11. [ „Energiemanagementsystem“ ein System, das den Anforderungen der DIN

EN ISO 50001 Ausgabe Dezember 2011, entspricht, ]

12. „Eigenversorger“ jede natürliche oder juristische Person, die Strom ver-

braucht, der nicht von einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen geliefert

wird,

13. „Elektrizitätsversorgungsunternehmen“ jede natürliche oder juristische Per-

son, die Elektrizität an Letztverbraucher liefert,

14. „erneuerbare Energien“

a) Wasserkraft einschließlich der Wellen-, Gezeiten-, Salzgradienten- und

Strömungsenergie,

b) Windenergie,

c) solare Strahlungsenergie,

d) Geothermie,

e) Energie aus Biomasse einschließlich Biogas, Biomethan, Deponiegas und

Klärgas sowie aus dem biologisch abbaubaren Anteil von Abfällen aus

Haushalten und Industrie,

15. „finanzielle Förderung“ die Zahlung des Netzbetreibers an den Anlagenbetrei-

ber aufgrund der Ansprüche nach § 19 oder § 50,

16. „Freiflächenanlage“ jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-

lungsenergie, die nicht in, an oder auf einem Gebäude oder einer sonstigen

baulichen Anlage, die vorrangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung von

Strom aus solarer Strahlungsenergie errichtet worden ist, angebracht ist,

17. „Gebäude“ jede selbstständig benutzbare, überdeckte bauliche Anlage, die

von Menschen betreten werden kann und vorrangig dazu bestimmt ist, dem

Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen,

18. „Generator“ jede technische Einrichtung, die mechanische, chemische, ther-

mische oder elektromagnetische Energie direkt in elektrische Energie um-

wandelt,

19. „Gülle“ jeder Stoff, der Gülle ist im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009

des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hy-

gienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische

Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (ABl.

L 300 vom 14.11.2009, S. 1), die durch die Richtlinie 2010/63/EU (ABl. L 276

vom 20.10.2010, S. 33) geändert worden ist,
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20. „Herkunftsnachweis“ ein elektronisches Dokument, das ausschließlich dazu

dient, gegenüber einem Letztverbraucher im Rahmen der Stromkennzeich-

nung nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes nachzu-

weisen, dass ein bestimmter Anteil oder eine bestimmte Menge des Stroms

aus erneuerbaren Energien erzeugt wurde,

21. „Inbetriebnahme“ die erstmalige Inbetriebsetzung der Anlage nach Herstel-

lung ihrer technischen Betriebsbereitschaft ausschließlich mit erneuerbaren

Energien oder Grubengas; die technische Betriebsbereitschaft setzt voraus,

dass die Anlage fest an dem für den dauerhaften Betrieb vorgesehenen Ort

und dauerhaft mit dem für die Erzeugung von Wechselstrom erforderlichen

Zubehör installiert wurde; der Austausch des Generators oder sonstiger tech-

nischer oder baulicher Teile nach der erstmaligen Inbetriebnahme führt nicht

zu einer Änderung des Zeitpunkts der Inbetriebnahme,

22. „installierte Leistung“ einer Anlage die elektrische Wirkleistung, die die Anlage

bei bestimmungsgemäßem Betrieb ohne zeitliche Einschränkungen unbe-

schadet kurzfristiger geringfügiger Abweichungen technisch erbringen kann,

23. „KWK-Anlage“ eine KWK-Anlage im Sinne von § 3 Absatz 2 des Kraft-

Wärme-Kopplungsgesetzes,

24. „Letztverbraucher“ jede natürliche oder juristische Person, die Strom ver-

braucht, der von einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen geliefert wird;

Verlustenergie nach § 10 der Stromnetzentgeltverordnung gilt nicht als

Stromverbrauch im Sinne von Halbsatz 1,

25. „Monatsmarktwert“ der nach Anlage 1 rückwirkend berechnete tatsächliche

Monatsmittelwert des energieträgerspezifischen Marktwerts von Strom aus

erneuerbaren Energien oder aus Grubengas am Spotmarkt der Strombörse

EPEX Spot SE in Paris für die Preiszone Deutschland/Österreich in Cent pro

Kilowattstunde,

26. „Netz“ die Gesamtheit der miteinander verbundenen technischen Einrichtun-

gen zur Abnahme, Übertragung und Verteilung von Elektrizität für die allge-

meine Versorgung,

27. „Netzbetreiber“ jeder Betreiber eines Netzes für die allgemeine Versorgung

mit Elektrizität, unabhängig von der Spannungsebene,

28. „Schienenbahn“ jedes Unternehmen, das zum Zweck des Personen- oder Gü-

terverkehrs Fahrzeuge wie Eisenbahnen, Magnetschwebebahnen, Straßen-

bahnen oder nach ihrer Bau- und Betriebsweise ähnliche Bahnen auf Schie-

nen betreibt,
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29. „Speichergas“ jedes Gas, das keine erneuerbare Energie ist, aber zum Zweck

der Zwischenspeicherung von Strom aus erneuerbaren Energien ausschließ-

lich unter Einsatz von Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt wird,

30. „Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung“ Strom im Sinne von § 3 Absatz 4 des

Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes,

31. „Übertragungsnetzbetreiber“ der regelverantwortliche Netzbetreiber von

Hoch- und Höchstspannungsnetzen, die der überregionalen Übertragung von

Elektrizität zu nachgeordneten Netzen dienen,

32. „Umweltgutachter“ jede Person oder Organisation, die nach dem Umweltau-

ditgesetz in der jeweils geltenden Fassung als Umweltgutachter oder Um-

weltgutachterorganisation tätig werden darf,

33. „Unternehmen“ jede rechtsfähige Personenvereinigung oder juristische Per-

son mit Ausnahme der im Dritten Buch des Aktiengesetzes geregelten ver-

bundenen Unternehmen, die über einen nach Art und Umfang in kaufmänni-

scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb verfügt, der unter Beteiligung

am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr nachhaltig mit eigener Gewinnerzie-

lungsabsicht betrieben wird,

34. „Windenergieanlage an Land“ jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus

Windenergie, die keine Windenergieanlage auf See ist,

35. „Windenergieanlage auf See“ jede Anlage zur Erzeugung von Strom aus

Windenergie, die auf See in einer Entfernung von mindestens drei Seemeilen

gemessen von der Küstenlinie aus seewärts errichtet worden ist; als Küstenli-

nie gilt die in der Karte Nummer 2920 Deutsche Nordseeküste und angren-

zende Gewässer, Ausgabe 1994, XII., sowie in der Karte Nummer 2921

Deutsche Ostseeküste und angrenzende Gewässer, Ausgabe 1994, XII., des

Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie im Maßstab 1 : 375 0001

dargestellte Küstenlinie,

36. „Wohngebäude“ jedes Gebäude, das nach seiner Zweckbestimmung über-

wiegend dem Wohnen dient, einschließlich Wohn-, Alten- und Pflegeheimen

sowie ähnlichen Einrichtungen.

1 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie,
20359 Hamburg.
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§ 6

Anlagenregister

(1) Die Bundesnetzagentur errichtet und betreibt ein Verzeichnis, in dem Anlagen zu

registrieren sind (Anlagenregister). Im Anlagenregister sind die Angaben zu erheben

und bereitzustellen, die erforderlich sind,

1. um die Integration des Stroms aus erneuerbaren Energien und Grubengas in

das Elektrizitätsversorgungssystem zu fördern,

2. um die Grundsätze nach § 2 Absatz 1 bis 3 und den Ausbaupfad nach § 3 zu

überprüfen,

3. um die Absenkung der Förderung nach den §§ 27 bis 29 umzusetzen,

4. um den bundesweiten Ausgleich des abgenommenen Stroms sowie der fi-

nanziellen Förderung zu erleichtern und

5. um die Erfüllung nationaler, europäischer und internationaler Berichtspflichten

zum Ausbau der erneuerbaren Energien zu erleichtern.

(2) Anlagenbetreiber müssen an das Anlagenregister insbesondere übermitteln:

1. Angaben zur Person des Anlagenbetreibers sowie Kontaktdaten,

2. den Standort der Anlage,

3. den Energieträger, aus dem der Strom erzeugt wird,

4. die installierte Leistung der Anlage,

5. die Angabe, ob für den in der Anlage erzeugten Strom eine finanzielle Förde-

rung in Anspruch genommen werden soll.

(3) Zur Erhöhung der Transparenz des Ausbaus der erneuerbaren Energien wird das

Anlagenregister der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Hierzu werden die Angaben

der registrierten Anlagen mit Ausnahme der Angaben nach Absatz 2 Nummer 1 auf

der Internetseite des Anlagenregisters veröffentlicht und mindestens monatlich aktua-

lisiert.

(4) Das Nähere einschließlich weiterer zu übermittelnder Angaben bestimmt eine

Rechtsverordnung nach § 90, wobei auch vorgesehen werden kann, dass die Aufga-

ben des Anlagenregisters ganz oder teilweise durch das Gesamtanlagenregister der

Bundesnetzagentur nach § 53b des Energiewirtschaftsgesetzes zu erfüllen sind.
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§ 7

Gesetzliches Schuldverhältnis

(1) Netzbetreiber dürfen die Erfüllung ihrer Pflichten nach diesem Gesetz nicht vom

Abschluss eines Vertrages abhängig machen.

(2) Von den Bestimmungen dieses Gesetzes darf unbeschadet des § 11 Absatz 3

und 4 nicht zu Lasten des Anlagenbetreibers oder des Netzbetreibers abgewichen

werden. Dies gilt nicht für abweichende vertragliche Vereinbarungen zu den §§ 5 bis

53, 66, 67, 76 und 96 sowie zu den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts-

verordnungen, die

1. Gegenstand eines Prozessvergleichs im Sinne des § 794 Absatz 1 Num-

mer 1 der Zivilprozessordnung sind,

2. dem Ergebnis eines von den Verfahrensparteien bei der Clearingstelle

durchgeführten Verfahrens nach § 77 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 entspre-

chen oder

3. einer Entscheidung der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommu-

nikation, Post und Eisenbahnen (Bundesnetzagentur) nach § 81 entsprechen.

Teil 2
Anschluss, Abnahme, Übertragung und Verteilung

Abschnitt 1
Allgemeine Bestimmungen

§ 8

Anschluss

(1) Netzbetreiber müssen Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren

Energien und aus Grubengas unverzüglich vorrangig an der Stelle an ihr Netz an-

schließen, die im Hinblick auf die Spannungsebene geeignet ist, und die in der Luftli-

nie kürzeste Entfernung zum Standort der Anlage aufweist, wenn nicht dieses oder

ein anderes Netz einen technisch und wirtschaftlich günstigeren Verknüpfungspunkt

aufweist; bei der Prüfung des wirtschaftlich günstigeren Verknüpfungspunkts sind die

unmittelbar durch den Netzanschluss entstehenden Kosten einschließlich der vo-

raussichtlich infolge des Netzanschlusses zusätzlich entstehenden Zahlungen nach

§ 15 Absatz 1 zu berücksichtigen. Bei einer oder mehreren Anlagen mit einer instal-

lierten Leistung von insgesamt höchstens 30 Kilowatt, die sich auf einem Grundstück
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mit bereits bestehendem Netzanschluss befinden, gilt der Verknüpfungspunkt des

Grundstücks mit dem Netz als günstigster Verknüpfungspunkt.

(2) Anlagenbetreiber dürfen einen anderen Verknüpfungspunkt dieses oder eines an-

deren im Hinblick auf die Spannungsebene geeigneten Netzes wählen, es sei denn,

diese Wahl führt bei dem Netzbetreiber zu Mehrkosten in Höhe von mehr als 10 Pro-

zent gegenüber den Kosten des Anschlusses der Anlage an den technisch und wirt-

schaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt.

(3) Der Netzbetreiber darf abweichend von den Absätzen 1 und 2 der Anlage einen

anderen Verknüpfungspunkt zuweisen, es sei denn, die Abnahme des Stroms aus

der betroffenen Anlage nach § 11 Absatz 1 wäre an diesem Verknüpfungspunkt nicht

sichergestellt.

(4) Die Pflicht zum Netzanschluss besteht auch dann, wenn die Abnahme des

Stroms erst durch die Optimierung, die Verstärkung oder den Ausbau des Netzes

nach § 12 möglich wird.

(5) Netzbetreiber müssen Einspeisewilligen nach Eingang eines Netzanschlussbe-

gehrens unverzüglich einen genauen Zeitplan für die Bearbeitung des Netzan-

schlussbegehrens übermitteln. In diesem Zeitplan ist anzugeben:

1. in welchen Arbeitsschritten das Netzanschlussbegehren bearbeitet wird und

2. welche Informationen die Einspeisewilligen aus ihrem Verantwortungsbereich

den Netzbetreibern übermitteln müssen, damit die Netzbetreiber den Ver-

knüpfungspunkt ermitteln oder ihre Planungen nach § 12 durchführen kön-

nen.

(6) Netzbetreiber müssen Einspeisewilligen nach Eingang der erforderlichen Informa-

tionen unverzüglich, spätestens aber innerhalb von acht Wochen, Folgendes übermit-

teln:

1. einen Zeitplan für die unverzügliche Herstellung des Netzanschlusses mit al-

len erforderlichen Arbeitsschritten,

2. alle Informationen, die Einspeisewillige für die Prüfung des Verknüpfungs-

punktes benötigen, sowie auf Antrag die für eine Netzverträglichkeitsprüfung

erforderlichen Netzdaten,

3. einen nachvollziehbaren und detaillierten Voranschlag der Kosten, die den

Anlagenbetreibern durch den Netzanschluss entstehen; dieser Kostenvoran-

schlag umfasst nur die Kosten, die durch die technische Herstellung des

Netzanschlusses entstehen, und insbesondere nicht die Kosten für die Ge-

stattung der Nutzung fremder Grundstücke für die Verlegung der Netzan-

schlussleitung,
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4. die zur Erfüllung der Pflichten nach § 9 Absatz 1 und 2 erforderlichen Infor-

mationen.

Das Recht der Anlagenbetreiber nach § 10 Absatz 1 bleibt auch dann unberührt,

wenn der Netzbetreiber den Kostenvoranschlag nach Satz 1 Nummer 3 übermittelt

hat.

§ 9

Technische Vorgaben

(1) Anlagenbetreiber sowie Betreiber von KWK-Anlagen müssen ihre Anlagen mit ei-

ner installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt mit technischen Einrichtungen

ausstatten, mit denen der Netzbetreiber jederzeit

1. die Einspeiseleistung bei Netzüberlastung ferngesteuert reduzieren kann und

2. die Ist-Einspeisung abrufen kann.

Die Pflicht nach Satz 1 gilt auch als erfüllt, wenn mehrere Anlagen, die gleichartige

erneuerbare Energien einsetzen und über denselben Verknüpfungspunkt mit dem

Netz verbunden sind, mit einer gemeinsamen technischen Einrichtung ausgestattet

sind, mit der der Netzbetreiber die gesamte

1. Einspeiseleistung bei Netzüberlastung ferngesteuert reduzieren und

2. Ist-Einspeisung der Anlagen abrufen kann.

(2) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie

1. mit einer installierten Leistung von mehr als 30 Kilowatt und höchstens

100 Kilowatt müssen die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Ab-

satz 1 Satz 2 Nummer 1 erfüllen,

2. mit einer installierten Leistung von höchstens 30 Kilowatt müssen

a) die Pflicht nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 oder Absatz 1 Satz 2 Num-

mer 1 erfüllen oder

b) am Verknüpfungspunkt ihrer Anlage mit dem Netz die maximale Wirkleis-

tungseinspeisung auf 70 Prozent der installierten Leistung begrenzen.

(3) Mehrere Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie gelten

unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und ausschließlich zum Zweck der Er-

mittlung der installierten Leistung im Sinne der Absätze 1 und 2 als eine Anlage,

wenn

1. sie sich auf demselben Grundstück oder Gebäude befinden und

2. innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb ge-

nommen worden sind.
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Entsteht eine Pflicht nach Absatz 1 oder 2 für einen Anlagenbetreiber erst durch den

Zubau von Anlagen eines anderen Anlagenbetreibers, kann er von diesem den Er-

satz der daraus entstehenden Kosten verlangen.

(4) Solange ein Netzbetreiber die Informationen nach § 8 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4

nicht übermittelt, greifen die in Absatz 7 bei Verstößen gegen Absatz 1 oder 2 ge-

nannten Rechtsfolgen nicht, wenn

1. die Anlagenbetreiber oder die Betreiber von KWK-Anlagen den Netzbetreiber

schriftlich oder elektronisch zur Übermittlung der erforderlichen Informationen

nach § 8 Absatz 6 Satz 1 Nummer 4 aufgefordert haben und

2. die Anlagen mit technischen Vorrichtungen ausgestattet sind, die geeignet

sind, die Anlagen ein- und auszuschalten und ein Kommunikationssignal ei-

ner Empfangsvorrichtung zu verarbeiten.

(5) Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas müssen sicherstel-

len, dass bei der Erzeugung des Biogases

1. ein neu zu errichtendes Gärrestlager am Standort der Biogaserzeugung

technisch gasdicht abgedeckt ist,

2. die hydraulische Verweilzeit in dem gasdichten und an eine Gasverwertung

angeschlossenen System mindestens 150 Tage beträgt und

3. zusätzliche Gasverbrauchseinrichtungen zur Vermeidung einer Freisetzung

von Biogas verwendet werden.

Satz 1 Nummer 1 und 2 ist nicht anzuwenden, wenn zur Erzeugung des Biogases

ausschließlich Gülle eingesetzt wird. Satz 1 Nummer 2 ist ferner nicht anzuwenden,

wenn für den in der Anlage erzeugten Strom der Anspruch nach § 19 in Verbindung

mit § 43 geltend gemacht wird.

(6) Betreiber von Windenergieanlagen an Land, die vor dem 1. Januar 2017 in Be-

trieb genommen worden sind, müssen sicherstellen, dass am Verknüpfungspunkt ih-

rer Anlage mit dem Netz die Anforderungen der Systemdienstleistungsverordnung er-

füllt werden.

(7) Die Rechtsfolgen von Verstößen gegen Absatz 1, 2, 5 oder 6 richten sich bei An-

lagen, für deren Stromerzeugung dem Grunde nach ein Anspruch auf finanzielle För-

derung nach § 19 besteht, nach § 24 Absatz 2 Nummer 1. Bei den übrigen Anlagen

entfällt der Anspruch der Anlagenbetreiber auf vorrangige Abnahme, Übertragung

und Verteilung nach § 11 für die Dauer des Verstoßes gegen Absatz 1, 2, 5 oder 6;

Betreiber von KWK-Anlagen verlieren in diesem Fall ihren Anspruch auf Zuschlags-

zahlung nach § 4 Absatz 3 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes oder, soweit ein
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solcher nicht besteht, ihren Anspruch auf vorrangigen Netzzugang nach § 4 Absatz 4

des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes.

(8) Die Pflichten und Anforderungen nach den §§ 21c, 21d und 21e des Energiewirt-

schaftsgesetzes und nach den auf Grund des § 21i Absatz 1 des Energiewirtschafts-

gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen bleiben unberührt.

§ 10

Ausführung und Nutzung des Anschlusses

(1) Anlagenbetreiber dürfen den Anschluss der Anlagen sowie die Einrichtung und

den Betrieb der Messeinrichtungen einschließlich der Messung von dem Netzbetrei-

ber oder einer fachkundigen dritten Person vornehmen lassen. Für Messstellenbe-

trieb und Messung gelten die Bestimmungen der §§ 21b bis 21h des Energiewirt-

schaftsgesetzes und der auf Grund von § 21i des Energiewirtschaftsgesetzes erlas-

senen Rechtsverordnungen.

(2) Die Ausführung des Anschlusses und die übrigen für die Sicherheit des Netzes

notwendigen Einrichtungen müssen den im Einzelfall notwendigen technischen An-

forderungen des Netzbetreibers und § 49 des Energiewirtschaftsgesetzes entspre-

chen.

(3) Bei der Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Energien oder Grubengas ist

zugunsten des Anlagenbetreibers § 18 Absatz 2 der Niederspannungsanschlussver-

ordnung entsprechend anzuwenden.

§ 11

Abnahme, Übertragung und Verteilung

(1) Netzbetreiber müssen vorbehaltlich des § 14 den gesamten nach § 19 Absatz 1

vermarkteten oder zur Verfügung gestellten Strom aus erneuerbaren Energien oder

aus Grubengas unverzüglich vorrangig physikalisch abnehmen, übertragen und ver-

teilen. Macht der Anlagenbetreiber den Anspruch nach § 19 in Verbindung mit § 35

oder § 36 geltend, umfasst die Pflicht aus Satz 1 auch die kaufmännische Abnahme.

Die Pflichten nach den Sätzen 1 und 2 sowie die Pflichten nach § 4 Absatz 1 Satz 1

und Absatz 4 Satz 2 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes sind gleichrangig.

(2) Absatz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Anlage an das Netz des Anla-

genbetreibers oder einer dritten Person, die nicht Netzbetreiber ist, angeschlossen ist

und der Strom mittels kaufmännisch-bilanzieller Weitergabe in ein Netz angeboten

wird.
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(3) Die Pflichten nach Absatz 1 bestehen nicht, soweit Anlagenbetreiber oder Direkt-

vermarktungsunternehmer und Netzbetreiber unbeschadet des § 15 zur besseren In-

tegration der Anlage in das Netz ausnahmsweise vertraglich vereinbaren, vom Ab-

nahmevorrang abzuweichen. Bei Anwendung vertraglicher Vereinbarungen nach

Satz 1 ist sicherzustellen, dass der Vorrang für Strom aus erneuerbaren Energien

angemessen berücksichtigt und insgesamt die größtmögliche Strommenge aus er-

neuerbaren Energien abgenommen wird.

(4) Die Pflichten nach Absatz 1 bestehen ferner nicht, soweit Anlagenbetreiber und

Netzbetreiber ausnahmsweise auf Grund vertraglicher Vereinbarungen vom Abnah-

mevorrang abweichen und dies durch die Ausgleichsmechanismusverordnung zuge-

lassen ist.

(5) Die Pflichten zur vorrangigen Abnahme, Übertragung und Verteilung treffen im

Verhältnis zum aufnehmenden Netzbetreiber, der nicht Übertragungsnetzbetreiber

ist,

1. den vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber,

2. den nächstgelegenen inländischen Übertragungsnetzbetreiber, wenn im

Netzbereich des abgabeberechtigten Netzbetreibers kein inländisches Über-

tragungsnetz betrieben wird, oder,

3. insbesondere im Fall der Weitergabe nach Absatz 2, jeden sonstigen Netzbe-

treiber.

Abschnitt 2
Kapazitätserweiterung und Einspeisemanagement

§ 12

Erweiterung der Netzkapazität

(1) Netzbetreiber müssen auf Verlangen der Einspeisewilligen unverzüglich ihre Net-

ze entsprechend dem Stand der Technik optimieren, verstärken und ausbauen, um

die Abnahme, Übertragung und Verteilung des Stroms aus erneuerbaren Energien

oder Grubengas sicherzustellen. Dieser Anspruch besteht auch gegenüber den Be-

treibern von vorgelagerten Netzen mit einer Spannung bis 110 Kilovolt, an die die An-

lage nicht unmittelbar angeschlossen ist, wenn dies erforderlich ist, um die Abnahme,

Übertragung und Verteilung des Stroms sicherzustellen.

(2) Die Pflicht erstreckt sich auf sämtliche für den Betrieb des Netzes notwendigen

technischen Einrichtungen sowie die im Eigentum des Netzbetreibers stehenden

oder in sein Eigentum übergehenden Anschlussanlagen.
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(3) Der Netzbetreiber muss sein Netz nicht optimieren, verstärken und ausbauen,

soweit dies wirtschaftlich unzumutbar ist.

(4) Die Pflichten nach § 4 Absatz 6 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes sowie nach

§ 12 Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes bleiben unberührt.

§ 13

Schadensersatz

(1) Verletzt der Netzbetreiber seine Pflicht aus § 12 Absatz 1, können Einspeisewilli-

ge Ersatz des hierdurch entstandenen Schadens verlangen. Die Ersatzpflicht tritt

nicht ein, wenn der Netzbetreiber die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.

(2) Liegen Tatsachen vor, die die Annahme begründen, dass der Netzbetreiber seine

Pflicht aus § 12 Absatz 1 nicht erfüllt hat, können Anlagenbetreiber Auskunft von dem

Netzbetreiber darüber verlangen, ob und inwieweit der Netzbetreiber das Netz opti-

miert, verstärkt und ausgebaut hat.

§ 14

Einspeisemanagement

(1) Netzbetreiber dürfen unbeschadet ihrer Pflicht nach § 12 ausnahmsweise an ihr

Netz unmittelbar oder mittelbar angeschlossene Anlagen und KWK-Anlagen, die mit

einer Einrichtung zur ferngesteuerten Reduzierung der Einspeiseleistung bei Netz-

überlastung im Sinne von § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, Satz 2 Nummer 1 oder Ab-

satz 2 Nummer 1 oder 2 Buchstabe a ausgestattet sind, regeln, soweit

1. andernfalls im jeweiligen Netzbereich einschließlich des vorgelagerten Net-

zes ein Netzengpass entstünde,

2. der Vorrang für Strom aus erneuerbaren Energien, Grubengas und Kraft-

Wärme-Kopplung gewahrt wird, soweit nicht sonstige Stromerzeuger am Netz

bleiben müssen, um die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsver-

sorgungssystems zu gewährleisten, und

3. sie die verfügbaren Daten über die Ist-Einspeisung in der jeweiligen Netzre-

gion abgerufen haben.

Bei der Regelung der Anlagen nach Satz 1 sind Anlagen im Sinne des § 9 Absatz 2

erst nachrangig gegenüber den übrigen Anlagen zu regeln. Im Übrigen müssen die

Netzbetreiber sicherstellen, dass insgesamt die größtmögliche Strommenge aus er-

neuerbaren Energien und Kraft-Wärme-Kopplung abgenommen wird.
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(2) Netzbetreiber müssen Betreiber von Anlagen nach § 9 Absatz 1 spätestens am

Vortag, ansonsten unverzüglich über den zu erwartenden Zeitpunkt, den Umfang und

die Dauer der Regelung unterrichten, sofern die Durchführung der Maßnahme vor-

hersehbar ist.

(3) Netzbetreiber müssen die von Maßnahmen nach Absatz 1 Betroffenen unverzüg-

lich über die tatsächlichen Zeitpunkte, den jeweiligen Umfang, die Dauer und die

Gründe der Regelung unterrichten und auf Verlangen innerhalb von vier Wochen

Nachweise über die Erforderlichkeit der Maßnahme vorlegen. Die Nachweise müs-

sen eine sachkundige dritte Person in die Lage versetzen, ohne weitere Informatio-

nen die Erforderlichkeit der Maßnahme vollständig nachvollziehen zu können; zu die-

sem Zweck sind im Fall eines Verlangens nach Satz 1 letzter Halbsatz insbesondere

die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 erhobenen Daten vorzulegen. Die Netzbetreiber

können abweichend von Satz 1 Betreiber von Anlagen nach § 9 Absatz 2 in Verbin-

dung mit Absatz 3 nur einmal jährlich über die Maßnahmen nach Absatz 1 unterrich-

ten, solange die Gesamtdauer dieser Maßnahmen 15 Stunden pro Anlage im Kalen-

derjahr nicht überschritten hat; diese Unterrichtung muss bis zum 31. Januar des

Folgejahres erfolgen. § 13 Absatz 5 Satz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes bleibt un-

berührt.

§ 15

Härtefallregelung

(1) Wird die Einspeisung von Strom aus einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus

erneuerbaren Energien, Grubengas oder Kraft-Wärme-Kopplung wegen eines Netz-

engpasses im Sinne von § 14 Absatz 1 reduziert, muss der Netzbetreiber, an dessen

Netz die Anlage angeschlossen ist, die von der Maßnahme betroffenen Betreiber

abweichend von § 13 Absatz 4 des Energiewirtschaftsgesetzes für 95 Prozent der

entgangenen Einnahmen zuzüglich der zusätzlichen Aufwendungen und abzüglich

der ersparten Aufwendungen entschädigen. Übersteigen die entgangenen Einnah-

men nach Satz 1 in einem Jahr 1 Prozent der Einnahmen dieses Jahres, sind die von

der Regelung betroffenen Betreiber ab diesem Zeitpunkt zu 100 Prozent zu entschä-

digen. Der Netzbetreiber, in dessen Netz die Ursache für die Regelung nach § 14

liegt, muss dem Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage angeschlossen ist, die

Kosten für die Entschädigung ersetzen.

(2) Der Netzbetreiber kann die Kosten nach Absatz 1 bei der Ermittlung der Netzent-

gelte in Ansatz bringen, soweit die Maßnahme erforderlich war und er sie nicht zu

vertreten hat. Der Netzbetreiber hat sie insbesondere zu vertreten, soweit er nicht al-
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le Möglichkeiten zur Optimierung, zur Verstärkung und zum Ausbau des Netzes aus-

geschöpft hat.

(3) Schadensersatzansprüche von Anlagenbetreibern gegen den Netzbetreiber blei-

ben unberührt.

Abschnitt 3
Kosten

§ 16

Netzanschluss

(1) Die notwendigen Kosten des Anschlusses von Anlagen zur Erzeugung von Strom

aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas an den Verknüpfungspunkt nach

§ 8 Absatz 1 oder 2 sowie der notwendigen Messeinrichtungen zur Erfassung des

gelieferten und des bezogenen Stroms trägt der Anlagenbetreiber.

(2) Weist der Netzbetreiber den Anlagen nach § 8 Absatz 3 einen anderen Verknüp-

fungspunkt zu, muss er die daraus resultierenden Mehrkosten tragen.

§ 17

Kapazitätserweiterung

Die Kosten der Optimierung, der Verstärkung und des Ausbaus des Netzes trägt der

Netzbetreiber.

§ 18

Vertragliche Vereinbarung

(1) Netzbetreiber können infolge der Vereinbarung nach § 11 Absatz 3 entstandene

Kosten im nachgewiesenen Umfang bei der Ermittlung des Netzentgelts in Ansatz

bringen, soweit diese Kosten im Hinblick auf § 1 oder § 2 Absatz 1 wirtschaftlich an-

gemessen sind.

(2) Die Kosten unterliegen der Prüfung auf Effizienz durch die Regulierungsbehörde

nach Maßgabe der Bestimmungen des Energiewirtschaftsgesetzes.
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Teil 3
Finanzielle Förderung

Abschnitt 1
Allgemeine Förderbestimmungen

§ 19

Förderanspruch

(1) Betreiber von Anlagen, in denen ausschließlich erneuerbare Energien oder Gru-

bengas eingesetzt werden, haben für den in diesen Anlagen erzeugten Strom gegen

den Netzbetreiber einen Anspruch

1. auf die Marktprämie nach § 32, wenn sie den Strom direkt vermarkten und

dem Netzbetreiber das Recht überlassen, diesen Strom als „Strom aus er-

neuerbaren Energien oder aus Grubengas“ zu kennzeichnen (geförderte Di-

rektvermarktung), oder

2. auf eine Einspeisevergütung nach § 35 oder § 36, wenn sie den Strom dem

Netzbetreiber zur Verfügung stellen und soweit dies abweichend von § 2 Ab-

satz 2 ausnahmsweise zugelassen ist.

(2) Auf die zu erwartenden Zahlungen nach Absatz 1 sind monatlich jeweils zum

15. Kalendertag für den Vormonat Abschläge in angemessenem Umfang zu leisten.

(3) Der Anspruch nach Absatz 1 wird nicht fällig und der Anspruch auf monatliche

Abschläge nach Absatz 2 entfällt, solange Anlagenbetreiber ihre Pflichten zur Daten-

übermittlung für das jeweilige Vorjahr nach § 67 nicht erfüllt haben.

(4) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht auch dann, wenn der Strom vor der Einspei-

sung in das Netz zwischengespeichert worden ist. In diesem Fall bezieht sich der

Anspruch auf die Strommenge, die aus dem Zwischenspeicher in das Netz einge-

speist wird. Die Förderhöhe bestimmt sich nach der Höhe der finanziellen Förderung,

die der Netzbetreiber nach Absatz 1 bei einer Einspeisung des Stroms in das Netz

ohne Zwischenspeicherung an den Anlagenbetreiber zahlen müsste. Der Anspruch

nach Absatz 1 besteht auch bei einem gemischten Einsatz von erneuerbaren Ener-

gien und Speichergasen.

§ 20

Wechsel zwischen Veräußerungsformen

(1) Anlagenbetreiber dürfen mit jeder Anlage nur zum ersten Kalendertag eines Mo-

nats zwischen den folgenden Veräußerungsformen wechseln:
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1. der geförderten Direktvermarktung,

2. einer sonstigen Direktvermarktung,

3. der Einspeisevergütung nach § 35 und

4. der Einspeisevergütung nach § 36.

(2) Anlagenbetreiber dürfen den in einer Anlage erzeugten Strom nicht anteilig in ver-

schiedenen Veräußerungsformen nach Absatz 1 veräußern.

(3) Unbeschadet von Absatz 1 können Anlagenbetreiber jederzeit

1. ihren Direktvermarktungsunternehmer wechseln oder

2. den Strom vollständig oder anteilig an Dritte veräußern, sofern diese den

Strom in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage verbrauchen und der

Strom nicht durch ein Netz durchgeleitet wird.

§ 21

Verfahren für den Wechsel

(1) Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber einen Wechsel zwischen den Ver-

äußerungsformen nach § 20 Absatz 1 vor Beginn des jeweils vorangegangenen Ka-

lendermonats mitteilen. Wechseln sie in die Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1

Nummer 4 oder aus dieser heraus, können sie dem Netzbetreiber einen Wechsel

abweichend von Satz 1 bis zum fünftletzten Werktag des Vormonats mitteilen.

(2) Bei den Mitteilungen nach Absatz 1 müssen die Anlagenbetreiber auch angeben:

1. die Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1, in die gewechselt wird, und

2. bei einem Wechsel in eine Direktvermarktung nach § 20 Absatz 1 Nummer 1

oder 2 der Bilanzkreis im Sinne des § 3 Nummer 10a des Energiewirtschafts-

gesetzes, dem der direkt vermarktete Strom zugeordnet werden soll.

Im Fall des Satzes 1 Nummer 2 sollen die Anlagenbetreiber auch den Bilanz- oder

Unterbilanzkreis angeben, in den Ausgleichsenergiemengen einzustellen sind.

(3) Soweit die Bundesnetzagentur keine Festlegung nach § 81 Absatz 3 Nummer 3

getroffen hat, müssen die Netzbetreiber spätestens ab dem 1. April 2015 für den

Wechsel zwischen den Veräußerungsformen an die Vorgaben dieses Gesetzes an-

gepasste bundesweit einheitliche, massengeschäftstaugliche Verfahren einschließ-

lich Verfahren für die vollständig automatisierte elektronische Übermittlung und Nut-

zung der Meldungsdaten zur Verfügung stellen, die den Vorgaben des Bundesdaten-

schutzgesetzes genügen. Für diesen Datenaustausch ist ein einheitliches Datenfor-

mat vorzusehen. Die Verbände der Elektrizitätsversorgungsunternehmen sowie der

Anlagenbetreiber sind an der Entwicklung der Verfahren und Formate für den Daten-

austausch angemessen zu beteiligen.
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(4) Anlagenbetreiber müssen für die Übermittlung von Mitteilungen nach den Absät-

zen 1 und 2 an den Netzbetreiber spätestens ab dem 1. Juli 2015 das Verfahren und

das Format nach Absatz 3 nutzen.

§ 22

Förderbeginn und Förderdauer

Die finanzielle Förderung ist jeweils für die Dauer von 20 Kalenderjahren zuzüglich

des Inbetriebnahmejahres der Anlage zu zahlen. Beginn der Frist nach Satz 1 ist der

Zeitpunkt der Inbetriebnahme der Anlage, soweit sich aus den nachfolgenden Be-

stimmungen nichts anderes ergibt.

§ 23

Berechnung der Förderung

(1) Die Höhe des Anspruchs auf finanzielle Förderung bestimmt sich nach den hierfür

als Berechnungsgrundlage anzulegenden Werten für Strom aus erneuerbaren Ener-

gien oder aus Grubengas. Anzulegender Wert ist der zur Ermittlung der Marktprämie

oder der Einspeisevergütung für Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gru-

bengas zugrunde zu legende Betrag nach den §§ 38 bis 49 oder 53 in Cent pro Kilo-

wattstunde.

(2) Die Höhe der anzulegenden Werte für Strom, der in Abhängigkeit von der Be-

messungsleistung oder der installierten Leistung der Anlage gefördert wird, bestimmt

sich

1. bei einer finanziellen Förderung für Strom aus solarer Strahlungsenergie je-

weils anteilig nach der installierten Leistung der Anlage im Verhältnis zu dem

jeweils anzuwendenden Schwellenwert und

2. bei einer finanziellen Förderung in allen anderen Fällen jeweils anteilig nach

der Bemessungsleistung der Anlage..

(3) In den anzulegenden Werten ist die Umsatzsteuer nicht enthalten.

(4) Die Höhe des Anspruchs auf finanzielle Förderung verringert sich

1. nach Maßgabe des § 24, des § 45 Absatz 4 oder der Nummer 3 Satz 4 der

Anlage 3 bei einem Verstoß gegen eine Bestimmung dieses Gesetzes,

2. nach Maßgabe der §§ 25 bis 29 wegen der degressiven Ausgestaltung der fi-

nanziellen Förderung,

3. nach Maßgabe des § 35 Absatz 3 oder des § 36 Absatz 2 bei der Inan-

spruchnahme einer Einspeisevergütung,
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4. nach Maßgabe des § 45 Absatz 1 Satz 2 für den dort genannten Anteil der in

einem Kalenderjahr erzeugten Strommenge aus Biogas oder

5. nach Maßgabe des § 53 Absatz 3 für Strom aus Freiflächenanlagen.

§ 24

Verringerung der Förderung

(1) Der anzulegende Wert nach § 23 Absatz 1 Satz 2 verringert sich auf null,

1. solange Anlagenbetreiber die zur Registrierung der Anlage erforderlichen

Angaben nicht nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90 an das Anla-

genregister übermittelt haben,

2. solange und soweit Anlagenbetreiber einer nach Maßgabe der Rechtsverord-

nung nach § 90 registrierten Anlage eine Erhöhung der installierten Leistung

der Anlage nicht nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90 an das An-

lagenregister übermittelt haben.

(2) Der anzulegende Wert nach § 23 Absatz 1 Satz 2 verringert sich auf den Mo-

natsmarktwert,

1. solange Anlagenbetreiber gegen § 9 Absatz 1, 2, 5 oder 6 oder § 20 Absatz 2

verstoßen,

2. wenn Anlagenbetreiber dem Netzbetreiber den Wechsel zwischen den ver-

schiedenen Veräußerungsformen nach § 20 Absatz 1 nicht nach Maßgabe

des § 21 übermittelt haben, wobei ein Verstoß gegen § 21 Absatz 2 Satz 2

unbeachtlich ist,

3. wenn der Strom mit Strom aus mindestens einer anderen Anlage über eine

gemeinsame Messeinrichtung abgerechnet wird und nicht

a) der gesamte über diese Messeinrichtung abgerechnete Strom direkt ver-

marktet wird oder

b) für den gesamten über diese Messeinrichtung abgerechneten Strom eine

Einspeisevergütung in Anspruch genommen wird,

4. solange Anlagenbetreiber, die den in der Anlage erzeugten Strom dem Netz-

betreiber nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 zur Verfügung stellen, gegen § 37

Absatz 2 verstoßen, mindestens jedoch für die Dauer des gesamten Kalen-

dermonats, in dem ein solcher Verstoß erfolgt ist,

5. wenn Anlagenbetreiber gegen die in § 76 geregelten Pflichten verstoßen,

6. soweit die Errichtung oder der Betrieb der Anlage dazu dient, die Vorbildfunk-

tion öffentlicher Gebäude auf Grund einer landesrechtlichen Regelung nach
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§ 3 Absatz 4 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes zu erfül-

len, und wenn die Anlage keine KWK-Anlage ist.

Die Verringerung gilt im Fall des Satzes 1 Nummer 2 oder Nummer 3 bis zum Ablauf

des Kalendermonats, der auf die Beendigung des Verstoßes folgt, und im Fall des

Satzes 1 Nummer 5 für die Dauer des Verstoßes zuzüglich der darauf folgenden

sechs Kalendermonate.

§ 25

Allgemeine Bestimmungen zur Absenkung der Förderung

(1) Die anzulegenden Werte sind unbeschadet des § 96 der Berechnung der finanzi-

ellen Förderung zu Grunde zu legen

1. für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsener-

gie, die vor dem 1. September 2014 in Betrieb genommen worden sind,

2. für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Geothermie und für

Strom aus Windenergieanlagen auf See, die vor dem 1. Januar 2018 in Be-

trieb genommen worden sind, und

3. für Strom aus sonstigen Anlagen, die vor dem 1. Januar 2016 in Betrieb ge-

nommen worden sind.

Sie sind ferner der Berechnung der finanziellen Förderung für Strom aus Anlagen zu

Grunde zu legen, die ab den in Satz 1 geannten Zeitpunkten in Betrieb genommen

werden, mit der Maßgabe, dass sich die anzulegenden Werte nach Maßgabe der

§§ 26 bis 29, § 35 Absatz 3 und § 36 Absatz 2 Satz 1 verringern. Die zum jeweiligen

Inbetriebnahmezeitpunkt errechneten anzulegenden Werte sind jeweils für die ge-

samte Förderdauer nach § 22 anzuwenden.

(2) Die für die Anwendung der §§ 27 bis 29 erforderlichen Veröffentlichungen ein-

schließlich der Veröffentlichung der nach den §§ 27 bis 29 jeweils geltenden anzule-

genden Werte regelt die Rechtsverordnung nach § 90, wobei jeweils die Summe der

installierten Leistung der in jedem Kalendermonat registrierten Anlagen bis zum letz-

ten Kalendertag des Folgemonats veröffentlicht werden muss.

(3) Im Sinne der §§ 27 bis 29 ist der Zubau jeweils die Summe der nach Maßgabe

der Rechtsverordnung nach § 90 in einem Bezugszeitraum registrierten und nach

Absatz 2 veröffentlichten installierten Leistung von Anlagen zur Erzeugung von Strom

aus Biomasse, Windenergieanlagen an Land und Anlagen zur Erzeugung von Strom

aus solarer Strahlungsenergie.

(4) Die anzulegenden Werte werden nach der Berechnung nach Absatz 1 in Verbin-

dung mit den §§ 26 bis 29 auf zwei Stellen nach dem Komma gerundet. Für die Be-
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rechnung der Höhe der anzulegenden Werte auf Grund einer erneuten Anpassung

nach Absatz 1 in Verbindung mit den §§ 26 bis 29 sind die ungerundeten Werte der

vorherigen Anpassung zugrunde zu legen.

§ 26

Jährliche Absenkung der Förderung

Die anzulegenden Werte verringern sich jährlich zum 1. Januar für Strom aus

1. Wasserkraft (§ 38) ab dem Jahr 2016: um 1,0 Prozent,

2. Deponiegas (§ 39) ab dem Jahr 2016: um 1,5 Prozent,

3. Klärgas (§ 40) ab dem Jahr 2016: um 1,5 Prozent,

4. Grubengas (§ 41) ab dem Jahr 2016: um 1,5 Prozent,

5. Geothermie (§ 46) ab dem Jahr 2018: um 5,0 Prozent,

6. Windenergieanlagen auf See

a) nach § 48 Absatz 2 ab dem Jahr 2018: um 0,5 Cent pro Kilowattstunde,

b) nach § 48 Absatz 3 ab dem Jahr 2018: um 1,0 Cent pro Kilowattstunde.

§ 27

Absenkung der Förderung für Strom aus Biomasse

(1) Der Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse soll nicht mehr

als 100 Megawatt installierter Leistung pro Jahr betragen.

(2) Die anzulegenden Werte nach den §§ 42 bis 44 verringern sich ab dem Jahr 2016

jeweils zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jahres um 0,5 Prozent

gegenüber den in den jeweils vorangegangenen drei Kalendermonaten geltenden

anzulegenden Werten.

(3) Die Absenkung nach Absatz 2 erhöht sich auf 1,27 Prozent, wenn der Zubau von

Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse im Bezugszeitraum nach Absatz 4

das Ziel nach Absatz 1 überschreitet.

(4) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem letzten Kalendertag des 18. Monats

und vor dem ersten Kalendertag des fünften Monats, der einem Zeitpunkt nach Ab-

satz 2 vorangeht.
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§ 28

Absenkung der Förderung für Strom aus Windenergieanlagen an Land

(1) Der Zielkorridor für den Zubau von Windenergieanlagen an Land beträgt 2 400 bis

2 600 Megawatt pro Jahr.

(2) Die anzulegenden Werte nach § 47 verringern sich ab dem Jahr 2016 jeweils zum

1. Januar, 1. April, 1. Juli und 1. Oktober eines Jahres um 0,4 Prozent gegenüber

den in den jeweils vorangegangenen drei Kalendermonaten geltenden anzulegenden

Werten.

(3) Die Absenkung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 erhöht sich, wenn der

Zubau von Windenergieanlagen an Land im Bezugszeitraum nach Absatz 6 den Ziel-

korridor nach Absatz 1

1. um bis zu 200 Megawatt überschreitet, auf 0,5 Prozent,

2. um mehr als 200 Megawatt überschreitet, auf 0,6 Prozent,

3. um mehr als 400 Megawatt überschreitet, auf 0,8 Prozent,

4. um mehr als 600 Megawatt überschreitet, auf 1,0 Prozent oder

5. um mehr als 800 Megawatt überschreitet, auf 1,2 Prozent.

(4) Die Absenkung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 verringert sich, wenn der

Zubau von Windenergieanlagen an Land im Bezugszeitraum nach Absatz 6 den Ziel-

korridor nach Absatz 1

1. um bis zu 200 Megawatt unterschreitet, auf 0,3 Prozent,

2. um mehr als 200 Megawatt unterschreitet, auf 0,2 Prozent oder

3. um mehr als 400 Megawatt unterschreitet, auf null.

(5) Die Absenkung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 verringert sich auf null

und es erhöhen sich die anzulegenden Werte nach § 47 gegenüber den in den je-

weils vorangegangenen drei Kalendermonaten geltenden anzulegenden Werten,

wenn der Zubau von Windenergieanlagen an Land im Bezugszeitraum nach Absatz 6

den Zielkorridor nach Absatz 1

1. um mehr als 600 Megawatt unterschreitet, um 0,2 Prozent oder

2. um mehr als 800 Megawatt unterschreitet, um 0,4 Prozent.

(6) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem letzten Kalendertag des 18. Monats

und vor dem ersten Kalendertag des 5. Monats, der einem Zeitpunkt nach Absatz 2

vorangeht.
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§ 29

Absenkung der Förderung für Strom aus solarer Strahlungsenergie

(1) Der Zielkorridor für den Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer

Strahlungsenergie beträgt 2 400 bis 2 600 Megawatt pro Jahr.

(2) Die anzulegenden Werte nach § 49 verringern sich ab dem 1. September 2014

monatlich zum ersten Kalendertag eines Monats um 0,5 Prozent gegenüber den in

dem jeweils vorangegangenen Kalendermonat geltenden anzulegenden Werten. Die

monatliche Absenkung nach Satz 1 erhöht oder verringert sich jeweils zum 1. Januar,

1. April, 1. Juli und 1. Oktober jedes Jahres nach Maßgabe der Absätze 3 und 4.

(3) Die monatliche Absenkung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 Satz 2 erhöht

sich, wenn der Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-

energie im Bezugszeitraum nach Absatz 5 den Zielkorridor nach Absatz 1

1. um bis zu 900 Megawatt überschreitet, auf 1,00 Prozent,

2. um mehr als 900 Megawatt überschreitet, auf 1,40 Prozent,

3. um mehr als 1 900 Megawatt überschreitet, auf 1,80 Prozent,

4. um mehr als 2 900 Megawatt überschreitet, auf 2,20 Prozent,

5. um mehr als 3 900 Megawatt überschreitet, auf 2,50 Prozent oder

6. um mehr als 4 900 Megawatt überschreitet, auf 2,80 Prozent.

(4) Die monatliche Absenkung der anzulegenden Werte nach Absatz 2 Satz 2 verrin-

gert sich, wenn der Zubau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-

lungsenergie im Bezugszeitraum nach Absatz 5 den Zielkorridor nach Absatz 1

1. um bis zu 900 Megawatt unterschreitet, auf 0,25 Prozent,

2. um mehr als 900 Megawatt unterschreitet, auf null oder

3. um mehr als 1 400 Megawatt unterschreitet, auf null; die anzulegenden Werte

nach § 49 erhöhen sich zum ersten Kalendertag des jeweiligen Quartals ein-

malig um 1,50 Prozent.

(5) Bezugszeitraum ist der Zeitraum nach dem letzten Kalendertag des 14. Monats

und vor dem ersten Kalendertag des letzten Monats, der einem Zeitpunkt nach Ab-

satz 2 vorangeht.

(6) Wenn die Summe der installierten Leistung geförderter Anlagen zur Erzeugung

von Strom aus solarer Strahlungsenergie erstmals den Wert 52 000 Megawatt über-

schreitet, verringern sich die anzulegenden Werte nach § 49 zum ersten Kalendertag

des zweiten auf die Überschreitung folgenden Kalendermonats auf null. Geförderte

Anlagen sind alle Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie,

1. die nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90 als geförderte Anlage

registriert worden sind,
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2. für die der Standort und die installierte Leistung nach § 16 Absatz 2 Satz 2

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 gelten-

den Fassung, nach § 17 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes in der am 31. März 2012 geltenden Fassung oder nach

§ 17 Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung an die Bundesnetzagentur über-

mittelt worden sind oder

3. vor dem 1. Januar 2010 in Betrieb genommen worden sind; die Summe der

installierten Leistung ist von der Bundesnetzagentur unter Berücksichtigung

der Meldungen im PV-Meldeportal, den Daten der Übertragungsnetzbetreiber

und des statistischen Bundesamtes zu schätzen.

§ 30

Förderung für Strom aus mehreren Anlagen

(1) Mehrere Anlagen gelten unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und aus-

schließlich zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach § 19 für den jeweils zu-

letzt in Betrieb gesetzten Generator als eine Anlage, wenn

1. sie sich auf demselben Grundstück oder sonst in unmittelbarer räumlicher

Nähe befinden,

2. sie Strom aus gleichartigen erneuerbaren Energien erzeugen,

3. der in ihnen erzeugte Strom nach den Regelungen dieses Gesetzes in Ab-

hängigkeit von der Bemessungsleistung oder der installierten Leistung der

Anlage finanziell gefördert wird und

4. sie innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in Betrieb

genommen worden sind.

Abweichend von Satz 1 stehen mehrere Anlagen unabhängig von den Eigentums-

verhältnissen und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach § 19

für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator einer Anlage gleich, wenn sie

Strom aus Biogas mit Ausnahme von Biomethan erzeugen und das Biogas aus der-

selben Biogaserzeugungsanlage stammt.

(2) Unbeschadet von Absatz 1 Satz 1 stehen mehrere Anlagen nach § 49 Absatz 1

Nummer 2 und 3 unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und ausschließlich

zum Zweck der Ermittlung des Anspruchs nach § 19 für den jeweils zuletzt in Betrieb

gesetzten Generator einer Anlage gleich, wenn sie

1. innerhalb derselben Gemeinde, die für den Erlass des Bebauungsplans zu-

ständig ist, errichtet worden sind und
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2. innerhalb von 24 aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in einem Abstand

von bis zu 2 Kilometern in der Luftlinie, gemessen vom äußeren Rand der je-

weiligen Anlage, in Betrieb genommen worden sind.

(3) Anlagenbetreiber können Strom aus mehreren Anlagen, die gleichartige erneuer-

bare Energien oder Grubengas einsetzen, über eine gemeinsame Messeinrichtung

abrechnen. In diesem Fall ist für die Berechnung der Förderung vorbehaltlich des

Absatz 1 die installierte Leistung jeder einzelnen Anlage maßgeblich.

(4) Wird Strom aus mehreren Windenergieanlagen über eine gemeinsame Messein-

richtung abgerechnet, erfolgt abweichend von Absatz 3 die Zuordnung der Strom-

mengen zu den Windenergieanlagen im Verhältnis des jeweiligen Referenzertrags.

§ 31

Aufrechnung

(1) Die Aufrechnung von Ansprüchen des Anlagenbetreibers nach § 19 mit einer For-

derung des Netzbetreibers ist nur zulässig, soweit die Forderung unbestritten oder

rechtskräftig festgestellt ist.

(2) Das Aufrechnungsverbot des § 23 Absatz 3 der Niederspannungsanschlussver-

ordnung gilt nicht, soweit mit Ansprüchen aus diesem Gesetz aufgerechnet wird.

Abschnitt 2
Geförderte Direktvermarktung

§ 32

Marktprämie

(1) Anlagenbetreiber können für Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gruben-

gas, den sie nach § 20 Absatz 1 Nummer 1 direkt vermarkten und der tatsächlich

eingespeist sowie von einem Dritten abgenommen worden ist von dem Netzbetreiber

eine Marktprämie verlangen.

(2) Die Höhe der Marktprämie wird kalendermonatlich berechnet. Die Berechnung er-

folgt rückwirkend anhand der für den jeweiligen Kalendermonat berechneten Werte

nach Anlage 1.

§ 33

Voraussetzungen der Marktprämie

Der Anspruch auf Zahlung der Marktprämie besteht nur, wenn
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1. für den Strom kein vermiedenes Netzentgelt nach § 18 Absatz 1 Satz 1 der

Stromnetzentgeltverordnung in Anspruch genommen wird,

2. der Strom in einer Anlage erzeugt wird, die fernsteuerbar im Sinne von § 34

ist, und

3. der Strom in einem Bilanz- oder Unterbilanzkreis bilanziert wird, in dem aus-

schließlich folgender Strom bilanziert wird:

a) Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas, der in der Ver-

äußerungsform des § 20 Absatz 1 Nummer 1 direkt vermarktet wird,

oder

b) Strom, der nicht unter Buchstabe a fällt und dessen Einstellung in den Bi-

lanz- oder Unterbilanzkreis nicht von dem Anlagenbetreiber oder dem Di-

rektvermarktungsunternehmer zu vertreten ist.

§ 34

Fernsteuerbarkeit

(1) Anlagen sind fernsteuerbar im Sinne von § 33 Nummer 2, wenn die Anlagenbe-

treiber

1. die technischen Einrichtungen vorhalten, die erforderlich sind, damit ein Di-

rektvermarktungsunternehmer oder eine andere Person, an die der Strom

veräußert wird, jederzeit

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abrufen kann und

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert reduzieren kann, und

2. dem Direktvermarktungsunternehmer oder der anderen Person, an die der

Strom veräußert wird, die Befugnis einräumen, jederzeit

a) die jeweilige Ist-Einspeisung abzurufen und

b) die Einspeiseleistung ferngesteuert in einem Umfang zu reduzieren, der

für eine bedarfsgerechte Einspeisung des Stroms erforderlich ist.

Satz 1 Nummer 1 ist auch erfüllt, wenn für mehrere Anlagen, die über denselben

Verknüpfungspunkt mit dem Netz verbunden sind, gemeinsame technische Einrich-

tungen vorgehalten werden, mit der der Direktvermarktungsunternehmer oder die

andere Person jederzeit die gesamte Ist-Einspeisung der Anlagen abrufen und die

gesamte Einspeiseleistung der Anlagen ferngesteuert reduzieren kann.

(2) Für Anlagen, bei denen nach § 21c des Energiewirtschaftsgesetzes Messsysteme

im Sinne des § 21d des Energiewirtschaftsgesetzes einzubauen sind, die die Anfor-

derungen nach § 21e des Energiewirtschaftsgesetzes erfüllen, muss die Abrufung

der Ist-Einspeisung und die ferngesteuerte Reduzierung der Einspeiseleistung nach
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Absatz 1 über das Messsystem erfolgen; § 21g des Energiewirtschaftsgesetzes ist zu

beachten. Solange der Einbau eines Messsystems nicht technisch möglich im Sinne

des § 21c Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes ist, sind unter Berücksichtigung

der einschlägigen Standards und Empfehlungen des Bundesamtes für Sicherheit in

der Informationstechnik Übertragungstechniken und Übertragungswege zulässig, die

dem Stand der Technik bei Inbetriebnahme der Anlage entsprechen; § 21g des

Energiewirtschaftsgesetzes ist zu beachten. Satz 2 ist entsprechend anzuwenden für

Anlagen, bei denen aus sonstigen Gründen keine Pflicht zum Einbau eines Messsys-

tems nach § 21c des Energiewirtschaftsgesetzes besteht.

(3) Die Nutzung der technischen Einrichtungen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 so-

wie die Befugnis, die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 dem Direktvermarktungsunter-

nehmer oder der anderen Person eingeräumt wird, dürfen das Recht des Netzbetrei-

bers zum Einspeisemanagement nach § 14 nicht beschränken.

Abschnitt 3
Einspeisevergütung

§ 35

Einspeisevergütung für kleine Anlagen

(1) Anlagenbetreiber können für Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gruben-

gas, den sie nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 dem Netzbetreiber zur Verfügung stellen,

von diesem Netzbetreiber eine Einspeisevergütung verlangen.

(2) Der Anspruch auf eine Einspeisevergütung besteht

1. für Strom aus Anlagen, die vor dem 1. Januar 2016 in Betrieb genommen

worden sind und eine installierte Leistung von höchstens 500 Kilowatt haben,

2. für Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2015 und vor dem 1. Ja-

nuar 2017 in Betrieb genommen worden sind und eine installierte Leistung

von höchstens 250 Kilowatt haben, und

3. für Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2016 in Betrieb genom-

men worden sind und eine installierte Leistung von höchstens 100 Kilowatt

haben.

(3) Die Höhe der Einspeisevergütung berechnet sich aus den anzulegenden Werten

und den §§ 20 bis 30, wobei von den anzulegenden Werten vor der Absenkung nach

den §§ 25 bis 29

1. 0,2 Cent pro Kilowattstunde für Strom im Sinne der §§ 38 bis 46 abzuziehen

ist und
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2. 0,4 Cent pro Kilowattstunde für Strom im Sinne der §§ 47 bis 49 abzuziehen

ist.

(4) Unabhängig von den Eigentumsverhältnissen und ausschließlich zum Zweck der

Ermittlung der installierten Leistung nach Absatz 2 ist § 30 Absatz 1 Satz 1 entspre-

chend anzuwenden.

§ 36

Einspeisevergütung in Ausnahmefällen

(1) Anlagenbetreiber können für Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Gruben-

gas, den sie nach § 20 Absatz 1 Nummer 4 dem Netzbetreiber zur Verfügung stellen,

von diesem Netzbetreiber eine Einspeisevergütung verlangen.

(2) Die Höhe der Einspeisevergütung berechnet sich aus den anzulegenden Werten

und den §§ 20 bis 30, wobei sich die anzulegenden Werte nach der Absenkung nach

den §§ 25 bis 29 um 20 Prozent gegenüber dem nach § 25 Absatz 4 Satz 1 anzule-

genden Wert verringern. Auf die nach Satz 1 ermittelten anzulegenden Werte ist § 25

Absatz 4 Satz 1 entsprechend anzuwenden.

§ 37

Gemeinsame Bestimmungen für die Einspeisevergütung

(1) Der Anspruch auf eine Einspeisevergütung besteht nur für Strom, der nach § 11

tatsächlich von einem Netzbetreiber abgenommen worden ist.

(2) Anlagenbetreiber, die dem Netzbetreiber Strom nach § 20 Absatz 1 Nummer 3

oder Nummer 4 zur Verfügung stellen, müssen ab diesem Zeitpunkt und für diesen

Zeitraum dem Netzbetreiber den gesamten in dieser Anlage erzeugten Strom,

1. für den dem Grunde nach ein Anspruch nach § 19 besteht,

2. der nicht in unmittelbarer räumlicher Nähe zur Anlage verbraucht wird und

3. der durch ein Netz durchgeleitet wird,

zur Verfügung stellen. Sie dürfen mit dieser Anlage nicht am Regelenergiemarkt teil-

nehmen.



- 39 -

Abschnitt 4
Besondere Förderbestimmungen (Sparten)

§ 38

Wasserkraft

(1) Für Strom aus Wasserkraft beträgt der anzulegende Wert

1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 12,52 Cent pro

Kilowattstunde,

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 2 Megawatt 8,25 Cent pro

Kilowattstunde,

3. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 6,31 Cent pro

Kilowattstunde,

4. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 10 Megawatt 5,54 Cent pro

Kilowattstunde,

5. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt 5,34 Cent pro

Kilowattstunde,

6. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 50 Megawatt 4,28 Cent pro

Kilowattstunde

7. ab einer Bemessungsleistung von mehr als 50 Megawatt 3,30 Cent pro Kilo-

wattstunde.

(2) Der Anspruch auf finanzielle Förderung besteht auch für Strom aus Anlagen, die

vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen wurden, wenn nach dem 31. Juli 2014

durch eine wasserrechtlich zugelassene Ertüchtigungsmaßnahme die installierte

Leistung oder das Leistungsvermögen der Anlage erhöht wurde. Der Anspruch nach

Satz 1 besteht ab dem Abschluss der Maßnahme für die Dauer von 20 Jahren zuzüg-

lich des restlich verbleibenden Teils des Jahres, in dem die Maßnahme nach Satz 1

abgeschlossen worden ist.

(3) Für Strom aus Wasserkraft, der in Anlagen nach Absatz 2 Satz 1 mit einer instal-

lierten Leistung von mehr als 5 Megawatt erzeugt wird, besteht ein Anspruch auf fi-

nanzielle Förderung nur für den Strom, der der Leistungserhöhung nach Absatz 2

Satz 1 zuzurechnen ist. Wenn die Anlage vor dem 1. August 2014 eine installierte

Leistung bis einschließlich 5 Megawatt aufwies, besteht für den Strom, der diesem

Leistungsanteil entspricht, der Anspruch nach der bislang geltenden Regelung.
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§ 39

Deponiegas

Für Strom aus Deponiegas beträgt der anzulegende Wert

1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 8,42 Cent pro

Kilowattstunde und

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 5,83 Cent pro

Kilowattstunde.

§ 40

Klärgas

Für Strom aus Klärgas beträgt der anzulegende Wert

1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 6,69 Cent pro

Kilowattstunde und

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 5,83 Cent pro

Kilowattstunde.

§ 41

Grubengas

(1) Für Strom aus Grubengas beträgt der anzulegende Wert

1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 1 Megawatt 6,74 Cent pro

pro Kilowattstunde,

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 4,91 Cent pro

Kilowattstunde und

3. ab einer Bemessungsleistung von mehr als 5 Megawatt 4,00 Cent pro Kilo-

wattstunde.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 besteht nur, wenn das Grubengas aus Bergwerken

des aktiven oder stillgelegten Bergbaus stammt.

§ 42

Biomasse

Für Strom aus Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung beträgt der anzulegende

Wert

1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 150 Kilowatt 13,66 Cent pro

Kilowattstunde,
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2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 11,78 Cent pro

Kilowattstunde,

3. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 5 Megawatt 10,55 Cent pro

Kilowattstunde und

4. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt 5,85 Cent pro

Kilowattstunde.

§ 43

Vergärung von Bioabfällen

(1) Für Strom aus Anlagen, in denen Biogas eingesetzt wird, das durch anaerobe

Vergärung von Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung mit einem Anteil von ge-

trennt erfassten Bioabfällen im Sinne der Abfallschlüssel Nummer 20 02 01, 20 03 01

und 20 03 02 der Nummer 1 des Anhangs 1 der Bioabfallverordnung in dem jeweili-

gen Kalenderjahr von durchschnittlich mindestens 90 Masseprozent gewonnen wor-

den ist, beträgt der anzulegende Wert

1. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 500 Kilowatt 15,26 Cent pro

Kilowattstunde und

2. bis einschließlich einer Bemessungsleistung von 20 Megawatt 13,38 Cent pro

Kilowattstunde.

(2) Ein Anspruch auf finanzielle Förderung besteht nur, wenn die Einrichtungen zur

anaeroben Vergärung der Bioabfälle unmittelbar mit einer Einrichtung zur Nachrotte

der festen Gärrückstände verbunden sind und die nachgerotteten Gärrückstände

stofflich verwertet werden.

§ 44

Vergärung von Gülle

Für Strom aus Anlagen, in denen Biogas eingesetzt wird, das durch anaerobe Vergä-

rung von Biomasse im Sinne der Biomasseverordnung gewonnen worden ist, beträgt

der anzulegende Wert 23,73 Cent pro Kilowattstunde, wenn

1. der Strom am Standort der Biogaserzeugungsanlage erzeugt wird,

2. die installierte Leistung am Standort der Biogaserzeugungsanlage insgesamt

höchstens 75 Kilowatt beträgt und

3. zur Erzeugung des Biogases in dem jeweiligen Kalenderjahr durchschnittlich

ein Anteil von Gülle mit Ausnahme von Geflügelmist und Geflügeltrockenkot

von mindestens 80 Masseprozent eingesetzt wird.
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§ 45

Gemeinsame Bestimmungen für Strom aus Biomasse und Gasen

(1) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für Strom aus Biogas besteht für Strom,

der in Anlagen mit einer installierten Leistung von mehr als 100 Kilowatt erzeugt wird,

nur für den Anteil der in einem Kalenderjahr erzeugten Strommenge, der einer Be-

messungsleistung der Anlage von 50 Prozent des Wertes der installierten Leistung

entspricht. Für den darüber hinausgehenden Anteil der in dem Kalenderjahr erzeug-

ten Strommenge verringert sich der Anspruch auf finanzielle Förderung in den Ver-

äußerungsformen nach § 20 Absatz 1 Nummer 3 und 4 auf den Monatsmarktwert.

(2) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für Strom aus Biomasse besteht ferner

nur,

1. wenn der Anlagenbetreiber durch eine Kopie eines Einsatzstoff-Tagebuchs

mit Angaben und Belegen über Art, Menge und Einheit sowie Herkunft der

eingesetzten Stoffe den Nachweis führt, welche Biomasse und in welchem

Umfang Speichergas oder Grubengas eingesetzt werden,

2. soweit bei Anlagen, in denen Biomethan eingesetzt wird, der Strom in Kraft-

Wärme-Kopplung erzeugt wird, und

3. wenn in Anlagen flüssige Biomasse eingesetzt wird, für den Stromanteil aus

flüssiger Biomasse, die zur Anfahr-, Zünd- und Stützfeuerung notwendig ist;

flüssige Biomasse ist Biomasse, die zum Zeitpunkt des Eintritts in den Brenn-

oder Feuerraum flüssig ist.

Pflanzenölmethylester ist in dem Umfang als Biomasse anzusehen, der zur Anfahr-,

Zünd- und Stützfeuerung notwendig ist.

(3) Für den Anspruch auf finanzielle Förderung für Strom auf Biomasse nach § 42

oder § 43 ist ab dem ersten Kalenderjahr, das auf seine erstmalige Inanspruchnahme

folgt, jährlich bis zum 28. Februar eines Jahres jeweils für das vorangegangene Ka-

lenderjahr nachzuweisen:

1. die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 nach den

anerkannten Regeln der Technik; die Einhaltung der anerkannten Regeln der

Technik wird vermutet, wenn die Anforderungen des von der Arbeitsgemein-

schaft für Wärme und Heizkraftwirtschaft – AGFW – e. V. herausgegebenen

Arbeitsblatts FW 308 – Zertifizierung von KWK-Anlagen – Ermittlung des

KWK-Stroms in der jeweils geltenden Fassung nachgewiesen werden; der

Nachweis muss durch Vorlage eines Gutachtens eines Umweltgutachters mit

einer Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren

Energien oder für den Bereich Wärmeversorgung erfolgen; anstelle des
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Nachweises nach Satz 1 können für serienmäßig hergestellte KWK-Anlagen

mit einer installierten Leistung von bis zu 2 Megawatt geeignete Unterlagen

des Herstellers vorgelegt werden, aus denen die thermische und elektrische

Leistung sowie die Stromkennzahl hervorgehen,

2. der Stromanteil aus flüssiger Biomasse nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 3

durch Vorlage einer Kopie eines Einsatzstoff-Tagebuchs.

Bei der erstmaligen Inanspruchnahme des Anspruchs nach § 19 in Verbindung mit

§ 42 oder § 43 ist ferner die Eignung der Anlage zur Erfüllung der Voraussetzungen

im Sinne von Satz 1 Nummer 1 durch ein Gutachten eines Umweltgutachters mit ei-

ner Zulassung für den Bereich Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energien

oder für den Bereich Wärmeversorgung nachzuweisen

(4) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für Strom aus Biomasse verringert sich in

dem jeweiligen Kalenderjahr insgesamt auf den Wert „MWEPEX“ nach Nummer 2.1 der

Anlage 1 zu diesem Gesetz, wenn die Voraussetzungen nach Absatz 3 nicht nach-

gewiesen werden.

(5) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für Strom aus Biomasse nach § 43 oder

§ 44 kann nicht mit § 42 kombiniert werden.

(6) Aus einem Erdgasnetz entnommenes Gas ist jeweils als Deponiegas, Klärgas,

Grubengas, Biomethan oder Speichergas anzusehen,

1. soweit die Menge des entnommenen Gases im Wärmeäquivalent am Ende

eines Kalenderjahres der Menge von Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Bio-

methan oder Speichergas entspricht, die an anderer Stelle im Geltungsbe-

reich dieses Gesetzes in das Erdgasnetz eingespeist worden ist, und

2. wenn für den gesamten Transport und Vertrieb des Gases von seiner Her-

stellung oder Gewinnung, seiner Einspeisung in das Erdgasnetz und seinem

Transport im Erdgasnetz bis zu seiner Entnahme aus dem Erdgasnetz Mas-

senbilanzsysteme verwendet worden sind.

(7) Der Anspruch auf finanzielle Förderung für Strom aus Biomethan nach § 42 oder

§ 43 besteht auch, wenn das Biomethan vor seiner Entnahme aus dem Erdgasnetz

anhand der Energieerträge der zur Biomethanerzeugung eingesetzten Einsatzstoffe

bilanziell in einsatzstoffbezogene Teilmengen geteilt wird. Die bilanzielle Teilung in

einsatzstoffbezogene Teilmengen einschließlich der Zuordnung der eingesetzten

Einsatzstoffe zu der jeweiligen Teilmenge ist im Rahmen der Massenbilanzierung

nach Absatz 6 Nummer 2 zu dokumentieren.

(8) Soweit nach den Absätzen 2 oder 3 der Nachweis durch eine Kopie eines Ein-

satzstoff-Tagebuchs zu führen ist, sind die für den Nachweis nicht erforderlichen per-
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sonenbezogenen Angaben im Einsatzstoff-Tagebuch von dem Anlagenbetreiber zu

schwärzen.

§ 46

Geothermie

Für Strom aus Geothermie beträgt der anzulegende Wert 25,20 Cent pro Kilowatt-

stunde.

§ 47

Windenergie an Land

(1) Für Strom aus Windenergieanlagen an Land beträgt der anzulegende Wert

4,95 Cent pro Kilowattstunde (Grundwert).

(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt der anzulegende Wert in den ersten fünf Jahren

ab der Inbetriebnahme der Anlage 8,9 Cent pro Kilowattstunde (Anfangswert). Diese

Frist verlängert sich um einen Monat pro 0,60 Prozent des Referenzertrags, um den

der Ertrag der Anlage 130 Prozent des Referenzertrags unterschreitet. Zusätzlich

verlängert sich die Frist um einen Monat pro 0,19 Prozent des Referenzertrags, um

den der Ertrag der Anlage 95 Prozent des Referenzertrags unterschreitet. Referenz-

ertrag ist der errechnete Ertrag der Referenzanlage nach Maßgabe der Anlage 2 zu

diesem Gesetz.

(3) Für Anlagen mit einer installierten Leistung bis einschließlich 50 Kilowatt wird für

die Berechnung der Dauer der Anfangsvergütung angenommen, dass ihr Ertrag

75 Prozent des Referenzertrages beträgt.

§ 48

Windenergie auf See

(1) Für Strom aus Windenergieanlagen auf See beträgt der anzulegende Wert

3,90 Cent pro Kilowattstunde (Grundwert).

(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt der anzulegende Wert in den ersten zwölf Jah-

ren ab der Inbetriebnahme der Windenergieanlage auf See 15,40 Cent pro Kilowatt-

stunde (Anfangswert). Der Zeitraum nach Satz 1 verlängert sich für jede über zwölf

Seemeilen hinausgehende volle Seemeile, die die Anlage von der Küstenlinie nach

§ 5 Nummer 35 zweiter Halbsatz entfernt ist, um 0,5 Monate und für jeden über eine

Wassertiefe von 20 Metern hinausgehenden vollen Meter Wassertiefe um 1,7 Mona-

te. Die Wassertiefe ist ausgehend von dem Seekartennull zu bestimmen.
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(3) Wenn die Windenergieanlage auf See vor dem 1. Januar 2020 in Betrieb genom-

men worden ist und der Anlagenbetreiber dies vor Inbetriebnahme der Anlage von

dem Netzbetreiber verlangt, beträgt der anzulegende Wert abweichend von Absatz 1

in den ersten acht Jahren ab der Inbetriebnahme der Anlage 19,40 Cent pro Kilo-

wattstunde. In diesem Fall entfällt der Anspruch nach Absatz 2 Satz 1, während der

Anspruch auf die Zahlung nach Absatz 2 Satz 2 mit der Maßgabe entsprechend an-

zuwenden ist, dass der Anfangswert im Zeitraum der Verlängerung 15,40 Cent pro

Kilowattstunde beträgt.

(4) Ist die Einspeisung aus einer Windenergieanlage auf See länger als sieben auf-

einanderfolgende Tage nicht möglich, weil die Leitung nach § 17d Absatz 1 Satz 1

des Energiewirtschaftsgesetzes nicht rechtzeitig fertiggestellt oder gestört ist und der

Netzbetreiber dies nicht zu vertreten hat, verlängert sich der Zeitraum der Vergütung

nach den Absätzen 2 und 3, beginnend mit dem achten Tag der Störung, um den

Zeitraum der Störung. Satz 1 ist nicht anzuwenden, soweit der Betreiber der Wind-

energieanlage auf See die Entschädigung nach § 17e Absatz 1 oder Absatz 2 des

Energiewirtschaftsgesetzes in Anspruch nimmt. Nimmt der Betreiber der Windener-

gieanlage auf See die Entschädigung nach § 17e Absatz 2 des Energiewirtschafts-

gesetzes in Anspruch, verkürzt sich der Anspruch auf Förderung nach den Absätzen

2 und 3 um den Zeitraum der Verzögerung.

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht auf Windenergieanlagen auf See anzuwenden de-

ren Errichtung nach dem 31. Dezember 2004 in einem Gebiet der deutschen aus-

schließlichen Wirtschaftszone oder des Küstenmeeres genehmigt worden ist, das

nach § 57 in Verbindung mit § 32 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes oder

nach Landesrecht zu einem geschützten Teil von Natur und Landschaft erklärt wor-

den ist. Satz 1 ist bis zur Unterschutzstellung auch für solche Gebiete anzuwenden,

die das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit der

Europäischen Kommission als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder als

Europäische Vogelschutzgebiete benannt hat.

[ Hinweis: Die nachfolgenden Fördersätze bei PV sind Prognosewerte, weil aufgrund

des geltenden atmenden Deckels noch nicht feststeht, wie hoch die Fördersätze im

August 2014 sein werden. Der Prognose liegt die Annahme zugrunde, dass sich der

Zubau im Rahmen des Zubaukorridors bewegt. Eingepreist in den Prognosewert sind

die Vermarktungskosten in Höhe von 0,4 Cent/kWh und für Dachanlagen eine Kom-

pensation für die Eigenverbrauchsbelastung in Höhe von 0,4 Cent/kWh in dem Seg-

ment zwischen 10 kW und 1 MW. ]
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§ 49

Solare Strahlungsenergie

(1) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie

beträgt der anzulegende Wert vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 bis einschließlich ei-

ner installierten Leistung von 10 Megawatt [ 9,23 Cent pro Kilowattstunde – siehe

Vorbemerkung ] abzüglich der Absenkung nach § 29, wenn die Anlage

1. in, an oder auf einem Gebäude oder einer sonstigen baulichen Anlage ange-

bracht ist und das Gebäude oder die sonstige bauliche Anlage vorrangig zu

anderen Zwecken als der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsener-

gie errichtet worden ist,

2. auf einer Fläche errichtet worden ist, für die ein Verfahren nach § 38 Satz 1

des Baugesetzbuchs durchgeführt worden ist, oder

3. im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans im Sinne des § 30 des

Baugesetzbuchs errichtet worden ist und

a) der Bebauungsplan vor dem 1. September 2003 aufgestellt und später

nicht mit dem Zweck geändert worden ist, eine Anlage zur Erzeugung von

Strom aus solarer Strahlungsenergie zu errichten,

b) der Bebauungsplan vor dem 1. Januar 2010 für die Fläche, auf der die

Anlage errichtet worden ist, ein Gewerbe- oder Industriegebiet im Sinne

der §§ 8 und 9 der Baunutzungsverordnung ausgewiesen hat, auch wenn

die Festsetzung nach dem 1. Januar 2010 zumindest auch mit dem

Zweck geändert wurde, eine Anlage zur Erzeugung von Strom aus solarer

Strahlungsenergie zu errichten, oder

c) der Bebauungsplan nach dem 1. September 2003 zumindest auch mit

dem Zweck der Errichtung einer Anlage zur Erzeugung von Strom aus so-

larer Strahlungsenergie aufgestellt oder geändert worden ist und sich die

Anlage

auf Flächen befindet, die längs von Autobahnen oder Schienenwegen lie-

gen, und die Anlage in einer Entfernung bis zu 110 Metern, gemes-

sen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet worden

ist,

auf Flächen befindet, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstel-

lung oder Änderung des Bebauungsplans bereits versiegelt waren,

oder

auf Konversionsflächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbau-

licher oder militärischer Nutzung befindet und diese Flächen zum
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Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder Änderung des

Bebauungsplans nicht rechtsverbindlich als Naturschutzgebiet im

Sinne des § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes oder als National-

park im Sinne des § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes festgesetzt

worden sind.

(2) Für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie,

die ausschließlich in, an oder auf einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand ange-

bracht sind, beträgt der anzulegende Wert, jeweils abzüglich der Absenkung nach

§ 29,

1. bis einschließlich einer installierten Leistung von 10 Kilowatt [ 13,15 Cent pro

Kilowattstunde – siehe Vorbemerkung ],

2. bis einschließlich einer installierten Leistung von 40 Kilowatt [ 12,90 Cent pro

Kilowattstunde – siehe Vorbemerkung ],

3. bis einschließlich einer installierten Leistung von 1 Megawatt [ 11,59 Cent pro

Kilowattstunde – siehe Vorbemerkung ] und

4. bis einschließlich einer installierten Leistung von 10 Megawatt [ 9,23 Cent pro

Kilowattstunde – siehe Vorbemerkung ].

(3) Für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die aus-

schließlich in, an oder auf einem Gebäude angebracht sind, das kein Wohngebäude

ist und das im Außenbereich nach § 35 des Baugesetzbuchs errichtet wurde, ist Ab-

satz 2 nur anzuwenden, wenn

1. nachweislich vor dem 1. April 2012

a) für das Gebäude der Bauantrag oder der Antrag auf Zustimmung gestellt

oder die Bauanzeige erstattet worden ist,

b) im Fall einer nicht genehmigungsbedürftigen Errichtung, die nach Maßga-

be des Bauordnungsrechts der zuständigen Behörde zur Kenntnis zu

bringen ist, für das Gebäude die erforderliche Kenntnisgabe an die Be-

hörde erfolgt ist oder

c) im Fall einer sonstigen nicht genehmigungsbedürftigen, insbesondere ge-

nehmigungs-, anzeige- und verfahrensfreien Errichtung mit der Bauaus-

führung des Gebäudes begonnen worden ist,

2. das Gebäude im räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einer nach dem

31. März 2012 errichteten Hofstelle eines land- oder forstwirtschaftlichen Be-

triebes steht oder

3. das Gebäude der dauerhaften Stallhaltung von Tieren dient und von der zu-

ständigen Baubehörde genehmigt worden ist;
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im Übrigen ist Absatz 1 Nummer 1 anzuwenden.

(4) Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, die Anlagen

zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie auf Grund eines techni-

schen Defekts, einer Beschädigung oder eines Diebstahls an demselben Standort

ersetzen, sind abweichend von § 5 Nummer 21 bis zur Höhe der vor der Ersetzung

an demselben Standort installierten Leistung von Anlagen zur Erzeugung von Strom

aus solarer Strahlungsenergie als zu dem Zeitpunkt in Betrieb genommen anzuse-

hen, zu dem die ersetzten Anlagen in Betrieb genommen worden sind. Der Anspruch

auf Förderung für die nach Satz 1 ersetzten Anlagen entfällt endgültig.

Abschnitt 5
Besondere Förderbestimmungen (Flexibilität)

§ 50

Förderanspruch für Flexibilität

(1) Anlagenbetreiber haben gegen den Netzbetreiber einen Anspruch auf finanzielle

Förderung nach Maßgabe des § 51, § 52 oder § 53 für die Bereitstellung installierter

Leistung, wenn für den in der Anlage erzeugten Strom dem Grunde nach auch ein

Anspruch auf finanzielle Förderung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der

für die Anlage maßgeblichen Fassung besteht; dieser Anspruch bleibt unberührt.

(2) Die §§ 19 Absatz 2 und 3, § 30 Absatz 1 und § 31 sind entsprechend anzuwen-

den.

§ 51

Flexibilitätszuschlag für neue Anlagen

(1) Der Anspruch nach § 50 beträgt für die Bereitstellung flexibler installierter Leis-

tung in Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas mit einer installierten Leistung

von mehr als 100 Kilowatt 40 Euro pro Kilowatt installierter Leistung und Jahr (Flexi-

bilitätszuschlag).

(2) Ein Anspruch auf einen Flexibilitätszuschlag besteht nur, wenn der Anlagenbe-

treiber für den in § 45 Absatz 1 bestimmten Anteil der in einem Kalenderjahr erzeug-

ten Strommenge eine finanzielle Förderung nach § 19 in Verbindung mit § 42 oder

§ 43 in Anspruch nimmt und dieser Anspruch nicht nach § 24 verringert ist.

(3) Der Flexibilitätszuschlag kann für die gesamte Förderdauer nach § 22 verlangt

werden.
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§ 52

Flexibilitätsprämie zur Flexibilisierung bestehender Anlagen

Der Anspruch auf einen Flexibilitätszuschlag beträgt für die Bereitstellung installierter

Leistung in Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biogas mit Ausnahme von Biome-

than, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. Au-

gust 2014 in Betrieb genommen worden sind,

1. bis einschließlich einer installierten Leistung von 500 Kilowatt 400 Euro pro

Kilowatt flexibel bereitgestellter installierter Leistung und Jahr und

2. ab einer installierten Leistung von mehr als 500 Kilowatt 250 Euro pro Kilo-

watt flexibel bereitgestellter installierter Leistung und Jahr.

Die weiteren Voraussetzungen und die Höhe des Anspruchs richten sich nach der

Anlage 3 zu diesem Gesetz.

Abschnitt 6
Besondere Förderbestimmungen (Ausschreibungen)

§ 53

Ausschreibung der Förderung für Freiflächenanlagen

(1) Die Bundesnetzagentur muss die finanzielle Förderung und ihre Höhe für Strom

aus Freiflächenanlagen nach § 19 oder für die Bereitstellung installierter Leistung aus

Freiflächenanlagen nach § 50 nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85 im

Rahmen von Ausschreibungen ermitteln. Die Bundesnetzagentur macht die Aus-

schreibungen nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85 bekannt.

(2) Ein Anspruch auf eine finanzielle Förderung im Fall der Ausschreibung besteht,

wenn

1. der Anlagenbetreiber über eine Förderberechtigung verfügt, die im Rahmen

der Ausschreibung nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85 für die

Anlage durch Zuschlag erteilt oder später der Anlage verbindlich zugeordnet

worden ist,

2. die Anlage im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans im Sinne des

§ 30 des Baugesetzbuches errichtet worden ist, der zumindest auch mit dem

Zweck aufgestellt oder geändert worden ist, eine Anlage zur Erzeugung von

Strom aus solarer Strahlungsenergie zu errichten,
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3. ab der Inbetriebnahme der Anlage der gesamte während der Förderdauer

nach § 22 in der Anlage erzeugte Strom in das Netz eingespeist und nicht

selbst verbraucht wird und

4. die weiteren Voraussetzungen nach diesem Gesetz mit Ausnahme der Vo-

raussetzungen nach § 49 Absatz 1 und die Voraussetzungen der Rechtsver-

ordnung nach § 85 erfüllt sind.

(3) Für Strom aus Freiflächenanlagen, die ab dem ersten Tag des siebten auf die

erstmalige Bekanntmachung einer Ausschreibung nach Absatz 1 Satz 2 folgenden

Kalendermonats in Betrieb genommen worden sind, verringert sich der anzulegende

Wert nach § 49 Absatz 1 Nummer 2 und 3 auf null. Für Strom aus Freiflächenanla-

gen, die vor dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt in Betrieb genommen worden sind,

sind die Absätze 1 und 2 nicht anzuwenden.

(4) Die Bundesnetzagentur veröffentlicht nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach

§ 85 das Ergebnis der Ausschreibungen einschließlich der Höhe der finanziellen För-

derung, für die jeweils der Zuschlag erteilt wurde. Die Bundesnetzagentur teilt den

betroffenen Netzbetreibern die Zuordnung einer Förderberechtigung zu einer Anlage

im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 1 einschließlich der Höhe der finanziellen

Förderung nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 85 mit.

Teil 4
Ausgleichsmechanismus

Abschnitt 1
Bundesweiter Ausgleich

§ 54

Weitergabe an den Übertragungsnetzbetreiber

Netzbetreiber müssen unverzüglich an den vorgelagerten Übertragungsnetzbetreiber

weitergeben:

1. den nach § 19 Absatz 1 Nummer 2 vergüteten Strom und

2. für den gesamten nach § 19 Absatz 1 finanziell geförderten Strom das Recht,

diesen Strom als „erneuerbaren Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-

Energien-Gesetz“ zu kennzeichnen.
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§ 55

Ausgleich zwischen den Netzbetreibern und den Übertragungsnetzbetreibern

(1) Vorgelagerte Übertragungsnetzbetreiber müssen den Netzbetreibern die nach

§ 19 oder § 50 geleisteten finanziellen Förderungen nach Maßgabe des Teils 3 er-

statten.

(2) Übertragungsnetzbetreiber müssen Netzbetreibern 50 Prozent der notwendigen

Kosten erstatten, die ihnen durch eine effiziente Nachrüstung von Anlagen zur Er-

zeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie entstehen, wenn die Netzbetreiber

auf Grund der Systemstabilitätsverordnung zu der Nachrüstung verpflichtet sind. § 11

Absatz 5 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Netzbetreiber müssen vermiedene Netzentgelte nach § 18 der Stromnetzentgelt-

verordnung, die nach § 18 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 der Stromnetzentgeltverord-

nung nicht an Anlagenbetreiber gewährt werden und nach § 18 Absatz 2 und 3 der

Stromnetzentgeltverordnung ermittelt worden sind, an die vorgelagerten Übertra-

gungsnetzbetreiber auszahlen. § 11 Absatz 5 Nummer 2 ist entsprechend anzuwen-

den.

(4) Die Zahlungen nach den Absätzen 1 bis 3 sind zu saldieren. Auf die Zahlungen

sind monatliche Abschläge in angemessenem Umfang zu entrichten.

(5) Zahlt ein Übertragungsnetzbetreiber dem Netzbetreiber eine höhere als im Teil 3

vorgesehene finanzielle Förderung, muss er den Mehrbetrag zurückfordern. Der

Rückforderungsanspruch verjährt mit Ablauf des 31. Dezember des zweiten auf die

Einspeisung folgenden Kalenderjahres; die Pflicht nach Satz 1 erlischt insoweit. Die

Sätze 1 und 2 sind im Verhältnis von aufnehmendem Netzbetreiber und Anlagenbe-

treiber entsprechend anzuwenden, es sei denn, die Zahlungspflicht ergibt sich aus

einer vertraglichen Vereinbarung. § 31 Absatz 1 ist auf Ansprüche nach Satz 3 nicht

anzuwenden.

§ 56

Ausgleich zwischen den Übertragungsnetzbetreibern

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen

1. die Informationen über den unterschiedlichen Umfang und den zeitlichen Ver-

lauf der nach § 19 finanziell geförderten Strommengen speichern,

2. die Informationen über die Zahlungen von finanziellen Förderungen nach

§ 19 oder § 50 speichern,
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3. die Strommengen nach Nummer 1 unverzüglich untereinander vorläufig aus-

gleichen,

4. monatliche Abschläge in angemessenem Umfang auf die Zahlungen nach

Nummer 2 entrichten und

5. die Strommengen nach Nummer 1 und die Zahlungen nach Nummer 2 nach

Maßgabe von Absatz 2 abrechnen.

Bei der Speicherung und Abrechnung der Zahlungen nach Satz 1 Nummer 2, 4 und 5

sind die Saldierungen auf Grund des § 55 Absatz 3 zugrunde zu legen.

(2) Die Übertragungsnetzbetreiber ermitteln jährlich bis zum 31. Juli die Strommenge,

die sie im vorangegangenen Kalenderjahr nach § 11 oder § 54 abgenommen und

nach § 19 oder § 55 finanziell gefördert sowie nach Absatz 1 vorläufig ausgeglichen

haben, einschließlich der Strommenge, für die sie das Recht erhalten haben, den

Strom als „Strom aus erneuerbaren Energien oder Grubengas“ zu kennzeichnen, und

den Anteil dieser Menge an der gesamten Strommenge, die Elektrizitätsversor-

gungsunternehmen im Bereich des jeweiligen Übertragungsnetzbetreibers im voran-

gegangenen Kalenderjahr an Letztverbraucher geliefert haben.

(3) Übertragungsnetzbetreiber, die größere Mengen abzunehmen hatten, als es die-

sem durchschnittlichen Anteil entspricht, haben gegen die anderen Übertragungs-

netzbetreiber einen Anspruch auf Abnahme und Vergütung nach den §§ 19 und 50,

bis auch diese Netzbetreiber eine Strommenge abnehmen, die dem Durchschnitts-

wert entspricht. Übertragungsnetzbetreiber, die, bezogen auf die gesamte von Elekt-

rizitätsversorgungsunternehmen im Bereich des jeweiligen Übertragungsnetzbetrei-

bers im vorangegangenen Kalenderjahr gelieferte Strommenge, einen höheren Anteil

der finanziellen Förderung nach § 55 Absatz 1 zu vergüten oder einen höheren Anteil

der Kosten nach § 55 Absatz 2 zu ersetzen haben, als es dem durchschnittlichen An-

teil aller Übertragungsnetzbetreiber entspricht, haben gegen die anderen Übertra-

gungsnetzbetreiber einen Anspruch auf Erstattung der finanziellen Förderung oder

Kosten, bis die Kostenbelastung aller Übertragungsnetzbetreiber dem Durch-

schnittswert entspricht.

§ 57

Vermarktung und EEG-Umlage

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen selbst oder gemeinsam den nach den

§ 19 Absatz 1 Nummer 2 vergüteten Strom diskriminierungsfrei, transparent und un-

ter Beachtung der Vorgaben der Ausgleichsmechanismusverordnung vermarkten.
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(2) Die Übertragungsnetzbetreiber können von Elektrizitätsversorgungsunternehmen,

die Strom an Letztverbraucher liefern, anteilig zu dem jeweils von den Elektrizitäts-

versorgungsunternehmen an ihre Letztverbraucher gelieferten Strom die Kosten für

die erforderlichen Ausgaben nach Abzug der erzielten Einnahmen und nach Maßga-

be der Ausgleichsmechanismusverordnung verlangen (EEG-Umlage). Es wird wider-

leglich vermutet, dass Energiemengen, die aus einem beim Übertragungsnetzbetrei-

ber geführten Bilanzkreis an physikalische Entnahmestellen abgegeben werden und

für die keine bilanzkreisscharfe Meldung eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens

nach § 70 vorliegt, von dem Inhaber des betreffenden Bilanzkreises an Letztverbrau-

cher geliefert wurden. Der Anteil ist so zu bestimmen, dass jedes Elektrizitätsversor-

gungsunternehmen für jede von ihm an einen Letztverbraucher gelieferte Kilowatt-

stunde Strom dieselben Kosten trägt. Auf die Zahlung der EEG-Umlage sind monatli-

che Abschläge in angemessenem Umfang zu entrichten.

(3) Einwände gegen Forderungen der Übertragungsnetzbetreiber auf Zahlungen

nach Absatz 2 berechtigen zum Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung

nur, soweit die ernsthafte Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht. Eine

Aufrechnung gegen Forderungen nach Absatz 2 ist nicht zulässig. Im Fall von Zah-

lungsrückständen von mehr als einer Abschlagsforderung dürfen die Übertragungs-

netzbetreiber den Bilanzkreisvertrag gegenüber dem Elektrizitätsversorgungsunter-

nehmen kündigen, wenn die Zahlung der Rückstände trotz Mahnung und Androhung

der Kündigung drei Wochen nach Androhung der Kündigung nicht vollständig erfolgt

ist. Die Androhung der Kündigung kann mit der Mahnung verbunden werden. Die

Sätze 1, 3 und 4 sind für die Meldung der Energiemengen nach § 70 mit der Maßga-

be entsprechend anzuwenden, dass die Frist für die Meldung der Daten nach Andro-

hung der Kündigung sechs Wochen beträgt.

(4) Für Strom, der zum Zweck der Zwischenspeicherung an einen elektrischen, che-

mischen, mechanischen oder physikalischen Stromspeicher geliefert oder geleitet

wird, entfällt der Anspruch der Übertragungsnetzbetreiber auf Zahlung der EEG-

Umlage nach den Absätzen 2 oder 3, wenn dem Stromspeicher Energie ausschließ-

lich zur Wiedereinspeisung von Strom in das Netz entnommen wird. Satz 1 ist auch

für Strom anzuwenden, der zur Erzeugung von Speichergas eingesetzt wird, das in

das Erdgasnetz eingespeist wird, wenn das Speichergas unter Berücksichtigung der

Anforderungen nach § 45 Absatz 1 Nummer 1 und 2 zur Stromerzeugung eingesetzt

und der Strom tatsächlich in das Netz eingespeist wird.

(5) Elektrizitätsversorgungsunternehmen, die ihrer Pflicht zur Zahlung der EEG-

Umlage nach Absatz 2 nicht rechtzeitig nachgekommen sind, müssen diese Geld-

schuld nach § 352 Absatz 2 des Handelsgesetzbuchs ab Eintritt der Fälligkeit verzin-
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sen. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden, wenn die Fälligkeit nicht eintreten konnte,

weil das Elektrizitätsversorgungsunternehmen die von ihm gelieferten Strommengen

entgegen § 70 nicht oder nicht rechtzeitig dem Übertragungsnetzbetreiber gemeldet

hat; ausschließlich zum Zweck der Verzinsung ist in diesem Fall die Geldschuld für

die Zahlung der EEG-Umlage auf die nach § 70 mitzuteilende Strommenge eines

Jahres spätestens am 1. Januar des Folgejahres als fällig zu betrachten. Die Sätze 1

und 2 sind auf Letztverbraucher, die keine Verbraucher im Sinne des § 13 des Bür-

gerlichen Gesetzbuchs sind und nach Absatz 3 Satz 1 Elektrizitätsversorgungsunter-

nehmen gleichstehen, für die verbrauchten Strommengen entsprechend anzuwen-

den.

§ 58

Eigenversorgung

(1) Übertragungsnetzbetreiber können von Eigenversorgern für Strom, der den Ei-

genversorgern nicht von einem Elektrizitätsversorgungsunternehmen geliefert wird,

die EEG-Umlage verlangen. Die Regelungen für Elektrizitätsversorgungsunterneh-

men sind auf Eigenversorger entsprechend anzuwenden.

(2) Der Anspruch nach Absatz 1 entfällt

1. für Strom aus Bestandsanlagen, die der Eigenversorger vor dem 1. Septem-

ber 2011 selbst betrieben und zur Eigenversorgung genutzt hat,

2. für Strom aus sonstigen Bestandsanlagen nach Absatz 3,

3. für den Kraftwerkseigenverbrauch nach Absatz 4,

4. für Strom von Eigenversorgern, die weder unmittelbar noch mittelbar an ein

Netz angeschlossen sind,

5. für Eigenversorger, die sich vollständig selbst mit Strom aus erneuerbaren

Energien versorgen und für den Strom aus ihren Anlagen, den sie nicht selbst

verbrauchen, keine finanzielle Förderung nach Teil 3 in Anspruch nehmen,

und

6. für kleine Eigenversorgungsanlagen nach Absatz 5.

Satz 1 Nummer 2 bis 6 gilt nur, wenn der Eigenversorger die Stromerzeugungsanla-

ge selbst betreibt und der Strom im räumlichen Zusammenhang mit der Stromerzeu-

gungsanlage verbraucht und nicht durch ein Netz durchgeleitet wird.

(3) Als Bestandsanlage im Sinne des Absatz 2 Nummer 2 gilt jede Stromerzeu-

gungsanlage,

1. die der Eigenversorger vor dem 1. August 2014 selbst betrieben und zur Ei-

genversorgung genutzt hat,
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2. die vor dem 23. Januar 2014 nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz ge-

nehmigt oder nach einer anderen Bestimmung des Bundesrechts zugelassen

worden ist und vor dem 1. Januar 2015 zur Eigenversorgung genutzt worden

ist oder

3. die eine Stromerzeugungsanlage nach Nummer 1 oder 2 an demselben

Standort erneuert, erweitert oder ersetzt, es sei denn, die installierte Leistung

ist durch die Erneuerung, Erweiterung oder Ersetzung um mehr als 30 Pro-

zent erhöht worden.

(4) Der Kraftwerkseigenverbrauch ist der Strom, der in den Neben- und Hilfsanlagen

einer Stromerzeugungsanlage zur Erzeugung von Strom im technischen Sinne ver-

braucht wird.

(5) Kleine Eigenversorgungsanlagen sind Stromerzeugungsanlagen mit einer instal-

lierten Leistung von höchstens 10 Kilowatt. Bei diesen Anlagen entfällt der Anspruch

nach Absatz 1 für höchstens 10 Megawattstunden selbst verbrauchten Strom im

Jahr; dies gilt ab der Inbetriebnahme der Stromerzeugungsanlage für die Dauer von

20 Kalenderjahren zuzüglich des Inbetriebnahmejahres. § 30 ist entsprechend anzu-

wenden.

(6) Für den Strom aus der Stromerzeugungsanlage eines Eigenversorgers, der nicht

unter die Absätze 2 bis 5 fällt und den der Eigenversorger in unmittelbarer räumlicher

Nähe zu der Stromerzeugungsanlage selbst verbraucht und nicht durch ein Netz

durchleitet, verringert sich die EEG-Umlage

1. um [x Prozent] im Fall des Betriebs

a) einer Anlage nach § 5 Nummer 1 oder

b) einer KWK-Anlage, die hocheffizient im Sinne des § 53a Absatz 1 Satz 3

des Energiesteuergesetzes ist und einen Monats- oder Jahresnutzungs-

grad von mindestens 70 Prozent nach § 53a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2

Energiesteuergesetz erreicht, oder

2. um [x Prozent] im Fall des Betriebs einer sonstigen Stromerzeugungsanlage

oder

3. um [x Prozent], sofern der Eigenversorger ein Unternehmen des produzie-

renden Gewerbes nach Abschnitt B oder C der Klassifikation der Wirtschafts-

zweige des Statistischen Bundesamtes, Ausgabe 20082 ist, unabhängig von

der für die Stromerzeugung eingesetzten Energie.

2 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Statistischen Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring
11, 65189 Wiesbaden; auch zu beziehen über www.destatis.de.
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(7) Für die Überprüfung der Pflicht von Eigenversorgern zur Zahlung der EEG-

Umlage können die Übertragungsnetzbetreiber

1. sich die folgenden Daten übermitteln lassen, soweit dies erforderlich ist:

a) von den Hauptzollämtern die vorhandenen Daten über Eigenerzeuger

nach § 4 Absatz 1 Satz 1 des Stromsteuergesetzes und über die vollstän-

dige Steuerentlastung für die gekoppelte Erzeugung von Kraft und Wärme

nach § 99a der Energiesteuer-Durchführungsverordnung und

b) vom Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle die Daten über die

Eigenversorger nach § 8 Absatz 1 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes,

und

2. diese Daten automatisiert mit den Daten nach § 49 Satz 2 abgleichen.

(8) Bei der Berechnung der selbst verbrauchten Strommengen nach den Absätzen 2

bis 6 darf Strom nur bis zu der Höhe des aggregierten Eigenverbrauchs, bezogen auf

jedes 15-Minuten-Intervall (Zeitgleichheit), berücksichtigt werden.

§ 59

Nachträgliche Korrekturen

(1) Bei der jeweils nächsten Abrechnung sind Änderungen der abzurechnenden

Strommenge oder der finanziellen Förderungen zu berücksichtigen, die sich aus fol-

genden Gründen ergeben:

1. Rückforderungen auf Grund von § 55 Absatz 5,

2. eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung im Hauptsacheverfahren,

3. die Übermittlung und den Abgleich von Daten nach § 58 Absatz 7,

4. ein zwischen den Verfahrensparteien durchgeführtes Verfahren bei der Clea-

ringstelle nach § 77 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1,

5. eine Entscheidung der Bundesnetzagentur nach § 81 oder

6. einen vollstreckbaren Titel, der erst nach der Abrechnung nach § 56 Absatz 1

ergangen ist.

(2) Ergeben sich durch die Verbrauchsabrechnung der Elektrizitätsversorgungsunter-

nehmen gegenüber Letztverbrauchern Abweichungen gegenüber den Strommengen,

die einer Endabrechnung nach § 70 zugrunde liegen, sind diese Änderungen bei der

jeweils nächsten Abrechnung zu berücksichtigen. § 71 ist entsprechend anzuwen-

den.
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Abschnitt 2
Besondere Ausgleichsregelung

[ Hinweis: Die nachfolgenden Vorschläge zur Besonderen Ausgleichsregelung orien-

tieren sich an der Struktur der in dem Entwurf der Umwelt- und Energiebeihilfeleitli-

nien vorgeschlagenen Ausnahmeregelungen, die auf europäischer Ebene für die Ent-

lastung der stromintensiven Unternehmen diskutiert werden. Die Gespräche, die die

Kommission zu den Umwelt- und Energiebeihilfeleitlinien mit den Mitgliedstaaten

führt, sind noch nicht abgeschlossen. Insbesondere sind die konkreten Zahlen noch

nicht abschließend entschieden. Auch der Umgang mit besonderen Härtefällen ist

noch nicht entschieden. Der nachfolgende Textvorschlag bedeutet insoweit noch kei-

ne Vorfestlegung der Bundesregierung. ]

§ 60

Grundsatz

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle begrenzt auf Antrag abnahme-

stellenbezogen die EEG-Umlage für von Elektrizitätsversorgungsunternehmen gelie-

ferten oder selbst erzeugten Strom

1. für stromkostenintensive Unternehmen nach Maßgabe des § 61, um deren

Beitrag zur EEG-Umlage in einem Maße zu halten, das mit ihrer internationa-

len Wettbewerbssituation vereinbar ist, und ihre Abwanderung in das Ausland

zu verhindern, und

2. für Schienenbahnen nach Maßgabe des § 62, um ihre intermodale Wettbe-

werbsfähigkeit zu erhalten,

soweit hierdurch die Ziele des Gesetzes nicht gefährdet werden und die Begrenzung

mit dem Interesse der Gesamtheit der Stromverbraucher vereinbar ist.

§ 61

Stromkostenintensive Unternehmen

(1) Bei einem Unternehmen, das einer der Branchen nach Anlage 4 zuzuordnen ist,

erfolgt die Begrenzung nur, soweit es nachweist, dass und inwieweit

1. im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr

a) die selbst verbrauchte Strommenge an einer Abnahmestelle, an der das

Unternehmen den in Anlage 4 genannten Branchen zuzuordnen ist, min-

destens 1 Gigawattstunde betragen hat,
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b) das Verhältnis der von dem Unternehmen zu tragenden Stromkosten zur

Bruttowertschöpfung des Unternehmens nach der Definition des Statisti-

schen Bundesamtes, Fachserie 4, Reihe 4.3, Wiesbaden 20073, ohne

Abzug der Personalaufwendungen für Leiharbeitsverhältnisse und Werk-

verträge mindestens

aa) [x] Prozent betragen hat bei einem Unternehmen, das einer der Bran-

chen nach der Liste 1 der Anlage 4 zuzuordnen ist [ Hinweis: Die ge-

naue Festlegung wird derzeit geprüft ], und

bb) 25 Prozent betragen hat bei einem Unternehmen, das einer der Bran-

chen nach der Liste 2 der Anlage 4 zuzuordnen ist, und

2. [ es ein zertifiziertes Energiemanagementsystem betreibt, das den Anforde-

rungen der DIN EN ISO 50001, Ausgabe Dezember 2011, entspricht. Hin-

weis: Eine weitere Konkretisierung wird derzeit geprüft, ]

(2) Die Erfüllung der Voraussetzungen nach Absatz 1 ist wie folgt nachzuweisen:

1. für die Voraussetzungen nach Nummer 1 durch die Stromlieferungsverträge

und die Stromrechnungen für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr, die

Angabe der im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr eigenerzeugten,

selbst verbrauchten und weitergeleiteten Strommengen sowie die Bescheini-

gung eines Wirtschaftsprüfers, einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, eines

vereidigten Buchprüfers oder einer Buchprüfungsgesellschaft auf Grundlage

des geprüften Jahresabschlusses nach den Vorgaben des Handelsgesetzbu-

ches für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr; für die Bescheinigung sind

die §§ 319 Absatz 2 bis 4, 319b Absatz 1, 320 Absatz 2 und 323 des Han-

delsgesetzbuches entsprechend anzuwenden,

2. für die Voraussetzungen nach Nummer 2 durch die gültige Bescheinigung der

Zertifizierungsstelle.

(3) Unternehmen, die nach dem 30. Juni des Vorjahres neu gegründet wurden, kön-

nen abweichend von Absatz 1 Daten über ein Rumpfgeschäftsjahr übermitteln. Ab-

satz 2 ist entsprechend anzuwenden. Neu gegründete Unternehmen sind nur solche,

die unter Schaffung von im Wesentlichen neuem Betriebsvermögen ihre Tätigkeit

erstmals aufnehmen; sie dürfen nicht durch Umwandlung entstanden sein. Neu ge-

schaffenes Betriebsvermögen liegt vor, wenn über das Grund- und Stammkapital

hinaus weitere Vermögensgegenstände des Anlage- oder Umlaufvermögens erwor-

ben, gepachtet oder geleast wurden. Es wird unwiderleglich vermutet, dass der Zeit-

3 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen beim Statistischen Bundesamt, Gustav-Stresemann-Ring
11, 65189 Wiesbaden; auch zu beziehen über www.destatis.de.
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punkt der Neugründung der Zeitpunkt ist, an dem erstmals Strom zu Produktions-

zwecken verbraucht wird.

(4) Die EEG-Umlage wird an den Abnahmestellen, an denen das Unternehmen den

Branchen nach Anlage 4 zuzuordnen ist, für den Strom, den es im Begrenzungszeit-

raum selbst verbraucht, auf 20 Prozent der nach § 57 Absatz 2 ermittelten EEG-

Umlage begrenzt, in Summe der für alle begrenzten Abnahmestellen eines Unter-

nehmens noch zu zahlenden EEG-Umlage jedoch auf höchstens

1. [x] Prozent der Bruttowertschöpfung des Unternehmens im letzten abge-

schlossenen Geschäftsjahr [oder, falls dies günstiger ist, [x] Cent pro Kilo-

wattstunde] für Unternehmen, bei denen das Verhältnis der vom Unterneh-

men zu tragenden Stromkosten zur Bruttowertschöpfung mindestens 20 Pro-

zent betragen hat, und

2. [x] Prozent der Bruttowertschöpfung des Unternehmens im letzten abge-

schlossenen Geschäftsjahr [oder, falls dies günstiger ist, [x] Cent pro Kilo-

wattstunde] für sonstige Unternehmen.

Für die Nachweisführung ist Absatz 2 entsprechend anzuwenden.

(5) Eine Abnahmestelle ist die Summe aller räumlich und physikalisch zusammen-

hängenden elektrischen Einrichtungen einschließlich der Eigenversorgungsanlagen

eines Unternehmens, die sich auf einem in sich abgeschlossenen Betriebsgelände

befinden und über einen oder mehrere Entnahmepunkte mit dem Netz verbunden

sind. Sie muss über eigene Stromzähler an allen Entnahmepunkten und Eigenver-

sorgungsanlagen verfügen.

(6) Die durch vorangegangene Begrenzungsentscheidungen hervorgerufenen Wir-

kungen bleiben bei der Berechnung des Verhältnisses der Stromkosten zur Brutto-

wertschöpfung nach Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b und Absatz 4 außer Betracht.

[ (7) Die Absätze 1 bis 4 sind für selbständige Teile eines Unternehmens, das den

Branchen nach der Liste 1 der Anlage 4 zuzuordnen ist, entsprechend anzuwenden.

Ein selbständiger Unternehmensteil liegt nur vor, wenn es sich um einen Teilbetrieb

mit eigenem Standort oder einen vom übrigen Unternehmen am Standort abgegrenz-

ten Betrieb mit den wesentlichen Funktionen eines Unternehmens handelt, der Un-

ternehmensteil jederzeit als rechtlich selbständiges Unternehmen seine Geschäfte

führen könnte, seine Erlöse ganz überwiegend mit externen Dritten erzielt und über

eine eigene Abnahmestelle nach Absatz 5 verfügt. Für den selbständigen Unterneh-

mensteil sind eine eigene Bilanz und eine eigene Gewinn- und Verlustrechnung in

entsprechender Anwendung der für alle Kaufleute geltenden Vorschriften des Han-

delsgesetzbuches aufzustellen. Die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung



- 60 -

nach Satz 3 sind in entsprechender Anwendung der §§ 317 bis 323 des Handelsge-

setzbuches zu prüfen. ]

§ 62

Schienenbahnen

(1) Für Schienenbahnen wird die EEG-Umlage begrenzt, sofern sie nachweisen,

dass und inwieweit im letzten abgeschlossenen Geschäftsjahr die an der betreffen-

den Abnahmestelle selbst verbrauchte Strommenge unmittelbar für den Fahrbetrieb

im Schienenbahnverkehr verbraucht wurde und mindestens 3 Gigawattstunden be-

trug.

(2) Für Schienenbahnen wird die EEG-Umlage für die über die dritte Gigawattstunde

hinausgehende Strommenge, die das Unternehmen unmittelbar für den Fahrbetrieb

im Schienenbahnverkehr selbst verbraucht, an der betreffenden Abnahmestelle be-

grenzt

1. auf 15 Prozent der nach § 57 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage für das Jahr

2015,

2. auf 20 Prozent der nach § 57 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage für das Jahr

2016,

3. auf 25 Prozent der nach § 57 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage für das Jahr

2017 und

4. auf 30 Prozent der nach § 57 Absatz 2 ermittelten EEG-Umlage ab dem Jahr

2018.

(3) Abnahmestelle im Sinne der Absätze 1 und 2 ist die Summe der Verbrauchsstel-

len für den Fahrbetrieb im Schienenbahnverkehr des Unternehmens. § 61 Absatz 2

Nummer 1 und Absatz 3 Satz 1 bis 3 ist entsprechend anzuwenden; es wird unwider-

leglich vermutet, dass der Zeitpunkt der Neugründung der Zeitpunkt ist, zu dem erst-

mals Strom zu Fahrbetriebszwecken verbraucht wird.

§ 63

Antragsfrist und Entscheidungswirkung

(1) Der Antrag nach § 60 in Verbindung mit § 61 oder § 62 einschließlich der Be-

scheinigungen nach § 61 Absatz 2 ist jeweils zum 30. Juni eines Jahres (materielle

Ausschlussfrist) für das folgende Kalenderjahr zu stellen. Abweichend hiervon kann

der Antrag für das Jahr 2015 einmalig bis zum 30. September 2014 gestellt werden.

Dem Antrag müssen die übrigen in den §§ 61 oder 62 genannten Unterlagen beige-
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fügt werden. Ab dem Antragsjahr 2015 muss der Antrag elektronisch gestellt werden.

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle wird ermächtigt, Ausnahmen von

der Pflicht zur elektronischen Antragsstellung nach Satz 4 durch Allgemeinverfü-

gung, die im Bundesanzeiger bekannt zu machen ist, verbindlich festzulegen.

(2) Neu gegründete Unternehmen im Sinne des § 61 Absatz 3 können den Antrag

abweichend von Absatz 1 Satz 1 bis zum 30. September eines Jahres für das fol-

gende Kalenderjahr stellen. Satz 1 ist für neu gegründete Schienenbahnen entspre-

chend anzuwenden.

(3) Die Entscheidung ergeht mit Wirkung gegenüber der antragstellenden Person,

dem Elektrizitätsversorgungsunternehmen und dem regelverantwortlichen Übertra-

gungsnetzbetreiber. Sie wirkt jeweils für das dem Antragsjahr folgende Kalenderjahr.

(4) Der Anspruch des an der betreffenden Abnahmestelle regelverantwortlichen

Übertragungsnetzbetreibers auf Zahlung der EEG-Umlage gegenüber den betreffen-

den Elektrizitätsversorgungsunternehmen wird nach Maßgabe der Entscheidung des

Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle begrenzt. Die Übertragungsnetzbe-

treiber haben diese Begrenzung beim Ausgleich nach § 56 zu berücksichtigen. Er-

folgt während des Geltungszeitraums der Entscheidung ein Wechsel des an der be-

treffenden Abnahmestelle regelverantwortlichen Übertragungsnetzbetreibers oder

des betreffenden Elektrizitätsversorgungsunternehmens, muss die begünstigte Per-

son dies dem Übertragungsnetzbetreiber oder dem Elektrizitätsversorgungsunter-

nehmen und dem Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle unverzüglich mittei-

len.

[ Hinweis: Es wird noch geprüft, ob eine Regelung zum Übergang der Begrenzungs-

entscheidung im Falle der Rechtsnachfolge bei Umstrukturierung von Unternehmen

aufgenommen wird. ]

§ 64

Rücknahme der Entscheidung, Auskunft, Betretungsrecht

(1) Die Entscheidung nach § 60 ist mit Wirkung auch für die Vergangenheit zurück-

zunehmen, wenn bekannt wird, dass bei ihrer Erteilung die Voraussetzungen nach

den §§ 61 oder 62 nicht vorlagen.

(2) Zum Zweck der Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen sind die Bediensteten

des Bundesamtes für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle und dessen Beauftragte befugt,

von den für die Begünstigten handelnden natürlichen Personen für die Prüfung erfor-

derliche Auskünfte zu verlangen, innerhalb der üblichen Geschäftszeiten die ge-

schäftlichen Unterlagen einzusehen und zu prüfen sowie die Grundstücke, Betriebs-
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und Geschäftsräume der begünstigten Personen während der üblichen Geschäftszei-

ten zu betreten; das Grundrecht des Artikels 13 des Grundgesetzes wird insoweit

eingeschränkt. Die für die Begünstigten handelnden natürlichen Personen müssen

die verlangten Auskünfte erteilen und die Unterlagen zur Einsichtnahme vorlegen.

Zur Auskunft Verpflichtete können die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren

Beantwortung sie selbst oder in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessord-

nung bezeichnete Angehörige der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Ver-

fahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

§ 65

Mitwirkungs- und Auskunftspflicht

Unternehmen und Schienenbahnen, die eine Entscheidung nach § 60 beantragen

oder erhalten haben, müssen bei der Evaluierung und Fortschreibung der §§ 60 bis

64 durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und seine Beauftragten

mitwirken und auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte erteilen. Betriebs- und Ge-

schäftsgeheimnisse müssen gewahrt werden.

Teil 5
Transparenz

Abschnitt 1
Mitteilungs- und Veröffentlichungspflichten

§ 66

Grundsatz

Anlagenbetreiber, Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen

einander die für den bundesweiten Ausgleich nach den §§ 54 bis 59 jeweils erforder-

lichen Daten, insbesondere die in den §§ 67 bis 70 genannten Daten, unverzüglich

zur Verfügung stellen. § 59 ist entsprechend anzuwenden.

§ 67

Anlagenbetreiber

Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber

1. bis zum 28. Februar eines Jahres alle für die Endabrechnung des Vorjahres

erforderlichen Daten zur Verfügung stellen und
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2. bei Biomasseanlagen nach den §§ 42 bis 44 die Art und Menge der Einsatz-

stoffe sowie Angaben zu Wärmenutzungen und eingesetzten Technologien

nach § 43 Absatz 2 oder § 45 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 oder zu dem Anteil

eingesetzter Gülle nach § 44 Nummer 3 in der für die Nachweisführung nach

§ 45 vorgeschriebenen Weise übermitteln.

§ 68

Netzbetreiber

(1) Netzbetreiber, die nicht Übertragungsnetzbetreiber sind, müssen ihrem vorgela-

gerten Übertragungsnetzbetreiber

1. die folgenden Angaben unverzüglich, nachdem sie verfügbar sind, zusam-

mengefasst übermitteln:

a) die tatsächlich geleisteten finanziellen Förderungen für Strom aus erneu-

erbaren Energien und aus Grubengas oder für die Bereitstellung installier-

ter Leistung nach den Förderbestimmungen des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in der für die jeweilige Anlage anzuwenden Fassung,

b) die von den Anlagenbetreibern erhaltenen Meldungen nach § 21 Ab-

satz 1, jeweils gesondert für die verschiedenen Veräußerungsformen

nach § 20 Absatz 1,

c) bei Wechseln in die Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1 Nummer 4

zusätzlich zu den Angaben nach Buchstabe b den Energieträger, aus

dem der Strom in der jeweiligen Anlage erzeugt wird, die installierte Leis-

tung der Anlage sowie die Dauer, seit der die betreffende Anlage diese

Veräußerungsform bereits nutzt,

d) die Kosten für die Nachrüstung nach § 55 Absatz 2 in Verbindung mit der

Systemstabilitätsverordnung, die Anzahl der nachgerüsteten Anlagen und

die von ihnen erhaltenen Angaben nach § 67 sowie

e) die sonstigen für den bundesweiten Ausgleich erforderlichen Angaben,

2. bis zum 31. Mai eines Jahres mittels Formularvorlagen, die der Übertra-

gungsnetzbetreiber auf seiner Internetseite zur Verfügung stellt, in elektroni-

scher Form die Endabrechnung für das Vorjahr sowohl für jede einzelne An-

lage als auch zusammengefasst vorlegen; § 30 Absatz 3 und 4 ist entspre-

chend anzuwenden; bis zum 31. Mai eines Jahres ist dem vorgelagerten

Übertragungsnetzbetreiber ein Nachweis über die nach § 55 Absatz 2 Satz 1

zu ersetzenden Kosten vorzulegen; spätere Änderungen der Ansätze sind
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dem Übertragungsnetzbetreiber unverzüglich mitzuteilen und bei der nächs-

ten Abrechnung zu berücksichtigen.

(2) Für die Ermittlung der auszugleichenden Energiemengen und Zahlungen finanzi-

eller Förderungen nach Absatz 1 sind insbesondere erforderlich

1. die Angabe der Spannungsebene, an die die Anlage angeschlossen ist,

2. die Höhe der vermiedenen Netzentgelte nach § 55 Absatz 3,

3. die Angabe, inwieweit der Netzbetreiber die Energiemengen von einem

nachgelagerten Netz abgenommen hat, und

4. die Angabe, inwieweit der Netzbetreiber die Energiemengen nach Nummer 3

an Letztverbraucher, Netzbetreiber oder Elektrizitätsversorgungsunterneh-

men abgegeben oder sie selbst verbraucht hat.

§ 69

Übertragungsnetzbetreiber

(1) Für Übertragungsnetzbetreiber ist § 68 entsprechend anzuwenden mit der Maß-

gabe, dass die Angaben und die Endabrechnung nach § 68 Absatz 1 für Anlagen, die

unmittelbar oder mittelbar nach § 11 Absatz 2 an ihr Netz angeschlossen sind, unbe-

schadet des § 73 Absatz 4 auf ihrer Internetseite veröffentlicht werden müssen.

(2) Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner den Elektrizitätsversorgungsunterneh-

men, für die sie regelverantwortlich sind, bis zum 31. Juli eines Jahres die Endab-

rechnung für die EEG-Umlage des jeweiligen Vorjahres vorlegen. § 68 Absatz 2 ist

entsprechend anzuwenden.

(3) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen weiterhin die Daten für die Berechnung

der Marktprämie nach Maßgabe der Anlage 1 Nummer 3 zu diesem Gesetz in nicht

personenbezogener Form und den tatsächlichen Jahresmittelwert des Marktwerts für

Strom aus solarer Strahlungsenergie („MWSolar(a)“) veröffentlichen.

(4) Übertragungsnetzbetreiber, die von ihrem Recht nach § 57 Absatz 3 Satz 3 Ge-

brauch machen, müssen alle Netzbetreiber, in deren Netz der Bilanzkreis physische

Entnahmestellen hat, über die Kündigung des Bilanzkreises informieren.

§ 70

Elektrizitätsversorgungsunternehmen

Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen ihrem regelverantwortlichen Übertra-

gungsnetzbetreiber unverzüglich die an Letztverbraucher gelieferte Energiemenge

elektronisch mitteilen und bis zum 31. Mai die Endabrechnung für das Vorjahr vorle-

gen. Soweit die Belieferung über Bilanzkreise erfolgt, müssen die Energiemengen bi-
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lanzkreisscharf mitgeteilt werden. Satz 1 ist auf Eigenversorger entsprechend anzu-

wenden, es sei denn, dass die installierte Leistung der Eigenerzeugungsanlage 10

Kilowatt und die selbst verbrauchte Strommenge 10 Megawattstunden pro Kalender-

jahr nicht überschreitet. Die Übertragungsnetzbetreiber müssen unverzüglich, spätes-

tens jedoch ab dem 1. Januar 2016, bundesweit einheitliche Verfahren für die voll-

ständig automatisierte elektronische Übermittlung der Daten nach Satz 2 zur Verfü-

gung stellen, die den Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetzes genügen.

§ 71

Testierung

Die Endabrechnungen der Netzbetreiber nach § 68 Absatz 1 Nummer 2 müssen

durch einen Wirtschaftsprüfer, eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einen vereidig-

ten Buchprüfer oder eine Buchprüfungsgesellschaft geprüft werden. Im Übrigen kön-

nen die Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen verlangen, dass die

Endabrechnungen nach den §§ 69 und 70 bei Vorlage durch einen Wirtschaftsprüfer,

eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, einen vereidigten Buchprüfer oder eine Buch-

prüfungsgesellschaft geprüft werden. Bei der Prüfung sind zu berücksichtigen:

1. die höchstrichterliche Rechtsprechung,

2. die Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach § 81 und

3. die Entscheidungen der Clearingstelle nach § 77 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1

oder Absatz 5.

Für die Prüfung nach Satz 2 sind die §§ 319 Absatz 2 bis 4, § 319b Absatz 1, § 320

Absatz 2 und § 323 des Handelsgesetzbuches entsprechend anzuwenden.

§ 72

Information der Bundesnetzagentur

(1) Netzbetreiber müssen die Angaben, die sie nach § 67 von den Anlagenbetreibern

erhalten, die Angaben nach § 68 Absatz 2 Nummer 1 und die Endabrechnungen

nach § 68 Absatz 1 Nummer 2 sowie § 69 Absatz 2 einschließlich der zu ihrer Über-

prüfung erforderlichen Daten zum Ablauf der jeweiligen Fristen der Bundesnetzagen-

tur in elektronischer Form vorlegen; für Elektrizitätsversorgungsunternehmen ist dies

hinsichtlich der Angaben nach § 70 entsprechend anzuwenden.

(2) Soweit die Bundesnetzagentur Formularvorlagen bereitstellt, müssen Netzbetrei-

ber, Elektrizitätsversorgungsunternehmen und Anlagenbetreiber die Daten in dieser

Form übermitteln. Die Daten nach Absatz 1 mit Ausnahme der Strombezugskosten

werden dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie von der Bundesnetzagen-
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tur für statistische Zwecke sowie die Evaluation des Gesetzes und die Berichterstat-

tungen nach den §§ 93 bis 95 zur Verfügung gestellt.

§ 73

Information der Öffentlichkeit

(1) Netzbetreiber und Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen auf ihren Inter-

netseiten veröffentlichen

1. die Angaben nach den §§ 66 bis 70 unverzüglich nach ihrer Übermittlung und

2. einen Bericht über die Ermittlung der von ihnen nach den §§ 66 bis 70 mitge-

teilten Daten unverzüglich nach dem 30. September eines Jahres.

Sie müssen die Angaben und den Bericht zum Ablauf des Folgejahres vorhalten.

§ 69 Absatz 1 bleibt unberührt.

(2) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen die nach § 55 Absatz 1 finanziell geför-

derten und nach § 57 Absatz 1 vermarkteten Strommengen sowie die Angaben nach

§ 68 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c nach Maßgabe der Ausgleichsmechanismus-

verordnung auf einer gemeinsamen Internetseite in nicht personenbezogener Form

veröffentlichen.

(3) Die Angaben und der Bericht müssen eine sachkundige dritte Person in die Lage

versetzen, ohne weitere Informationen die finanziellen Förderungen und die geförder-

tem Energiemengen vollständig nachvollziehen zu können.

(4) Angaben, die auf Grund der Rechtsverordnung nach § 90 im Internet veröffent-

licht werden, müssen von den Netzbetreibern nicht veröffentlicht werden.

Abschnitt 2
Stromkennzeichnung und Doppelvermarktungsverbot

§ 74

Stromkennzeichnung entsprechend der EEG-Umlage

(1) Elektrizitätsversorgungsunternehmen erhalten im Gegenzug zur Zahlung der

EEG-Umlage nach § 57 Absatz 2 das Recht, Strom als „erneuerbaren Energien, ge-

fördert nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz“ zu kennzeichnen. Die Eigenschaft

des Stroms ist gegenüber Letztverbrauchern im Rahmen der Stromkennzeichnung

nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 und des § 42 des Energiewirtschaftsgesetzes

ausweisen.

(2) Der nach Absatz 1 gegenüber ihren Letztverbrauchern ausgewiesene Anteil be-

rechnet sich in Prozent, indem die EEG-Umlage, die das Elektrizitätsversorgungsun-
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ternehmen tatsächlich für die an ihre Letztverbraucher gelieferte Strommenge in ei-

nem Jahr gezahlt hat,

1. mit dem EEG-Quotienten nach Absatz 3 multipliziert wird,

2. danach durch die gesamte in diesem Jahr an ihre Letztverbraucher gelieferte

Strommenge dividiert wird und

3. anschließend mit Hundert multipliziert wird.

Der nach Absatz 1 ausgewiesene Anteil ist unmittelbarer Bestandteil der gelieferten

Strommenge und kann nicht getrennt ausgewiesen oder weiter vermarktet werden.

(3) Der EEG-Quotient ist das Verhältnis der Summe der Strommenge, für die in dem

vergangenen Kalenderjahr eine finanzielle Förderung nach § 19 in Anspruch ge-

nommen wurde, zu den gesamten durch die Übertragungsnetzbetreiber erhaltenen

Einnahmen aus der EEG-Umlage für die von den Elektrizitätsversorgungsunterneh-

men im vergangenen Kalenderjahr gelieferten Strommengen an Letztverbraucher.

Die Übertragungsnetzbetreiber veröffentlichen auf einer gemeinsamen Internetplatt-

form in einheitlichem Format bis zum 30. September 2011 und in den folgenden Jah-

ren bis zum 31. Juli den EEG-Quotienten in nicht personenbezogener Form für das

jeweils vorangegangene Kalenderjahr.

(4) Die Anteile der nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 3 des Energiewirt-

schaftsgesetzes anzugebenden Energieträger sind mit Ausnahme des Anteils für

„Strom aus erneuerbaren Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-Energien-

Gesetz“ entsprechend anteilig für den jeweiligen Letztverbraucher um den nach Ab-

satz 1 auszuweisenden Prozentsatz zu reduzieren.

(5) Elektrizitätsversorgungsunternehmen weisen gegenüber Letztverbrauchern, de-

ren Pflicht zur Zahlung der EEG-Umlage nach den §§ 60 bis 64 begrenzt ist, zusätz-

lich zu dem Gesamtenergieträgermix einen gesonderten nach den Sätzen 3 und 4 zu

berechnenden „Energieträgermix für nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz privile-

gierte Unternehmen“ aus. In diesem Energieträgermix sind die Anteile nach § 42 Ab-

satz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgesetzes auszuweisen. Der Anteil in Prozent

für „Erneuerbare Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz“ be-

rechnet sich abweichend von Absatz 2, indem die EEG-Umlage, die das Elektrizitäts-

versorgungsunternehmen tatsächlich für die in einem Jahr an den jeweiligen Letzt-

verbraucher gelieferte Strommenge gezahlt hat,

1. mit dem EEG-Quotienten nach Absatz 3 multipliziert wird,

2. danach durch die gesamte an den jeweiligen Letztverbraucher gelieferte

Strommenge dividiert wird und

3. anschließend mit Hundert multipliziert wird.
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Die Anteile der anderen nach § 42 Absatz 1 Nummer 1 des Energiewirtschaftsgeset-

zes anzugebenden Energieträger sind entsprechend anteilig für den jeweiligen Letzt-

verbraucher um den nach Satz 3 berechneten Prozentsatz zu reduzieren.

(6) Für Eigenversorger, die nach § 58 die EEG-Umlage zahlen müssen, sind die Ab-

sätze 1 bis 5 mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass ihr eigener Strom

anteilig als „Strom aus erneuerbaren Energien, gefördert nach dem Erneuerbare-

Energien-Gesetz“ anzusehen ist.

§ 75

Herkunftsnachweise

(1) Die zuständige Behörde stellt Anlagenbetreibern Herkunftsnachweise für Strom

aus erneuerbaren Energien aus, der nach § 20 Absatz 1 Nummer 2 auf sonstige

Weise direkt vermarktet wird. Die zuständige Behörde überträgt und entwertet Her-

kunftsnachweise. Ausstellung, Übertragung und Entwertung erfolgen elektronisch

und nach Maßgabe der Herkunftsnachweisverordnung. Die Herkunftsnachweise

müssen vor Missbrauch geschützt sein.

(2) Die zuständige Behörde erkennt auf Antrag nach Maßgabe der Herkunftsnach-

weisverordnung ausländische Herkunftsnachweise für Strom aus erneuerbaren

Energien an. Satz 1 ist nur für Herkunftsnachweise anzuwenden, die mindestens die

Vorgaben des Artikels 15 Absatz 6 und 9 der Richtlinie 2009/28/EG des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung von

Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhe-

bung der Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16)

erfüllen. Strom, für den ein Herkunftsnachweis nach Satz 1 anerkannt worden ist, gilt

als Strom, der nach § 20 Absatz 1 Nummer 2 auf sonstige Weise direkt vermarktet

wird.

(3) Die zuständige Behörde richtet eine elektronische Datenbank ein, in der die Aus-

stellung, Anerkennung, Übertragung und Entwertung von Herkunftsnachweisen regis-

triert werden (Herkunftsnachweisregister).

(4) Zuständige Behörde im Sinne der Absätze 1 bis 3 ist das Umweltbundesamt.

(5) Herkunftsnachweise sind keine Finanzinstrumente im Sinne des § 1 Absatz 11

des Kreditwesengesetzes oder des § 2 Absatz 2b des Wertpapierhandelsgesetzes.
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§ 76

Doppelvermarktungsverbot

(1) Strom aus erneuerbaren Energien und aus Grubengas sowie in ein Gasnetz ein-

gespeistes Deponie- oder Klärgas und Gas aus Biomasse dürfen nicht mehrfach ver-

kauft, anderweitig überlassen oder entgegen § 54 an eine dritte Person veräußert

werden. Strom aus erneuerbaren Energien oder aus Grubengas darf insbesondere

nicht in mehreren Veräußerungsformen nach § 20 Absatz 1 oder mehrfach in dersel-

ben Form nach § 20 Absatz 1 veräußert werden. Solange Anlagenbetreiber Strom

aus ihrer Anlage in einer Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1 veräußern, bestehen

keine Ansprüche aus einer anderen Veräußerungsform nach § 20 Absatz 1. Die

Vermarktung als Regelenergie ist im Rahmen der Direktvermarktung nicht als mehr-

facher Verkauf oder anderweitige Überlassung von Strom anzusehen.

(2) Anlagenbetreiber, die eine finanzielle Förderung nach § 19 für Strom aus erneu-

erbaren Energien oder aus Grubengas in Anspruch nehmen, dürfen Herkunftsnach-

weise oder sonstige Nachweise, die die Herkunft des Stroms belegen, für diesen

Strom nicht weitergeben. Gibt ein Anlagenbetreiber einen Herkunftsnachweis oder

sonstigen Nachweis, der die Herkunft des Stroms belegt, für Strom aus erneuerbaren

Energien oder aus Grubengas weiter, darf für diesen Strom keine finanzielle Förde-

rung nach § 19 in Anspruch genommen werden.

(3) Solange im Rahmen einer gemeinsamen Projektumsetzung nach dem Projekt-

Mechanismen-Gesetz für die Emissionsminderungen der Anlage Emissionsredukti-

onseinheiten erzeugt werden können, darf für den Strom aus der betreffenden Anla-

ge der Anspruch nach § 19 nicht geltend gemacht werden.

Teil 6
Rechtsschutz und behördliches Verfahren

§ 77

Clearingstelle

(1) Zu diesem Gesetz wird eine Clearingstelle eingerichtet. Der Betrieb erfolgt im Auf-

trag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie durch eine juristische Person

des Privatrechts.

(2) Die Clearingstelle ist zuständig für Fragen und Streitigkeiten

1. zur Anwendung der §§ 5, 7 bis 53, 66, 67, 76, 96 und 97 sowie der hierzu auf

Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen,
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2. zur Anwendung der Bestimmungen, die den in Nummer 1 genannten Be-

stimmungen in einer vor dem 1. August 2014 geltenden Fassung dieses Ge-

setzes entsprochen haben, und

3. zur Messung des für den Betrieb einer Anlage gelieferten oder verbrauchten

Stroms.

(3) Die Aufgaben der Clearingstelle sind

1. die Vermeidung von Streitigkeiten und

2. die Beilegung von Streitigkeiten.

Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben müssen die Regelungen zum Schutz perso-

nenbezogener Daten sowie Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach § 81 be-

achtet werden. Ferner sollen die Empfehlungen der Kommission 98/257/EG vom

30. März 1998 betreffend die Grundsätze für Einrichtungen, die für die außergerichtli-

che Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten zuständig sind (ABl. L 115 vom

17.4.1998, S. 31), und 2001/310/EG vom 4. April 2001 über die Grundsätze für an

der einvernehmlichen Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten beteiligte au-

ßergerichtliche Einrichtungen (ABl. L 109 vom 19.4.2001, S. 56) berücksichtigt wer-

den. Soweit Entscheidungen der Clearingstelle nicht im Widerspruch zu Entschei-

dungen der Bundesnetzagentur stehen, richten sich die Rechtsfolgen der Entschei-

dungen nach § 7 Absatz 2, § 59 Nummer 4 oder § 71 Satz 2; im Übrigen richten sich

die Rechtsfolgen nach den vertraglichen Vereinbarungen zwischen Anlagenbetrei-

bern, Direktvermarktungsunternehmern und Netzbetreibern.

(4) Die Clearingstelle kann zur Vermeidung oder Beilegung von Streitigkeiten zwi-

schen Verfahrensparteien

1. Verfahren zwischen den Verfahrensparteien auf ihren gemeinsamen Antrag

durchführen; § 204 Absatz 1 Nummer 11 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist

entsprechend anzuwenden; die Verfahren können auch als schiedsrichterli-

che Verfahren im Sinne des Zehnten Buchs der Zivilprozessordnung durch-

geführt werden, oder

2. Stellungnahmen für ordentliche Gerichte, bei denen diese Streitigkeiten

rechtshängig sind, auf deren Ersuchen abgeben.

Verfahrensparteien können Anlagenbetreiber, Direktvermarktungsunternehmer und

Netzbetreiber sein. Ihr Recht, die ordentlichen Gerichte anzurufen, bleibt unberührt.

(5) Die Clearingstelle kann zur Vermeidung von Streitigkeiten ferner Verfahren zur

Klärung von Fragen über den Einzelfall hinaus durchführen, sofern dies mindestens

ein Anlagenbetreiber, ein Direktvermarktungsunternehmer, ein Netzbetreiber oder ein
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betroffener Verband beantragt und ein öffentliches Interesse an der Klärung dieser

Fragen besteht. Betroffene Verbände sind zu beteiligen.

(6) Die Wahrnehmung der Aufgaben nach den Absätzen 3 bis 5 erfolgt nach Maßga-

be der Verfahrensordnung, die sich die Clearingstelle selbst gibt; Erlass und Ände-

rungen der Verfahrensordnung bedürfen der vorherigen Zustimmung des Bundesmi-

nisteriums für Wirtschaft und Energie. Die Aufgaben müssen vorrangig und be-

schleunigt durchgeführt werden. Die Wahrnehmung der Aufgaben steht jeweils unter

dem Vorbehalt der vorherigen Zustimmung der Verfahrensparteien zu der Verfah-

rensordnung. Sie ist keine Rechtsdienstleistung im Sinne des § 2 Absatz 1 des

Rechtsdienstleistungsgesetzes. Eine Haftung der Betreiberin der Clearingstelle für

Vermögensschäden, die aus der Wahrnehmung der Aufgaben entstehen, wird aus-

geschlossen; dies gilt nicht für Vorsatz.

(7) Die Clearingstelle muss jährlich einen Tätigkeitsbericht über die Wahrnehmung

der Aufgaben nach den Absätzen 3 bis 5 auf ihrer Internetseite in nicht personenbe-

zogener Form veröffentlichen.

(8) Die Clearingstelle kann nach Maßgabe ihrer Verfahrensordnung Entgelte zur De-

ckung des Aufwands für Handlungen nach Absatz 4 von den Verfahrensparteien er-

heben. Verfahren nach Absatz 5 sind unentgeltlich durchzuführen. Für sonstige

Handlungen, die im Zusammenhang mit den Aufgaben nach den Absätzen 3 bis 5

stehen, kann die Clearingstelle zur Deckung des Aufwands Entgelte erheben.

§ 78

Verbraucherschutz

Die §§ 8 bis 14 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb gelten für Verstöße

gegen die §§ 19 bis 53 entsprechend.

§ 79

Einstweiliger Rechtsschutz

(1) Auf Antrag des Anlagenbetreibers kann das für die Hauptsache zuständige Ge-

richt bereits vor Errichtung der Anlage unter Berücksichtigung der Umstände des

Einzelfalles durch einstweilige Verfügung regeln, dass der Schuldner der in den §§ 8,

11, 12, 19 und 50 bezeichneten Ansprüche Auskunft erteilen, die Anlage vorläufig

anschließen, sein Netz unverzüglich optimieren, verstärken oder ausbauen, den

Strom abnehmen und einen als billig und gerecht zu erachtenden Betrag als Ab-

schlagszahlung für die finanzielle Förderung leisten muss.
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(2) Die einstweilige Verfügung kann erlassen werden, auch wenn die in den §§ 935

und 940 der Zivilprozessordnung bezeichneten Voraussetzungen nicht vorliegen.

§ 80

Nutzung von Seewasserstraßen

Solange Anlagenbetreiber eine finanzielle Förderung nach § 19 in Anspruch nehmen,

können sie die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone oder das Küstenmeer un-

entgeltlich für den Betrieb der Anlagen nutzen.

§ 81

Aufgaben der Bundesnetzagentur

(1) Die Bundesnetzagentur hat vorbehaltlich weiterer Aufgaben, die ihr in Rechtsver-

ordnungen auf Grund dieses Gesetzes übertragen werden, die Aufgabe, zu überwa-

chen, dass

1. die Netzbetreiber nur Anlagen nach § 14 regeln, zu deren Regelung sie be-

rechtigt sind,

2. die Übertragungsnetzbetreiber den nach den §§ 19 und 55 finanziell geför-

derten Strom nach § 57 Absatz 1 in Verbindung mit der Ausgleichsmecha-

nismusverordnung vermarkten, die EEG-Umlage ordnungsgemäß ermitteln,

festlegen, veröffentlichen und den Elektrizitätsversorgungsunternehmen be-

rechnen und dass insbesondere den Übertragungsnetzbetreibern nur die fi-

nanzielle Förderung nach den §§ 19 bis 53 berechnet wird und hierbei die

Saldierungen nach § 55 Absatz 4 berücksichtigt worden sind,

3. die Daten nach § 72 übermittelt sowie nach § 73 veröffentlicht werden,

4. die Kennzeichnung des nach diesem Gesetz geförderten Stroms nur nach

Maßgabe des § 74 erfolgt.

(2) Für die Wahrnehmung der Aufgaben nach Absatz 1 Nummer 2 können bei be-

gründetem Verdacht bei Anlagenbetreibern, Elektrizitätsversorgungsunternehmen

und Netzbetreibern Kontrollen durchgeführt werden. Das Recht von Anlagenbetrei-

bern oder Netzbetreibern, die ordentlichen Gerichte anzurufen oder ein Verfahren vor

der Clearingstelle nach § 77 Absatz 4 einzuleiten, bleibt unberührt.

(3) Die Bundesnetzagentur kann unter Berücksichtigung des Zwecks und Ziels nach

§ 1 Festlegungen nach § 29 Absatz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes treffen

1. zu den technischen Einrichtungen nach § 9 Absatz 1 und 2, insbesondere zu

den Datenformaten,
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2. im Anwendungsbereich des § 14 dazu,

a) in welcher Reihenfolge die verschiedenen von einer Maßnahme nach

§ 14 betroffenen Anlagen und KWK-Anlagen geregelt werden,

b) nach welchen Kriterien der Netzbetreiber über diese Reihenfolge ent-

scheiden muss,

c) welche Stromerzeugungsanlagen nach § 14 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2

auch bei Anwendung des Einspeisemanagements am Netz bleiben müs-

sen, um die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Elektrizitätsversorgungs-

systems zu gewährleisten,

3. zur Übermittlung der Daten zur Abwicklung von Wechseln nach § 21 Absatz 3

und 4, insbesondere zu Verfahren, Fristen und Datenformaten, und

4. zur Berücksichtigung von Strom aus solarer Strahlungsenergie, der selbst

verbraucht wird, bei den Veröffentlichungspflichten nach § 69 und bei der Be-

rechnung des Monatsmarktwerts von Strom aus solarer Strahlungsenergie

nach Anlage 1 Nummer 2.2.4 zu diesem Gesetz, jeweils insbesondere zu Be-

rechnung oder Abschätzung der Strommengen.

(4) Für die Wahrnehmung der Aufgaben der Bundesetzagentur nach diesem Gesetz

und den auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen sind die Be-

stimmungen des Teils 8 des Energiewirtschaftsgesetzes mit Ausnahme der §§ 69

Absatz 1 Satz 2 und Absatz 10, der §§ 91, 92 und 95 bis 101 sowie des Abschnitts 6

entsprechend anzuwenden.

(5) Die Entscheidungen der Bundesnetzagentur nach Absatz 4 werden von den Be-

schlusskammern getroffen; § 59 Absatz 1 Satz 2 und 3, Absatz 2 und 3 sowie § 60

des Energiewirtschaftsgesetzes sind entsprechend anzuwenden.

§ 82

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 76 Absatz 1 Strom oder Gas mehrfach verkauft oder anderweitig

an eine dritte Person überlässt,

2. einer vollziehbaren Anordnung nach § 61 Absatz 2 in Verbindung mit § 65

Absatz 1 oder 2 oder § 69 Absatz 7 Satz 1 oder Absatz 8 Satz 1 des Ener-

giewirtschaftsgesetzes zuwiderhandelt oder

3. einer Rechtsverordnung

a) nach § 87 Nummer 3,

b) nach § 89 Nummer 1,
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c) nach § 89 Nummer 3 oder 4,

d) nach § 90 Nummer 1, 4 oder 9

oder einer vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung zu-

widerhandelt, soweit die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbestand auf die-

se Bestimmung verweist.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 Buchstabe

c oder d mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro und in den übrigen Fällen mit

einer Geldbuße bis zu zweihunderttausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über

Ordnungswidrigkeiten ist

1. die Bundesnetzagentur in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1, 2 oder 3

Buchstabe d,

2. die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung in den Fällen des Absat-

zes 1 Nummer 3 Buchstabe a und

3. das Umweltbundesamt in den Fällen des Absatzes 1 Nummer 3 Buchstabe b

und c.

§ 83

Fachaufsicht

Soweit Bundesbehörden Aufgaben nach diesem Gesetz wahrnehmen, unterliegen

sie der Fachaufsicht des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie. Dies gilt

nicht für die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung.

§ 84

Gebühren und Auslagen

(1) Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz und den auf diesem Gesetz beruhen-

den Rechtsverordnungen sowie für die Nutzung des Herkunftsnachweisregisters und

des Anlagenregisters werden Gebühren und Auslagen erhoben. Hinsichtlich der Ge-

bührenerhebung für Amtshandlungen nach Satz 1 ist das Verwaltungskostengesetz

vom 23.Juni 1970 (BGBl. I S. 821) in der am 14. August 2013 geltenden Fassung an-

zuwenden. Für die Nutzung des Herkunftsnachweisregisters und des Anlagenregis-

ters sind die die Bestimmungen der Abschnitte 2 und 3 des Verwaltungskostengeset-

zes in der am 14. August 2013 geltenden Fassung entsprechend anzuwenden.

(2) Die gebührenpflichtigen Tatbestände und die Gebührensätze sind durch Rechts-

verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu bestimmen. Dabei können feste
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Sätze, auch in Form von Zeitgebühren, oder Rahmensätze vorgesehen und die Er-

stattung von Auslagen auch abweichend vom Verwaltungskostengesetz geregelt

werden. Zum Erlass der Rechtsverordnungen ist das Bundesministerium für Wirt-

schaft und Energie ermächtigt. Es kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung

ohne Zustimmung des Bundesrates auf eine Bundesoberbehörde übertragen, soweit

diese Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes oder einer Rechtsverordnung nach den

§§ 85, 88, 89 oder 90 wahrnimmt. Abweichend von Satz 3 ist das Bundesministerium

für Ernährung und Landwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der

Finanzen, dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und dem Bundesminis-

terium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit zum Erlass der Rechts-

verordnung für Amtshandlungen der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung

im Zusammenhang mit der Anerkennung von Systemen oder mit der Anerkennung

und Überwachung einer unabhängigen Kontrollstelle nach der Biomassestrom-

Nachhaltigkeitsverordnung ermächtigt.

Teil 7
Verordnungsermächtigungen, Berichte, Übergangsbestimmungen

Abschnitt 1
Verordnungsermächtigungen

§ 85

Verordnungsermächtigung zur Ausschreibung der Förderung

für Freiflächenanlagen

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung

des Bundesrates im Anwendungsbereich des § 53 Regelungen vorzusehen

1. zu Verfahren und Inhalt der Ausschreibungen, insbesondere

a) zur kalenderjährlich insgesamt auszuschreibenden zu installierenden

Leistung in Megawatt oder elektrischer Arbeit in Megawattstunden,

b) zur Aufteilung der jährlichen Ausschreibungsmenge in Teilmengen und zu

der Bestimmung von Mindest- und Maximalgrößen von Teillosen,

c) zur Festlegung von Mindest- und Höchstbeträgen für die finanzielle För-

derung für elektrische Arbeit oder für die Bereitstellung installierter Leis-

tung,

d) zu der Preisbildung, der Anzahl der Bieterrunden und dem Ablauf der

Ausschreibungen
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e) abweichend von § 49 oder § 53 Absatz 2 Nummer 2 Flächen zu bestim-

men, auf denen Anlagen errichtet werden können,

2. zu weiteren Voraussetzungen nach § 53 Absatz 2 Nummer 4, insbesondere

a) die Anlagengröße zu begrenzen und abweichend von § 30 Absatz 1 und

Absatz 2 die Zusammenfassung von Anlagen zu regeln,

b) Anforderungen zu stellen, die der Netz- oder Systemintegration der Anla-

gen dienen,

c) abweichende Regelungen zu den §§ 19 bis 37 und 53 Absatz 2 Num-

mer 2 zu treffen,

3. zu Anforderungen für die Teilnahme an den Ausschreibungen, insbesondere

a) Mindestanforderungen an die Eignung der Teilnehmer zu stellen,

b) Anforderungen an den Planungs- und Genehmigungsstand der Projekte

zu stellen,

c) Anforderungen zu der Art, der Form und dem Inhalt von Sicherheiten zu

stellen, die von allen Teilnehmern an Ausschreibungen oder nur im Fall

der Zuschlagserteilung zu leisten sind, um eine Inbetriebnahme und den

Betrieb der Anlage sicherzustellen, und die entsprechenden Regelungen

zur teilweisen oder vollständigen Zurückzahlung dieser Sicherheiten,

d) festzulegen, wie Teilnehmer an den Ausschreibungen die Einhaltung der

Anforderungen nach den Buchstaben a bis c nachweisen müssen,

4. zu der Art, der Form und dem Inhalt der Zuschlagserteilung im Rahmen einer

Ausschreibung und zu den Kriterien für die Zuschlagserteilung,

5. zu der Art, der Form und dem Inhalt der durch einen Zuschlag vergebenen fi-

nanziellen Förderung, insbesondere zu regeln, dass

a) die finanzielle Förderung für elektrische Arbeit pro Kilowattstunde, für die

Bereitstellung installierter Leistung in Euro pro Kilowatt oder für eine

Kombination beider Varianten auch abweichend von den Bestimmungen

in den §§ 19 bis 37 zu zahlen ist,

b) eine durch Zuschlag erteilte Förderberechtigung unabhängig von Rechts-

schutzverfahren Dritter gegen das Ausschreibungsverfahren oder die Zu-

schlagserteilung bestehen bleibt,

6. zu einem Aufwendungsersatz für die Erstellung von nicht bezuschlagten Ge-

boten,

7. zu Anforderungen, die den Betrieb der Anlagen sicherstellen sollen, insbe-

sondere wenn eine Anlage nicht oder verspätet in Betrieb genommen worden

ist oder nicht in einem ausreichendem Umfang betrieben wird,
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a) eine Pflicht zu einer Geldzahlung vorzusehen und deren Höhe und die

Voraussetzungen für die Zahlungspflicht zu regeln,

b) Kriterien für einen Ausschluss von Bietern bei künftigen Ausschreibungen

zu regeln und

c) die Möglichkeit vorzusehen, die im Rahmen der Ausschreibungen verge-

benen Förderberechtigungen nach Ablauf einer bestimmten Frist zu ent-

ziehen oder zu ändern und danach erneut zu vergeben, oder die Dauer

oder Höhe des Förderanspruchs nach Ablauf einer bestimmten Frist zu

ändern,

8. zu der Art, der Form und dem Inhalt der Veröffentlichungen der Bekanntma-

chung von Ausschreibungen, der Ausschreibungsergebnisse und der erfor-

derlichen Mitteilungen an die Netzbetreiber,

9. zur Übertragbarkeit von Förderberechtigungen vor der Inbetriebnahme der

Anlage und ihrer verbindlichen Zuordnung zu einer Anlage, insbesondere

a) zu den zu beachtenden Frist- und Formerfordernissen und Mitteilungs-

pflichten,

b) zu dem Kreis der berechtigten Personen und den an diese zu stellenden

Anforderungen,

10. zu den nach den Nummern 1 bis 9 zu übermittelnden Informationen und dem

Schutz der in diesem Zusammenhang übermittelten personenbezogenen Da-

ten.

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung

des Bundesrates im Anwendungsbereich des § 53

1. abweichend von Absatz 1 und § 53 nicht die Bundesnetzagentur, sondern ei-

ne andere juristische Person des öffentlichen Rechts mit den Ausschreibun-

gen zu betrauen oder in entsprechendem Umfang eine juristische Person des

Privatrechts zu beauftragen und hierzu Einzelheiten zu regeln,

2. die Bundesnetzagentur zu ermächtigen, unter Berücksichtigung des Zwecks

und Ziels nach § 1 Festlegungen nach § 29 Absatz 1 des Energiewirtschafts-

gesetzes zu den Ausschreibungen einschließlich der konkreten Ausgestal-

tung der Regelungen nach § 85 Absatz 1 Nummer 1 bis 10 zu treffen.

§ 86

Verordnungsermächtigung zur Stromerzeugung aus Biomasse

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung

des Bundesrates im Anwendungsbereich der §§ 42 bis 44 zu regeln,
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1. welche Stoffe als Biomasse gelten und

2. welche technischen Verfahren zur Stromerzeugung angewandt werden dür-

fen.

(2) Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zu-

stimmung des Bundesrates im Anwendungsbereich des § 45 Absatz 6 Nummer 2 An-

forderungen an ein Massenbilanzsystem zur Rückverfolgung von aus einem Erdgas-

netz entnommenem Gas zu regeln.

§ 87

Verordnungsermächtigung zu Nachhaltigkeitsanforderungen für Biomasse

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit wird

ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

und dem Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft durch Rechtsverord-

nung ohne Zustimmung des Bundesrates

1. zu regeln, dass der Anspruch auf die Vergütung für Strom aus fester, flüssi-

ger oder gasförmiger Biomasse nur besteht, wenn die zur Stromerzeugung

eingesetzte Biomasse folgende Anforderungen erfüllt:

a) bestimmte ökologische und sonstige Anforderungen an einen nachhalti-

gen Anbau und an die durch den Anbau in Anspruch genommenen Flä-

chen, insbesondere zum Schutz natürlicher Lebensräume, von Grünland

mit großer biologischer Vielfalt im Sinne der Richtlinie 2009/28/EG und

von Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand,

b) bestimmte ökologische und soziale Anforderungen an eine nachhaltige

Herstellung,

c) ein bestimmtes Treibhausgas-Minderungspotenzial, das bei der Stromer-

zeugung mindestens erreicht werden muss,

2. die Anforderungen nach Nummer 1 einschließlich der Vorgaben zur Ermitt-

lung des Treibhausgas-Minderungspotenzials nach Nummer 1 Buchstabe c

zu regeln,

3. festzulegen, wie Anlagenbetreiber die Einhaltung der Anforderungen nach

den Nummern 1 und 2 nachweisen müssen; dies schließt Regelungen ein

a) zum Inhalt, zu der Form und der Gültigkeitsdauer dieser Nachweise ein-

schließlich Regelungen zur Anerkennung von Nachweisen, die nach dem

Recht der Europäischen Union oder eines anderen Staates als Nachweis

über die Erfüllung von Anforderungen nach Nummer 1 anerkannt wurden,

b) zur Einbeziehung von Systemen und unabhängigen Kontrollstellen in die

Nachweisführung und
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c) zu den Anforderungen an die Anerkennung von Systemen und unabhän-

gigen Kontrollstellen sowie zu den Maßnahmen zu ihrer Überwachung

einschließlich erforderlicher Auskunfts-, Einsichts-, Probenentnahme- und

Weisungsrechte sowie des Rechts der zuständigen Behörde oder unab-

hängiger Kontrollstellen, während der Geschäfts- oder Betriebszeit

Grundstücke, Geschäfts-, Betriebs- und Lagerräume sowie Transportmit-

tel zu betreten, soweit dies für die Überwachung oder Kontrolle erforder-

lich ist,

4. die Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung mit Aufgaben zu betrau-

en, die die Einhaltung der in der Rechtsverordnung nach den Nummern 1 bis

3 geregelten Anforderungen sicherstellen, insbesondere mit der näheren Be-

stimmung der in der Rechtsverordnung auf Grund der Nummern 1 und 2 ge-

regelten Anforderungen sowie mit der Wahrnehmung von Aufgaben nach

Nummer 3.

§ 88

Verordnungsermächtigung zum Ausgleichsmechanismus

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Weiterentwicklung des bundesweiten Aus-

gleichsmechanismus durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

zu regeln,

1. dass Vorgaben zur Vermarktung des nach diesem Gesetz geförderten

Stroms gemacht werden können, einschließlich

a) der Möglichkeit, die Vergütungszahlungen und Transaktionskosten durch

finanzielle Anreize abzugelten oder Übertragungsnetzbetreiber an den

Gewinnen und Verlusten bei der Vermarktung zu beteiligen,

b) der Überwachung der Vermarktung,

c) Anforderungen an die Vermarktung, Kontoführung und Ermittlung der

EEG-Umlage einschließlich von Veröffentlichungs- und Transparenz-

pflichten, Fristen und Übergangsregelungen für den finanziellen Aus-

gleich,

2. dass die Übertragungsnetzbetreiber berechtigt werden können, mit Anlagen-

betreibern vertragliche Vereinbarungen zu treffen, die unter angemessener

Berücksichtigung des Einspeisevorrangs der Optimierung der Vermarktung

des Stroms dienen; dies schließt die Berücksichtigung der durch solche Ver-

einbarungen entstehenden Kosten im Rahmen des Ausgleichsmechanismus

ein, sofern sie volkswirtschaftlich angemessen sind,
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3. dass die Übertragungsnetzbetreiber verpflichtet werden können, insbesonde-

re für die Verrechnung der Verkaufserlöse, der notwendigen Transaktions-

kosten und der Vergütungszahlungen ein gemeinsames transparentes EEG-

Konto zu führen,

4. dass die Übertragungsnetzbetreiber verpflichtet werden können, gemeinsam

auf Grundlage der prognostizierten Strommengen aus erneuerbaren Ener-

gien und Grubengas die voraussichtlichen Kosten und Erlöse einschließlich

einer Liquiditätsreserve für das folgende Kalenderjahr und unter Verrechnung

des Saldos des EEG-Kontos für das folgende Kalenderjahr eine bundesweit

einheitliche EEG-Umlage zu ermitteln und in nicht personenbezogener Form

zu veröffentlichen,

5. dass die Aufgaben der Übertragungsnetzbetreiber ganz oder teilweise auf

Dritte übertragen werden können, die im Rahmen eines Ausschreibungs- o-

der anderen objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien Verfahrens

ermittelt worden sind; dies schließt Regelungen für das hierfür durchzufüh-

rende Verfahren einschließlich der Ausschreibung der von den Übertra-

gungsnetzbetreibern im Rahmen des bundesweiten Ausgleichs erbrachten

Dienstleistungen oder der EEG-Strommengen sowie die Möglichkeit ein, die

Aufgabenwahrnehmung durch Dritte abweichend von jener durch die Über-

tragungsnetzbetreiber zu regeln,

6. die erforderlichen Anpassungen an die Regelungen der Direktvermarktung

sowie die erforderlichen Anpassungen der besonderen Ausgleichsregelung

für stromintensive Unternehmen und Schienenbahnen, der Regelung zur

nachträglichen Korrekturmöglichkeit, der Befugnisse der Bundesnetzagentur,

der Übermittlungs- und Veröffentlichungspflichten sowie der EEG-Umlage an

den weiterentwickelten Ausgleichsmechanismus.

§ 89

Verordnungsermächtigung zu Herkunftsnachweisen

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch Rechtsver-

ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1. die Anforderungen zu regeln an

a) die Ausstellung, Übertragung und Entwertung von Herkunftsnachweisen

nach § 75 Absatz 1,

b) die Anerkennung, Übertragung und Entwertung von Herkunftsnachwei-

sen, die vor der Inbetriebnahme des Herkunftsnachweisregisters ausge-

stellt worden sind, sowie
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c) die Anerkennung von Herkunftsnachweisen nach § 75 Absatz 2,

2. den Inhalt, die Form und die Gültigkeitsdauer der Herkunftsnachweise festzu-

legen,

3. das Verfahren für die Ausstellung, Anerkennung, Übertragung und Entwer-

tung von Herkunftsnachweisen zu regeln sowie festzulegen, wie Antragsteller

dabei die Einhaltung der Anforderungen nach Nummer 1 nachweisen müs-

sen,

4. die Ausgestaltung des Herkunftsnachweisregisters nach § 75 Absatz 3 zu re-

geln sowie festzulegen, welche Angaben an das Herkunftsnachweisregister

übermittelt werden müssen und wer zur Übermittlung verpflichtet ist; dies

schließt Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten ein,

5. abweichend von § 75 Absatz 5 zu regeln, dass Herkunftsnachweise Finan-

zinstrumente im Sinne des § 1 Absatz 11 des Kreditwesengesetzes oder des

§ 2 Absatz 2b des Wertpapierhandelsgesetzes sind,

6. abweichend von § 74 im Rahmen der Stromkennzeichnung die Ausweisung

von Strom zu regeln, für den eine finanzielle Förderung nach § 19 in An-

spruch genommen wird; hierbei kann insbesondere abweichend von § 75 Ab-

satz 1 auch die Ausstellung von Herkunftsnachweisen für diesen Strom an

die Übertragungsnetzbetreiber geregelt werden,

7. abweichend von § 75 Absatz 4 eine juristische Person des öffentlichen

Rechts mit den Aufgaben nach § 75 Absatz 1 bis 3, insbesondere mit der Ein-

richtung und dem Betrieb des Herkunftsnachweisregisters sowie mit der Aus-

stellung, Anerkennung, Übertragung oder Entwertung von Herkunftsnachwei-

sen einschließlich der Vollstreckung der hierzu ergehenden Verwaltungsakte

zu betrauen oder in entsprechendem Umfang eine juristische Person des Pri-

vatrechts zu beleihen und hierzu die Einzelheiten, einschließlich der Rechts-

und Fachaufsicht durch das Umweltbundesamt, zu regeln.

§ 90

Verordnungsermächtigung zum Anlagenregister

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, zur Ausgestal-

tung des Anlagenregisters nach § 6 durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des

Bundesrates zu regeln:

1. die Angaben nach § 6 Absatz 2 und weitere Angaben, die an das Anlagenre-

gister übermittelt werden müssen, einschließlich der Anforderungen an die

Art, die Formate, den Umfang und die Aufbereitung,

2. wer die weiteren Angaben nach Nummer 1 übermitteln muss,
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3. das Verfahren zur Registrierung der Anlagen einschließlich der Fristen sowie

der Regelung, dass die Registrierung durch Anlagenbetreiber abweichend

von § 6 Absatz 2 bei einem Dritten erfolgen muss, der zur Übermittlung an

das Anlagenregister verpflichtet ist,

4. die Überprüfung der im Anlagenregister gespeicherten Angaben einschließ-

lich hierzu erforderlicher Mitwirkungspflichten von Anlagenbetreibern und

Netzbetreibern,

5. dass Wechsel der Veräußerungsformen abweichend von § 21 Absatz 1 dem

Anlagenregister mitzuteilen sind, einschließlich der Fristen für die Daten-

übermittlung sowie Bestimmungen zu Format und Verfahren, die den Anfor-

derungen nach § 21 Absatz 3 entsprechen,

6. dass die Angaben mit den Angaben des Herkunftsnachweisregisters nach §

75 Absatz 3 oder mit anderen Registern und Datensätzen abgeglichen wer-

den, die eingerichtet oder erstellt werden:

a) auf Grund dieses Gesetzes oder einer hierauf erlassenen Rechtsverord-

nung,

b) auf Grund des Energiewirtschaftsgesetzes oder einer hierauf erlassenen

Rechtsverordnung oder Festlegung oder

c) auf Grund des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen oder einer

hierauf erlassenen Rechtsverordnung oder Festlegung,

soweit die für diese Register und Datensätze jeweils maßgeblichen Bestim-

mungen einem Abgleich nicht entgegenstehen,

7. dass Angaben der Anlagenbetreiber über genehmigungsbedürftige Anlagen

mit Daten der zuständigen Genehmigungsbehörde abgeglichen werden,

8. welche registrierten Angaben im Internet veröffentlicht werden; hierbei ist un-

ter angemessener Berücksichtigung des Datenschutzes ein hohes Maß an

Transparenz anzustreben; dies schließt ferner Bestimmungen nach § 25 Ab-

satz 2 über die erforderlichen Veröffentlichungen zur Überprüfung des Zu-

baus von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Biomasse, Windenergiean-

lagen an Land und Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-

lungsenergie sowie der nach den §§ 27 bis 29 jeweils geltenden anzulegen-

den Werte ein,

9. die Pflicht der Netzbetreiber, die jeweilige Ist-Einspeisung von Anlagen, die

im Anlagenregister registriert sind und die mit technischen Einrichtungen im

Sinne von § 9 Absatz 1 Nummer 2 ausgestattet sind, abzurufen und diese

Angaben an das Anlagenregister zu übermitteln, einschließlich der Fristen
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sowie der Anforderungen an die Art, die Formate, den Umfang und die Aufbe-

reitung der zu übermittelnden Daten,

10. das Verhältnis zu den Übermittlungs- und Veröffentlichungspflichten nach

den §§ 66 bis 69; hierbei kann insbesondere geregelt werden, in welchem

Umfang Angaben, die in dem Anlagenregister erfasst und veröffentlicht wer-

den, ab dem Zeitpunkt ihrer Veröffentlichung nicht mehr nach den §§ 66 bis

69 übermittelt und veröffentlicht werden müssen,

11. Art und Umfang der Weitergabe der Angaen an

a) Netzbetreiber zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz und dem

Energiewirtschaftsgesetz,

b) öffentliche Stellen zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Zusammenhang mit

dem Ausbau der erneuerbaren Energien,

c) Dritte, soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben nach Buchstabe b erforder-

lich ist oder soweit ein berechtigtes Interesse an den Angaben besteht, für

das die Veröffentlichung nach Nummer 8 nicht ausreicht; Angaben nach §

6 Absatz 2 Nummer 1 dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden,

12. die Ermächtigung der Bundesnetzagentur, durch Festlegung nach § 29 des

Energiewirtschaftsgesetzes zu regeln:

a) weitere Angaben, die von Anlagenbetreibern oder Netzbetreibern zu

übermitteln sind, soweit dies nach § 6 Absatz 1 Satz 2 erforderlich ist,

b) dass abweichend von einer Rechtsverordnung nach Nummer 1 bestimm-

te Angaben nicht mehr zu übermitteln sind, soweit diese nicht länger nach

§ 6 Absatz 1 Satz 2 erforderlich sind; hiervon ausgenommen sind die An-

gaben nach § 6 Absatz 2,

c) Art und Umfang eines erweiterten Zugangs zu Angaben im Anlagenregis-

ter für bestimmte Personenkreise zur Verbesserung der Markt- und Net-

zintegration,

13. Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten im Zusammenhang mit

den nach den Nummern 1 bis 11 zu übermittelnden Angaben,

14. den Übergang des Anlagenregisters nach § 6 Absatz 4 auf das Gesamtanla-

genregister nach § 53b des Energiewirtschaftsgesetzes einschließlich der er-

forderlichen Regelungen zur Übertragung der registrierten Angaben sowie

zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 6 Absatz 1 Satz 2 durch das Ge-

samtanlagenregister.
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§ 91

Weitere Verordnungsermächtigungen

Die Bundesregierung wird ferner ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustim-

mung des Bundesrates zu regeln:

1. das Berechnungsverfahren für die Entschädigung nach § 15 Absatz 1, insbe-

sondere ein pauschaliertes Verfahren zur Ermittlung der jeweils entgangenen

Einnahmen und ersparten Aufwendungen, sowie ein Nachweisverfahren für

die Abrechnung im Einzelfall,

2. dass bei der Inanspruchnahme der Einspeisevergütung nach § 36

a) Anlagenbetreiber den Strom aus ihrer Anlage abweichend von § 19 Ab-

satz 1 Nummer 2 einem Dritten zur Verfügung stellen müssen,

b) sich der Anspruch nach § 36 Absatz 1 gegen den Dritten richtet, dem der

Strom nach Buchstabe a zur Verfügung gestellt wird,

c) der Dritte nach den Buchstaben a und b im Rahmen eines Ausschrei-

bungs- oder anderen objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien

Verfahrens ermittelt wird und mit der Umsetzung des § 36 betraut wird;

hierbei können insbesondere die ausschreibende Behörde sowie Anforde-

rungen an die Durchführung des Verfahrens, an den mit der Umsetzung

des § 36 beauftragten Dritten, an die Voraussetzungen, die Anlagen für

die Inanspruchnahme des § 36 erfüllen müssen, an die Bedingungen und

Durchführung des § 36 und an die Höhe der finanziellen Förderung im

Rahmen des § 36 bestimmt werden,

3. für die Berechnung der Marktprämie nach Anlage 1 Nummer 1.2 zu diesem

Gesetz für Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden In-

betriebnahmebegriff vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden

sind, die Höhe der Erhöhung des jeweils anzulegenden Wertes „AW“ abwei-

chend von § 96 Absatz 1 Nummer 8 für Strom, der nach dem Inkrafttreten

dieses Gesetzes direkt vermarktet wird, auch aus Anlagen, die bereits vor

dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erstmals die Marktprämie in Anspruch ge-

nommen haben; hierbei können verschiedene Werte für verschiedene Ener-

gieträger oder für Vermarktungen auf verschiedenen Märkten oder auch ne-

gative Werte festgesetzt werden,

4. ergänzend zu Anlage 2 Bestimmungen zur Ermittlung und Anwendung des

Referenzertrages,

5. Anforderungen an Windenergieanlagen zur Verbesserung der Netzintegration

(Systemdienstleistungen), insbesondere
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a) für Windenergieanlagen Anforderungen

aa) an das Verhalten der Anlagen im Fehlerfall,

bb) an die Spannungshaltung und Blindleistungsbereitstellung,

cc) an die Frequenzhaltung,

ee) an das Nachweisverfahren,

ff) an den Versorgungswiederaufbau und

gg) bei der Erweiterung bestehender Windparks und

b) für Windenergieanlagen, die bereits vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb

genommen wurden, Anforderungen

aa) an das Verhalten der Anlagen im Fehlerfall,

bb) an die Frequenzhaltung,

cc) an das Nachweisverfahren,

dd) an den Versorgungswiederaufbau und

ee) bei der Nachrüstung von Altanlagen in bestehenden Windparks.

§ 92

Gemeinsame Bestimmungen

(1) Die Rechtsverordnungen auf Grund der §§ 86, 88 und 89 bedürfen der Zustim-

mung des Bundestages.

(2) Wenn Rechtsverordnungen nach Absatz 1 der Zustimmung des Bundestages be-

dürfen, kann diese Zustimmung davon abhängig gemacht werden, dass dessen Än-

derungswünsche übernommen werden. Übernimmt der Verordnungsgeber die Ände-

rungen, ist eine erneute Beschlussfassung durch den Bundestag nicht erforderlich.

Hat sich der Bundestag nach Ablauf von sechs Sitzungswochen seit Eingang der

Rechtsverordnung nicht mit ihr befasst, gilt im Fall der §§ 86 und 88 seine Zustim-

mung zu der unveränderten Rechtsverordnung als erteilt.

(3) Die Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen auf Grund der §§ 88

bis 90 können durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates und im

Fall der §§ 88 und 89 mit Zustimmung des Bundestages auf eine Bundesoberbehör-

de übertragen werden. Die Rechtsverordnungen, die auf dieser Grundlage von der

Bundesoberbehörde erlassen werden, bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesra-

tes oder des Bundestages.
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Abschnitt 2
Berichte

§ 93

Erfahrungsbericht

Die Bundesregierung evaluiert dieses Gesetz und legt dem Bundestag bis zum

31. Dezember 2018 und dann alle vier Jahre einen Erfahrungsbericht vor. Die Bun-

desnetzagentur, das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle und das Um-

weltbundesamt unterstützen die Bundesregierung bei der Erstellung des Erfahrungs-

berichts.

§ 94

Monitoringbericht

(1) Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag bis zum 31. Dezember 2014 und

dann jährlich über

1. den Stand des Ausbaus der erneuerbaren Energien und die Erreichung der

Ziele nach § 1 Absatz 2,

2. die Erfüllung der Grundsätze nach § 2,

3. den Stand der Direktvermarktung von Strom aus erneuerbaren Energien,

4. die Entwicklung der Eigenversorgung im Sinne des § 58 und

5. die Herausforderungen, die sich aus den Nummern 1 bis 4 ergeben.

(2) Die Bundesregierung legt rechtzeitig vor Erreichung des in § 29 Absatz 6 Satz 1

bestimmten Ziels einen Vorschlag für eine Neugestaltung der bisherigen Regelung

vor.

§ 95

Ausschreibungsbericht

Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag spätestens bis zum 30. Juni 2016

über die Erfahrungen mit Ausschreibungen insbesondere nach § 53. Der Bericht ent-

hält auch Handlungsempfehlungen

1. zur Ermittlung der finanziellen Förderung und ihrer Höhe durch Ausschrei-

bungen im Hinblick auf § 2 Absatz 5 Satz 1 und

2. zur Menge der für die Erreichung der Ziele nach § 1 Absatz 2 erforderlichen

auszuschreibenden Strommengen oder installierten Leistungen.
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Abschnitt 3
Übergangsbestimmungen

§ 96

Allgemeine Übergangsbestimmungen

(1) Für Strom aus Anlagen und KWK-Anlagen, die nach dem am 31. Juli 2014 gel-

tenden Inbetriebnahmebegriff vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden

sind, sind die Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwenden mit der Maßgabe, dass

1. statt § 5 Nummer 21 § 3 Nummer 5 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in

der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden ist,

2. statt § 9 Absatz 3 und 7 § 6 Absatz 3 und 6 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden ist,

3. § 24 Absatz 1 Nummer 1für Betreiber von Anlagen zur Erzeugung von Strom

aus solarer Strahlungsenergie, die nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb

genommen worden sind, anzuwenden ist, solange der Anlagenbetreiber die

Anlage nicht nach § 17 Absatz 12 Nummer 1 Buchstabe a des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung als geförderte

Anlage im Sinne des § 20a Absatz 5 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in

der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung registriert und den Standort und die

installierte Leistung der Anlage nicht an die Bundesnetzagentur mittels der

von ihr bereitgestellten Formularvorgaben übermittelt hat,

4. statt der §§ 25 bis 29, des § 38 Absatz 1, der §§ 39 bis 49, 51 und 53, § 67

Nummer 2 die §§ 20 bis 20b, 23 bis 33, 46 Nummer 2 sowie die Anlagen 1

und 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden

Fassung anzuwenden sind; abweichend hiervon ist § 45 Absatz 7 ausschließ-

lich für Anlagen entsprechend anzuwenden, die nach dem am 31. Juli 2014

geltenden Inbetriebnahmebegriff nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb

genommen worden sind,

5. § 33 Nummer 2 ab dem 1. Januar 2015 anzuwenden ist,

6. § 35 entsprechend nicht anzuwenden ist mit Ausnahme von § 35 Absatz 2

und 3 zweiter Halbsatz,

7. für Strom aus Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Wasserkraft, die vor

dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen worden sind, anstelle des

§ 38 Absatz 2 § 23 des Erneuerbare-Energien-Gesetz in der am 31. Juli 2014

geltenden Fassung anzuwenden ist, wenn die Maßnahme nach § 23 Absatz

2 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetz in der am 31. Juli 2014 geltenden

Fassung vor dem 1. August 2014 abgeschlossen worden ist,
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8. Anlage 1 Nummer 1.2 mit der Maßgabe anzuwenden ist, dass der jeweils an-

zulegende Wert „AW“ erhöht wird

a) für vor dem 1. Januar 2015 erzeugten Strom

aa) aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie um 0,60 Cent pro Kilo-

wattstunde,

bb) aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse und Ge-

othermie um 0,25 Cent pro Kilowattstunde,

b) für nach dem 31. Dezember 2014 erzeugten Strom

aa) aus Windenergie und solarer Strahlungsenergie um 0,40 Cent pro Kilo-

wattstunde oder

bb) aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse und Ge-

othermie um 0,20 Cent pro Kilowattstunde,

9. für Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Dezember 2011 geltenden In-

betriebnahmebegriff vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden

sind, abweichend hiervon und unbeschadet der Nummern 5, 7 und 8 § 66

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fas-

sung mit folgenden Maßgaben anzuwenden ist:

a) statt § 66 Absatz 1 Nummer 10 Satz 1 und 2 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung sind die §§ 20, 21,

32 bis 34 und Anlage 1 zu diesem Gesetz mit der Maßgabe anzuwenden,

dass abweichend von § 20 Absatz 1 Nummer 3 und 4 die Einspeisevergü-

tung nach den Bestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der

für die jeweilige Anlage maßgeblichen Fassung maßgeblich ist und dass

bei der Berechnung der Marktprämie nach § 32 der anzulegende Wert die

Höhe der Vergütung in Cent pro Kilowattstunde ist, die für den direkt ver-

markteten Strom bei der konkreten Anlage im Fall einer Vergütung nach

den Vergütungsbestimmungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in

der für die jeweilige Anlage maßgeblichen Fassung tatsächlich in An-

spruch genommen werden könnte. § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und

Satz 2 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass an die Stelle des anzule-

genden Wertes nach § 23 Absatz 1 der Vergütungsanspruch des Erneu-

erbare-Energien-Gesetzes in der für die jeweilige Anlage maßgeblichen

Fassung tritt,

b) statt § 66 Absatz 1 Nummer 11 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in

der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung sind die §§ 50, 52 und 97 Ab-

satz 3 sowie Anlage 3 anzuwenden,
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c) § 66 Absatz 13 und 13a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am

31. Juli 2014 geltenden Fassung sind nicht anzuwenden,

d) § 9 Absatz 4 ist anzuwenden und

e) anstelle von § 21 Absatz 2 Satz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074) in der am 31. Dezember 2011

geltenden Fassung ist § 22 Satz 2 entsprechend anzuwenden.

(2) Für Strom aus Anlagen, die

1. nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnahmebegriff vor dem

1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind und

2. vor dem 1. August 2014 zu keinem Zeitpunkt Strom ausschließlich aus er-

neuerbaren Energien oder Grubengas erzeugt haben,

ist § 5 Nummer 21 erster Halbsatz anzuwenden.

(3) Für Strom aus Anlagen, die nach dem 31. Juli 2014 und vor dem 1. Januar 2015

in Betrieb genommen worden sind, ist Absatz 1 anzuwenden, wenn die Anlagen nach

dem Bundes-Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürftig sind oder für ihren Be-

trieb einer Zulassung nach einer anderen Bestimmung des Bundesrechts bedürfen

und vor dem 23. Januar 2014 genehmigt oder zugelassen worden sind.

§ 97

Übergangsbestimmungen für Strom aus Biomasse

(1) Für Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Juli 2014 geltenden Inbetriebnah-

mebegriff vor dem 1. August 2014 in Betrieb genommen worden sind, verringert sich

ab dem 1. August 2014 der Vergütungsanspruch nach § 19 in Verbindung mit § 42

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwendenden

Fassung für jede Kilowattstunde Strom, um die in einem Kalenderjahr die vor dem

1. August 2014 erreichte Höchstbemessungsleistung der Anlage nach Anlage 3

Nummer 1 Satz 2 zu diesem Gesetz überschritten wird, auf den Monatsmarktwert; für

Anlagen, die vor dem 1. Januar 2009 in Betrieb genommen worden sind, verringert

sich entsprechend der Vergütungsanspruch nach § 8 Absatz 1 des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1918) in der am 31. Dezember

2008 geltenden Fassung nach Maßgabe des ersten Halbsatzes. Im Fall von Anlagen

im Sinne von Satz 1, die nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb genommen worden

sind, wird abweichend von Satz 1 unwiderleglich vermutet, dass die Höchstbemes-

sungsleistung der Anlage die Höchstbemessungsleistung nach Nummer 1 Satz 3 der

Anlage 3 zu diesem Gesetz ist.
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(2) Für Strom aus Anlagen, die nach dem am 31. Dezember 2011 geltenden Inbe-

triebnahmebegriff vor dem 1. Januar 2012 in Betrieb genommen worden sind,

1. entfällt der Anspruch auf die Vergütungserhöhung nach den §§ 27 Absatz 5

Satz 1 und 66 Absatz 1 Nummer 4a Satz 1 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung ab dem 1. Janu-

ar 2015; abweichend vom ersten Halbsatz entfällt der Anspruch ab dem

sechsten auf die erstmalige Geltendmachung des Anspruchs folgenden Ka-

lenderjahres, wenn der Anlagenbetreiber die Vergütungserhöhung erstmals

nach dem 31. Dezember 2009 und vor dem 1. August 2014 in Anspruch ge-

nommen hat,

2. besteht der Anspruch auf Erhöhung des Bonus für Strom aus nachwachsen-

den Rohstoffen nach § 27 Absatz 4 Nummer 2 in Verbindung mit Anlage 2

Nummer VI.2.c zu dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der am 31. Dezem-

ber 2011 geltenden Fassung ab dem 1. August 2014 nur, wenn zur Stromer-

zeugung überwiegend Landschaftspflegematerial einschließlich Landschafts-

pflegegras im Sinne von Anlage 3 Nummer 5 zur Biomasseverordnung in der

am 31. Juli 2014 geltenden Fassung eingesetzt werden,

3. ist § 45 Absatz 6 Nummer 2 anzuwenden bei Strom, der nach dem 31. Juli

2014 erzeugt worden ist.

(3) Für Anlagen, die vor dem 1. August 2014 sowohl nach dem am 31. Juli 2014 gel-

tenden Inbetriebnahmebegriff in Betrieb genommen worden sind als auch die Flexibi-

litätsprämie nach § 33i des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014

geltenden Fassung in Anspruch genommen haben, besteht abweichend von

§ 96 Absatz 1 auch nach dem 31. Juli 2014 der Anspruch auf die Flexibilitätsprämie

nach § 33i in Verbindung mit Anlage 5 zu dem Erneuerbare-Energien-Gesetz in der

am 31. Juli 2014 geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass abweichend von § 33i

Absatz 1 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 gel-

tenden Fassung für den gesamten in der Anlage erzeugten Strom keine Einspeise-

vergütung in Anspruch genommen wird und für diesen Strom unbeschadet der §§ 27

Absatz 3 und 4, des § 43 Absatz 2 und des § 45 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung dem Grunde nach ein Vergü-

tungsanspruch nach § 16 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli

2014 geltenden Fassung besteht, der nicht nach § 17 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung verringert ist.

(4) Für Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 und vor dem 1. August 2014 in

Betrieb genommen worden sind, ist auch nach dem 31. Juli 2014 die Biomassever-

ordnung in ihrer am 31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden.
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§ 98

Übergangsbestimmung zur Umstellung auf Ausschreibungen

Nachdem die finanzielle Förderung im Sinne des § 2 Absatz 5 auf Ausschreibungen

umgestellt worden ist, besteht auch ohne eine im Rahmen einer Ausschreibung er-

haltene Förderberechtigung ein Anspruch nach § 19 Absatz 1 für Anlagenbetreiber

von

1. Windenergieanlagen auf See, die vor dem 1. Januar 2017 eine unbedingte

Netzanschlusszusage oder eine Zuweisung von Anschlusskapazitäten nach

§ 17d Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes erhalten haben und vor dem

1. Januar 2021 in Betrieb genommen worden sind, oder

2. allen anderen Anlagen, die nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz ge-

nehmigungsbedürftig sind oder für ihren Betrieb einer Zulassung nach einer

anderen Bestimmung des Bundesrechts bedürfen und vor dem 1. Januar

2017 genehmigt oder zugelassen und vor dem 1. Januar 2019 in Betrieb ge-

nommen worden sind; dies gilt nicht für die Betreiber von Freiflächenanlagen.

§ 99

Weitere Übergangsbestimmungen

(1) Für Anlagen und KWK-Anlagen, die vor dem 1. August 2014 in Betrieb genom-

men worden sind und mit einer technischen Einrichtung nach § 6 Absatz 1 oder Ab-

satz 2 Nummer 1 und Nummer 2 Buchstabe a des am 31. Juli 2014 geltenden Er-

neuerbare-Energien-Gesetzes ausstatten mussten, ist § 9 Absatz 1 Satz 2 ab dem

1. Januar 2009 rückwirkend anzuwenden. Ausgenommen hiervon sind Fälle, in de-

nen vor dem 9. April 2014 ein Rechtsstreit zwischen Anlagenbetreiber und Netzbe-

treiber anhängig oder rechtskräftig entschieden worden ist.

(2) § 39 Absatz 1 und 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014

geltenden Fassung ist auf Strom, den Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach

dem 31. Dezember 2013 und vor dem 1. August 2014 an ihre gesamten Letztver-

braucher geliefert haben, mit der Maßgabe anzuwenden, dass abweichend von § 39

Absatz 1 Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 gel-

tenden Fassung dieser Strom die dort genannten Anforderungen in dem Zeitraum

nach dem 31. Dezember 2013 und vor dem 1. August 2014 sowie zugleich jeweils in

mindestens vier Monaten dieses Zeitraums erfüllt, wobei § 39 Absatz 1 Nummer 1

zweiter Halbsatz des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 gel-

tenden Fassung nicht anzuwenden ist.
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(3) Für Anträge auf Begrenzung der EEG-Umlage für das Jahr 2015, über die bis

zum Ablauf des 31. Juli 2014 noch nicht bestandskräftig entschieden wurde, sind die

§§ 60 bis 65 mit Ausnahme des § 61 Absatz 1 Nummer 2 und Absatz 5 Satz 2 an-

zuwenden. Statt § 61 Absatz 1 Nummer 2 ist § 41 Absatz 1 Nummer 2 des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung anzuwenden.

(4) Für Schienenbahnen, die noch keine Begrenzungsentscheidung für das Begren-

zungsjahr 2014 haben, sind die §§ 60 bis 65 für die Antragsstellung auf Begrenzung

für die zweite Jahreshälfte des Jahres 2014 mit den Maßgaben anzuwenden, dass

1. die EEG-Umlage für die über die dritte Gigawattstunde hinausgehende

Strommenge, die das Unternehmen unmittelbar für den Fahrbetrieb im

Schienenbahnverkehr selbst verbraucht hat, auf 15 Prozent der nach § 37

Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 gel-

tenden Fassung ermittelten EEG-Umlage für das Jahr 2014 begrenzt wird,

2. der Antrag nach § 60 in Verbindung mit § 62 einschließlich der der Beschei-

nigungen nach § 61 Absatz 2 Satz 1 und 3 bis zum 30. September 2014 zu

stellen ist (materielle Ausschlussfrist) und

3. die Entscheidung rückwirkend zum 1. Juli 2014 mit einer Geltungsdauer bis

zum 31. Dezember 2014 wirksam wird.

(5) Die Übertragungsnetzbetreiber haben gegen Elektrizitätsversorgungsunterneh-

men für die außerhalb der Regelverantwortung eines Übertragungsnetzbetreibers ei-

gens für die Versorgung von Schienenbahnen erzeugten, unmittelbar in das

Bahnstromnetz eingespeisten und unmittelbar für den Fahrbetrieb im Schienenver-

kehr verbrauchten Strommengen (Bahnkraftwerksstrom) für die Jahre 2009 bis 2013

nur Anspruch auf Zahlung einer EEG-Umlage von 0,05 Cent pro Kilowattstunde. Die

Ansprüche werden wie folgt fällig:

1. für Bahnkraftwerksstrom, der in den Jahren 2009 bis 2011 verbraucht worden

ist, zum 31. August 2014,

2. für Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2012 verbraucht worden ist, zum 31.

Januar 2015 und

3. für Bahnkraftwerksstrom, der im Jahr 2013 verbraucht worden ist, zum 31.

Oktober 2015.

Elektrizitätsversorgungsunternehmen müssen ihrem Übertragungsnetzbetreiber un-

verzüglich die Endabrechnungen für die Jahre 2009 bis 2013 für den Bahnkraft-

werksstrom vorlegen; § 50 ist entsprechend anzuwenden. Elektrizitätsversorgungs-

unternehmen können für Bahnkraftwerksstrom, den sie vor dem 1. Januar 2009 ge-

liefert haben, die Abnahme und Vergütung nach § 37 Absatz 1 Satz 1 des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes in der am 31. Dezember 2011 geltenden Fassung und nach
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§ 14 Absatz 3 Satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2008

geltenden Fassung verweigern.

Anlage 1

Höhe der Marktprämie

(zu § 32)

1. Berechnung der Marktprämie

1.1. Im Sinne dieser Anlage ist:

– „MP“ die Höhe der Marktprämie nach § 32 Absatz 2 in Cent pro Kilo-

wattstunde,

– „AW“ der anzulegende Wert nach den §§ 38 bis 53 unter Berücksichti-

gung der §§ 17 bis 29 in Cent pro Kilowattstunde,

– „MW“ der jeweilige Monatsmarktwert.

1.2. Die Höhe der Marktprämie nach § 32 Absatz 2 („MP“) in Cent pro Kilowatt-

stunde direkt vermarkteten und tatsächlich eingespeisten Stroms wird nach

der folgenden Formel berechnet:

MP = AW – MW

Ergibt sich bei der Berechnung ein Wert kleiner null, wird abweichend von

Satz 1 der Wert „MP“ mit dem Wert null festgesetzt.

2. Berechnung des Monatsmarktwerts „MW“

2.1. Monatsmarktwert bei Strom aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas,

Grubengas, Biomasse und Geothermie nach den §§ 38 bis 46

Als Wert „MW“ in Cent pro Kilowattstunde ist bei direkt vermarktetem Strom

aus Wasserkraft, Deponiegas, Klärgas, Grubengas, Biomasse und Ge-

othermie der Wert „MWEPEX“ anzulegen. Dabei ist „MWEPEX“ der tatsächliche

Monatsmittelwert der Stundenkontrakte für die Preiszone Deutsch-

land/Österreich am Spotmarkt der Strombörse EPEX Spot SE in Paris in

Cent pro Kilowattstunde.

2.2. Monatsmarktwert bei Strom aus Windenergie und solarer Strahlungs-

energie nach den §§ 47 bis 49

2.2.1. Energieträgerspezifischer Monatsmarktwert

Als Wert „MW“ in Cent pro Kilowattstunde ist anzulegen bei direkt vermarkte-

tem Strom aus

– Windenergieanlagen an Land der Wert „MWWind an Land“,
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– Windenergieanlagen auf See der Wert „MWWind auf See“ und

– Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie der

Wert „MWSolar“.

2.2.2. Windenergie an Land

„MWWind an Land“ ist der tatsächliche Monatsmittelwert des Marktwerts von

Strom aus Windenergieanlagen an Land am Spotmarkt der Strombörse

EPEX Spot SE in Paris für die Preiszone Deutschland/Österreich in Cent pro

Kilowattstunde. Dieser Wert wird wie folgt berechnet:

2.2.2.1. Für jede Stunde eines Kalendermonats wird der durchschnittliche Wert der

Stundenkontrakte am Spotmarkt der Strombörse EPEX Spot SE in Paris für

die Preiszone Deutschland/Österreich mit der Menge des in dieser Stunde

nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus

Windenergieanlagen an Land multipliziert.

2.2.2.2. Die Ergebnisse für alle Stunden dieses Kalendermonats werden summiert.

2.2.2.3. Diese Summe wird dividiert durch die Menge des in dem gesamten Kalen-

dermonat nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten

Stroms aus Windenergieanlagen an Land.

2.2.3 Windenergie auf See

„MWWind auf See“ ist der tatsächliche Monatsmittelwert des Marktwerts von

Strom aus Windenergieanlagen auf See am Spotmarkt der Strombörse

EPEX Spot SE in Paris für die Preiszone Deutschland/Österreich in Cent pro

Kilowattstunde. Für die Berechnung von „MWWind auf See“ sind die Nummern

2.2.2.1 bis 2.2.2.3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass statt des nach der

Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten Stroms aus Windener-

gieanlagen an Land der nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1

erzeugte Strom aus Windenergieanlagen auf See zugrunde zu legen ist.

2.2.4 Solare Strahlungsenergie

„MWSolar“ ist der tatsächliche Monatsmittelwert des Marktwerts von Strom aus

Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie am Spot-

markt der Strombörse EPEX Spot SE in Paris für die Preiszone Deutsch-

land/Österreich in Cent pro Kilowattstunde. Für die Berechnung von „MWSo-

lar“ sind die Nummern 2.2.2.1 bis 2.2.2.3 mit der Maßgabe anzuwenden, dass

statt des nach der Online-Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugten

Stroms aus Windenergieanlagen an Land der nach der Online-

Hochrechnung nach Nummer 3.1 erzeugte Strom aus Anlagen zur Erzeu-

gung von Strom aus solarer Strahlungsenergie zugrunde zu legen ist.
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3. Veröffentlichung der Berechnung

3.1. Die Übertragungsnetzbetreiber müssen jederzeit unverzüglich auf einer ge-

meinsamen Internetseite in einheitlichem Format die auf der Grundlage einer

repräsentativen Anzahl von gemessenen Referenzanlagen erstellte Online-

Hochrechnung der Menge des tatsächlich erzeugten Stroms aus Windener-

gieanlagen an Land, Windenergieanlagen auf See und Anlagen zur Erzeu-

gung von Strom aus solarer Strahlungsenergie in ihren Regelzonen in min-

destens stündlicher Auflösung veröffentlichen. Für die Erstellung der Online-

Hochrechnung sind Reduzierungen der Einspeiseleistung der Anlage durch

den Netzbetreiber oder im Rahmen der Direktvermarktung nicht zu berück-

sichtigen.

3.2. Die Übertragungsnetzbetreiber müssen ferner für jeden Kalendermonat bis

zum Ablauf des zehnten Werktags des Folgemonats auf einer gemeinsamen

Internetseite in einheitlichem Format und auf drei Stellen nach dem Komma

gerundet folgende Daten in nicht personenbezogener Form veröffentlichen:

a) den Wert der Stundenkontrakte am Spotmarkt der Strombörse EPEX

Spot SE in Paris für die Preiszone Deutschland/Österreich für jeden Ka-

lendertag in stündlicher Auflösung,

b) den Wert „MWEPEX“ nach Maßgabe der Nummer 2.1,

c) den Wert „MWWind an Land“ nach Maßgabe der Nummer 2.2.2,

d) den Wert „MWWind auf See“ nach Maßgabe der Nummer 2.2.3 und

e) den Wert „MWSolar“ nach Maßgabe der Nummer 2.2.4.

3.3. Soweit die Daten nach Nummer 3.2 nicht bis zum Ablauf des zehnten Werk-

tags des Folgemonats verfügbar sind, sind sie unverzüglich in nicht perso-

nenbezogener Form zu veröffentlichen, sobald sie verfügbar sind.

Anlage 2

Referenzertrag

(zu § 47)

1. Eine Referenzanlage ist eine Windenergieanlage eines bestimmten Typs, für

die sich entsprechend ihrer von einer dazu berechtigten Institution vermesse-

nen Leistungskennlinie an dem Referenzstandort ein Ertrag in Höhe des Refe-

renzertrages errechnet.

2. Der Referenzertrag ist die für jeden Typ einer Windenergieanlage einschließ-

lich der jeweiligen Nabenhöhe bestimmte Strommenge, die dieser Typ bei Er-
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richtung an dem Referenzstandort rechnerisch auf Basis einer vermessenen

Leistungskennlinie in fünf Betriebsjahren erbringen würde. Der Referenzertrag

ist nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu ermitteln; die Ein-

haltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, wenn

die Verfahren, Grundlagen und Rechenmethoden verwendet worden sind, die

enthalten sind in den Technischen Richtlinien für Windenergieanlagen, Teil 5,

in der zum Zeitpunkt der Ermittlung des Referenzertrags geltenden Fassung

der Fördergesellschaft Windenergie e. V. (FGW)4.

3. Der Typ einer Windenergieanlage ist bestimmt durch die Typenbezeichnung,

die Rotorkreisfläche, die Nennleistung und die Nabenhöhe gemäß den Anga-

ben des Herstellers.

4. Der Referenzstandort ist ein Standort, der bestimmt wird durch eine Rayleigh-

Verteilung mit einer mittleren Jahreswindgeschwindigkeit von 5,5 Metern je

Sekunde in einer Höhe von 30 Metern über dem Grund, einem logarithmi-

schen Höhenprofil und einer Rauhigkeitslänge von 0,1 Metern.

5. Die Leistungskennlinie ist der für jeden Typ einer Windenergieanlage ermittel-

te Zusammenhang zwischen Windgeschwindigkeit und Leistungsabgabe un-

abhängig von der Nabenhöhe. Die Leistungskennlinie ist nach den allgemein

anerkannten Regeln der Technik zu ermitteln; die Einhaltung der allgemein

anerkannten Regeln der Technik wird vermutet, wenn die Verfahren, Grundla-

gen und Rechenmethoden verwendet worden sind, die enthalten sind in den

Technischen Richtlinien für Windenergieanlagen, Teil 2, der Fördergesell-

schaft Windenergie e. V. (FGW)5 in der zum Zeitpunkt der Ermittlung des Re-

ferenzertrages geltenden Fassung. Soweit die Leistungskennlinie nach einem

vergleichbaren Verfahren vor dem 1. Januar 2000 ermittelt wurde, kann diese

anstelle der nach Satz 2 ermittelten Leistungskennlinie herangezogen werden,

soweit im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach dem 31. Dezember 2001

nicht mehr mit der Errichtung von Anlagen des Typs begonnen wird, für den

sie gelten.

6. Zur Vermessung der Leistungskennlinien nach Nummer 5 und zur Berech-

nung der Referenzerträge von Anlagentypen am Referenzstandort nach

Nummer 2 sind für die Zwecke dieses Gesetzes die Institutionen berechtigt,

die entsprechend der technischen Richtlinie Allgemeine Anforderungen an die

Kompetenz von Prüf- und Kalibrierlaboratorien (DIN EN ISO/IEC 17025), Aus-

4 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der Fördergesellschaft Windenergie e. V., Stresemann-
platz 4, 24103 Kiel.
5 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin.
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gabe April 20006, entsprechend von einer staatlich anerkannten oder unter

Beteiligung staatlicher Stellen evaluierten Akkreditierungsstelle akkreditiert

sind.

7. Bei der Anwendung des Referenzertrages zur Bestimmung des verlängerten

Zeitraums der Anfangsvergütung ist die installierte Leistung zu berücksichti-

gen, höchstens jedoch diejenige Leistung, die die Anlage aus genehmigungs-

rechtlichen Gründen nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz maximal er-

bringen darf. Temporäre Leistungsreduzierungen insbesondere auf Grund ei-

ner Regelung der Anlage nach § 14 sind zu berücksichtigen.

Anlage 3

Voraussetzungen und Höhe der Flexibilitätsprämie

(zu § 52)

1. Der Anspruch nach § 50 in Verbindung mit § 52 besteht nur,

a) wenn für den gesamten in der Anlage erzeugten Strom keine Einspeise-

vergütung in Anspruch genommen wird und ein Anspruch nach § 16 des

Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwen-

denden Fassung dem Grunde nach besteht, der nicht nach anderen Best-

immungen dieses Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwendenden

Fassung verringert ist,

b) wenn die Bemessungsleistung der Anlage in einem Kalenderjahr

aa) mindestens das 0,5fache und

bb) höchstens das 0,7fache

der vor dem 1. August 2014 erreichten Höchstbemessungsleistung der

Anlage beträgt,

c) wenn der Anlagenbetreiber die zur Registrierung der Inanspruchnahme

der Flexibilitätsprämie erforderlichen Angaben nach Maßgabe der

Rechtsverordnung nach § 90 übermittelt hat,

d) sobald ein Umweltgutachter mit einer Zulassung für den Bereich Elektrizi-

tätserzeugung aus erneuerbaren Energien bescheinigt hat, dass die An-

lage für den zum Anspruch auf die Flexibilitätsprämie erforderlichen be-

6 Amtlicher Hinweis: Zu beziehen bei der Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin.
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darfsorientierten Betrieb nach allgemein anerkannten Regeln der Technik

technisch geeignet ist.

Höchstbemessungsleistung ist die höchste Bemessungsleistung der Anlage

in einem Kalenderjahr seit dem Zeitpunkt ihrer Inbetriebnahme. Im Fall von

Anlagen, die nach dem 31. Dezember 2011 in Betrieb genommen worden

sind, wird abweichend von Satz 2 unwiderleglich vermutet, dass die Höchst-

bemessungsleistung der Anlage der Wert der vor dem 1. August 2014 instal-

lierten Leistung der Anlage verringert um 10 Prozent ist.

2. Anlagenbetreiber müssen dem Netzbetreiber die erstmalige Inanspruchnahme

der Flexibilitätsprämie nach § 50 in Verbindung mit § 52 vorab mitteilen.

3. Die Flexibilitätsprämie ist bis zum Ende der Förderdauer nach § 22 zu zahlen.

Die Flexibilitätsprämie wird ab dem ersten Tag des zweiten auf die Meldung

nach Nummer 2 folgenden Kalendermonats gezahlt. Der Anspruch auf die

Flexibilitätsprämie nach § 50 in Verbindung mit § 52 entfällt für jedes Kalen-

derjahr, in dem die Voraussetzungen nach den Nummern 1 und 2 nicht erfüllt

sind. Für jedes auf die Meldung nach Nummer 2 folgende Kalenderjahr, in

dem gegen Nummer 1 Satz 1 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb verstoßen

wird, verringert sich zudem der Anspruch nach § 19 für den gesamten in der

Anlage erzeugten Strom auf den Monatsmarktwert.

4. Die Höhe der Flexibilitätsprämie „FP“ wird kalenderjährlich in Euro pro Kalen-

derjahr direkt vermarkteten und tatsächlich eingespeisten Stroms nach der

folgenden Formel berechnet:

FP = (PHBem - PBem) * K

Dabei ist

a) „PBem“ die Bemessungsleistung in Kilowatt; im ersten Kalenderjahr der In-

anspruchnahme der Flexibilitätsprämie ist die Bemessungsleistung mit

der Maßgabe zu berechnen, dass nur die in den Kalendermonaten der

Inanspruchnahme der Flexibilitätsprämie erzeugten Kilowattstunden und

nur die vollen Zeitstunden dieser Kalendermonate zu berücksichtigen

sind; dies gilt nur für die Zweck der Berechnung der Höhe der Flexibili-

tätsprämie,

b) „PHBem“ die Höchstbemessungsleistung nach Nummer 1 Satz 2 und 3 in

Kilowatt,

c) „K“ der Wert nach § 52 Satz 1 Nummer 1 oder Nummer 2.

5. Der Anspruch nach § 50 in Verbindung mit § 52 ist ausgeschlossen, wenn der

Anlagenbetreiber eine Flexibilitätsprämie nach § 33i des Erneuerbare-
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Energien-Gesetzes in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung in Anspruch

genommen hat.

Anlage 4

Stromkosten- oder handelsintensive Branchen

(zu § 61)

[ Hinweise: Die Anlage wird noch um die Branchen, die nur Liste 2 angehören, er-

gänzt und anschließend übersetzt. Liste 2 wird die Branchen umfassen, die eine

Handelsintensität von mindestens 4 Prozent haben. ]

Laufende
Nummer

NACE Beschreibung
Liste

1
Liste

2

1. 510 Mining of hard coal X X

2. 729 Mining of other non-ferrous metal ores X X

3. 811 Quarrying of ornamental and building stone, lime-
stone, gypsum, chalk and slate

X X

4. 891 Mining of chemical and fertiliser minerals X X

5. 893 Extraction of salt X X

6. 899 Other mining and quarrying n.e.c. X X

7. 1032 Manufacture of fruit and vegetable juice X X

8. 1039 Other processing and preserving of fruit and vege-
tables

X X

9. 1041 Manufacture of oils and fats X X

10. 1062 Manufacture of starches and starch products X X

11. 1104 Manufacture of other non-distilled fermented bev-
erages

X X

12. 1106 Manufacture of malt X X

13. 1310 Preparation and spinning of textile fibres X X

14. 1320 Weaving of textiles X X

15. 1394 Manufacture of cordage, rope, twine and netting X X

16. 1395 Manufacture of non-wovens and articles made
from non-wovens, except apparel

X X

17. 1411 Manufacture of leather clothes X X

18. 1610 Sawmilling and planing of wood X X

19. 1621 Manufacture of veneer sheets and wood-based
panels

X X

20. 1711 Manufacture of pulp X X
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21. 1712 Manufacture of paper and paperboard X X

22. 1722 Manufacture of household and sanitary goods and
of toilet requisites

X X

23. 1920 Manufacture of refined petroleum products X X

24. 2011 Manufacture of industrial gases X X

25. 2012 Manufacture of dyes and pigments X X

26. 2013 Manufacture of other inorganic basic chemicals X X

27. 2014 Manufacture of other organic basic chemicals X X

28. 2015 Manufacture of fertilisers and nitrogen compounds X X

29. 2016 Manufacture of plastics in primary forms X X

30. 2017 Manufacture of synthetic rubber in primary forms X X

31. 2060 Manufacture of man-made fibres X X

32. 2110 Manufacture of basic pharmaceutical products X X

33. 2221 Manufacture of plastic plates, sheets, tubes and
profiles

X X

34. 2222 Manufacture of plastic packing goods X X

35. 2311 Manufacture of flat glass X X

36. 2312 Shaping and processing of flat glass X X

37. 2313 Manufacture of hollow glass X X

38. 2314 Manufacture of glass fibres X X

39. 2319 Manufacture and processing of other glass, includ-
ing technical glassware

X X

40. 2320 Manufacture of refractory products X X

41. 2331 Manufacture of ceramic tiles and flags X X

42. 2342 Manufacture of ceramic sanitary fixtures X X

43. 2343 Manufacture of ceramic insulators and insulating
fittings

X X

44. 2349 Manufacture of other ceramic products X X

45. 2351 Manufacture of cement X X

46. 2352 Manufacture of lime and plaster X X

47. 2399 Manufacture of other non-metallic mineral products
n.e.c.

X X

48. 2410 Manufacture of basic iron and steel and of ferro-
alloys

X X

49. 2420 Manufacture of tubes, pipes, hollow profiles and re-
lated fittings, of steel

X X

50. 2431 Cold drawing of bars X X

51. 2432 Cold rolling of narrow strip X X

52. 2434 Cold drawing of wire X X

53. 2441 Precious metals production X X

54. 2442 Aluminium production X X

55. 2443 Lead, zinc and tin production X X

56. 2444 Copper production X X

57. 2445 Other non-ferrous metal production X X

58. 2446 Processing of nuclear fuel X X

59. 2450 Casting of iron, steel, light metals and other non-
ferrous metals

X X

60. 2611 Manufacture of electronic components X X
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Artikel 2

Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 3621), das zuletzt durch Ar-

tikel 3 Absatz 4 des Gesetzes vom 4. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3746) geändert worden ist,

wird wie folgt geändert:

1. § 3 Nummer 18b wird wie folgt gefasst:

„18b. erneuerbare Energien

Energien im Sinne des § 5 Nummer 14 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes,“.

2. In § 12f Absatz 1 werden die Wörter „und Technologie, dem Bundesministerium für Um-

welt, Naturschutz und Reaktorsicherheit“ durch die Wörter „und Energie“ ersetzt.

3. § 17d wird wie folgt gefasst:

„§ 17d

Umsetzung des Offshore-Netzentwicklungsplans

(1) Betreiber von Übertragungsnetzen, in deren Regelzone der Netzanschluss von

Windenergieanlagen auf See erfolgen soll (anbindungsverpflichteter Übertragungs-

netzbetreiber), haben die Leitungen entsprechend den Vorgaben des Offshore-

Netzentwicklungsplans zu errichten und zu betreiben. Sie haben mit der Umsetzung

der Netzanschlüsse von Windenergieanlagen auf See entsprechend den Vorgaben

des Offshore-Netzentwicklungsplans zu beginnen und die Errichtung der Netzan-

schlüsse von Windenergieanlagen auf See zügig voranzutreiben. Eine Leitung nach

Satz 1 ist ab dem Zeitpunkt der Fertigstellung ein Teil des Energieversorgungsnet-

zes.

(2) Der anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbetreiber, der eine Anbindungslei-

tung nach Absatz 1 errichtet, hat spätestens nach Auftragsvergabe das Datum des

voraussichtlichen Fertigstellungstermins der Anbindungsleitung dem Betreiber der

Windenergieanlage auf See gegenüber bekannt zu machen und auf seiner Internet-

61. 2720 Manufacture of batteries and accumulators X X

62. 3299 Other manufacturing n.e.c. X X
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seite zu veröffentlichen. Nach Bekanntmachung des voraussichtlichen Fertigstel-

lungstermins nach Satz 1 hat der anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbetreiber

mit dem Betreiber der Windenergieanlage auf See, dem nach den Absätzen 3 bis 5

Anschlusskapazitäten auf der Anbindungsleitung zugewiesen wurden, einen Realisie-

rungsfahrplan abzustimmen, der die zeitliche Abfolge für die einzelnen Schritte zur

Errichtung der Windenergieanlage auf See und zur Herstellung des Netzanschlusses

enthält. Der anbindungsverpflichtete Übertragungsnetzbetreiber und der Betreiber

der Windenergieanlage auf See haben sich regelmäßig über den Fortschritt bei der

Errichtung der Windenergieanlage auf See und der Herstellung des Netzanschlusses

zu unterrichten; mögliche Verzögerungen oder Abweichungen vom Realisierungs-

fahrplan nach Satz 2 sind unverzüglich mitzuteilen. Der bekannt gemachte voraus-

sichtliche Fertigstellungstermin kann nur mit Zustimmung der Regulierungsbehörde

geändert werden; die Regulierungsbehörde trifft die Entscheidung nach pflichtgemä-

ßem Ermessen und unter Berücksichtigung der Interessen der Beteiligten und der

volkswirtschaftlichen Kosten. 30 Monate vor Eintritt der voraussichtlichen Fertigstel-

lung wird der bekannt gemachte Fertigstellungstermin verbindlich.

(3) Die Zuweisung von Anschlusskapazitäten auf Anbindungsleitungen erfolgt durch

die Regulierungsbehörde im Benehmen mit dem Bundesamt für Seeschifffahrt und

Hydrographie in einem objektiven, transparenten und diskriminierungsfreien Verfah-

ren. Die unter Berücksichtigung sämtlicher bestehenden unbedingten Netzanbin-

dungszusagen höchstens zuweisbare Anschlusskapazität beträgt bis zum 31. De-

zember 2020 6,5 Gigawatt. Ab dem 1. Januar 2021 erhöht sich die Menge der nach

Satz 2 zuweisbaren Anschlusskapazität jährlich um 800 Megawatt. Die Regulie-

rungsbehörde kann die Zuweisung von Anschlusskapazität mit Nebenbestimmungen

nach § 36 des Verwaltungsverfahrensgesetzes versehen.

(4) Sind für Kapazitätszuweisungen nicht in ausreichendem Umfang verfügbare Ka-

pazitäten nach Absatz 3 Satz 2 und 3 vorhanden oder übersteigt die Nachfrage der

im Bundesfachplan Offshore nach § 17a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 identifizierten

Windenergieanlagen auf See die auf einer beauftragten Anbindungsleitung noch zur

Verfügung stehende Kapazität, erfolgt die Kapazitätszuweisung nach Absatz 3 Satz 1

im Wege eines Versteigerungsverfahrens oder eines anderen nach Absatz 8 Satz 1

Nummer 3 bestimmten Zuweisungsverfahrens. Soweit die Kapazitätszuweisung im

Wege eines Versteigerungsverfahrens erfolgt, geht diesem ein Verfahren voraus, in

dem die Zulassung zur Versteigerung schriftlich oder elektronisch zu beantragen ist.

Die Regulierungsbehörde entscheidet über die Zulassung zum Versteigerungsverfah-

ren durch schriftlichen oder elektronischen Bescheid. Der Antrag auf Zulassung ist

abzulehnen, wenn der Antragsteller die Voraussetzungen für die Teilnahme am Ver-
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steigerungsverfahren nicht nachweist. Die Betreiber von Windenergieanlagen auf

See, die im Versteigerungsverfahren einen Zuschlag erhalten, zahlen den ihrem Ge-

bot entsprechenden Geldbetrag an den anbindungsverpflichteten Übertragungsnetz-

betreiber, der die Zahlung nach § 3 Absatz 3 Nummer 6 der Ausgleichsmechanis-

musverordnung vereinnahmt.

(5) Um eine geordnete und effiziente Nutzung und Auslastung von Offshore-

Anbindungsleitungen zu gewährleisten, kann die Regulierungsbehörde im Benehmen

mit dem Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie dem Betreiber einer Wind-

energieanlage auf See, die über eine unbedingte Netzanbindungszusage oder eine

nach Absatz 3 Satz 1 zugewiesene Kapazität verfügt, diese entziehen und auf eine

andere Anbindungsleitung verlagern, soweit dies den Bestimmungen des Bundes-

fachplans Offshore nicht entgegen steht; die Regulierungsbehörde kann hierfür freie

Anbindungskapazität auf Anbindungsleitungen von der Zuweisung nach Absatz 3

Satz 1 ausnehmen. Vor der Entscheidung sind der betroffene Betreiber einer Wind-

energieanlage auf See und der betroffene anbindungsverpflichtete Übertragungs-

netzbetreiber zu hören.

(6) Ein Betreiber einer Windenergieanlage auf See, die über die notwendige Zulas-

sung im Sinne des § 1 Nummer 10a des Seeaufgabengesetzes verfügt, hat im Rah-

men der von der Regulierungsbehörde nach den Absätzen 3 bis 5 zugewiesenen

Kapazität auf der ihr zugewiesenen Anbindungsleitung Anspruch auf Netzanbindung

ab dem verbindlichen Fertigstellungstermin gemäß Absatz 2 Satz 5; hat die Regulie-

rungsbehörde die Kapazitätszuweisung auf einen Zeitpunkt nach dem verbindlichen

Fertigstellungstermin befristet, hat der Betreiber einer Windenergieanlage auf See

erst ab diesem Zeitpunkt Anspruch auf Netzanbindung. Ein Anspruch des Betreibers

einer Windenergieanlage auf See auf Erweiterung der Netzkapazität nach § 12 des

Erneuerbare-Energien-Gesetzes ist ausgeschlossen; für nicht zugewiesene Kapazität

sind die §§ 14 und 15 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes nicht anzuwenden. Die

Regulierungsbehörde soll in Abstimmung mit dem Bundesamt für Seeschifffahrt und

Hydrographie die für die Windenergieanlage auf See vorgesehene Anschlusskapazi-

tät entziehen, wenn der Betreiber der Windenergieanlage auf See

1. nicht spätestens 24 Monate vor dem verbindlichen Fertigstellungstermin nach

Absatz 2 Satz 5 der Regulierungsbehörde den Nachweis über eine beste-

hende Finanzierung für die Errichtung der Windenergieanlage auf See er-

bringt,

2. nicht spätestens zwölf Monate vor dem verbindlichen Fertigstellungstermin

nach Absatz 2 Satz 5 mit der Errichtung der Windenergieanlage auf See be-

gonnen hat oder
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3. die technische Betriebsbereitschaft der Windenergieanlage auf See nicht in-

nerhalb von 18 Monaten nach dem verbindlichen Fertigstellungstermin nach

Absatz 2 Satz 5 hergestellt ist.

Für den Nachweis über eine bestehende Finanzierung sind verbindliche Verträge

über die Bestellung der Windenergieanlagen, der Fundamente, der für die Windener-

gieanlage auf See vorgesehenen Umspannanlage und der parkinternen Verkabelung

vorzulegen. Für Betreiber von Windenergieanlagen auf See mit unbedingter Netzan-

bindungszusage ist Satz 3 entsprechend mit der Maßgabe anzuwenden, dass dem

verbindlichen Fertigstellungstermin nach Absatz 2 Satz 5 der Fertigstellungstermin

aus der unbedingten Netzanbindungszusage gleichsteht.

(7) Die Betreiber von Übertragungsnetzen sind verpflichtet, den unterschiedlichen

Umfang ihrer Kosten nach Absatz 1 und den §§ 17a und 17b über eine finanzielle

Verrechnung untereinander auszugleichen; § 9 Absatz 3 des Kraft-Wärme-

Kopplungsgesetzes ist entsprechend anzuwenden. Betreiber von Übertragungsnet-

zen sind zum Ersatz der Aufwendungen verpflichtet, die die Betreiber von Windener-

gieanlagen auf See für die Planung und Genehmigung der Netzanschlussleitungen

bis zum 17. Dezember 2006 getätigt haben, soweit diese Aufwendungen den Um-

ständen nach für erforderlich anzusehen waren und den Anforderungen eines effi-

zienten Netzbetriebs nach § 21 entsprechen.

(8) Die Regulierungsbehörde kann durch Festlegung nach § 29 Absatz 1 nähere

Bestimmungen treffen

1. zu Inhalt und Verfahren der Erstellung des Offshore-Netzentwicklungsplans

nach § 17b; dies schließt die Festlegung weiterer Kriterien zur Bestimmung

der zeitlichen Abfolge der Umsetzung ein,

2. zur Umsetzung des Offshore-Netzentwicklungsplans, zu den erforderlichen

Schritten, die die Betreiber von Übertragungsnetzen zur Erfüllung ihrer Pflicht

nach Absatz 1 zu unternehmen haben, und deren zeitlicher Abfolge; dies

schließt Festlegungen zur Ausschreibung und Vergabe von Anbindungslei-

tungen, zur Vereinbarung von Realisierungsfahrplänen nach Absatz 2 Satz 2,

zur Information der Betreiber der anzubindenden Windenergieanlagen auf

See und zu einem Umsetzungszeitplan ein, und

3. zum Verfahren zur Zuweisung, Versteigerung, Verlagerung und Entziehung

von Anbindungskapazitäten; dies schließt Festlegungen zur Art und Ausge-

staltung des Zuweisungsverfahrens nach Absatz 3, zum Zeitpunkt der Durch-

führung eines Zuweisungsverfahrens, zu den Mindestvoraussetzungen für die

Zulassung zu einem Zuweisungsverfahren und für die Zuweisung von An-

schlusskapazität, zu möglichen Sicherheitsleistungen oder Garantien ein.
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Festlegungen nach Satz 1 Nummer 3 erfolgen im Einvernehmen mit dem Bundesamt

für Seeschifffahrt und Hydrographie.

(9) § 65 Absatz 2a ist entsprechend anzuwenden, wenn der anbindungsverpflichtete

Übertragungsnetzbetreiber eine Leitung, die nach dem Offshore-Netzentwicklungs-

plan nach Absatz 1 errichtet werden muss, nicht entsprechend den Vorgaben des

Offshore-Netzentwicklungsplans errichtet.“

4. § 17e wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils die Wörter „Offshore-Anlage“ durch die Wörter

„Windenergieanlage auf See“ ersetzt, wird die Angabe „16“ durch die Angabe

„19“ ersetzt und wird die Angabe „31“ durch die Angabe „48“ ersetzt.

bb) In den Sätzen 1, 2, 4 und 6 werden jeweils die Wörter „Offshore-Anlage“

durch die Wörter „Windenergieanlage auf See“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden jeweils die Wörter „Offshore-Anlage“ durch die Wörter

„Windenergieanlage auf See“ ersetzt und es werden die Wörter „dem ver-

bindlichen Zeitpunkt der Fertigstellung der Anbindungsleitung gemäß § 17d

Absatz 2 Satz 3“ durch die Wörter „dem verbindlichen Fertigstellungstermin

nach § 17d Absatz 2 Satz 5“ ersetzt.

bb) In den Sätzen 2, 4, 5 und 6 werden jeweils die Wörter „Offshore-Anlage“

durch die Wörter „Windenergieanlage auf See“ ersetzt.

cc) Folgender Satz wird angefügt:

„Hat der Betreiber einer Windenergieanlage auf See nach § 17d Absatz

6 Satz 1 erst ab einem Zeitpunkt nach dem verbindlichen Fertigstel-

lungstermin einen Anspruch auf Netzanbindung, so ist dieser Absatz mit

der Maßgabe anzuwenden, dass der Zeitpunkt, ab dem ein Anspruch

auf Netzanbindung besteht, dem verbindlichen Fertigstellungstermin

gleichsteht.“

c) In Absatz 3 werden jeweils die Wörter „Offshore-Anlage“ durch die Wörter „Wind-

energieanlage auf See“ ersetzt.

d) In Absatz 6 werden die Wörter „Offshore-Anlage“ durch die Wörter „Windenergie-

anlage auf See“ ersetzt.

5. § 17i wird wie folgt geändert:
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a) In Satz 1 wird das Wort „Technologie“ durch das Wort „Energie“ ersetzt und wer-

den die Wörter „für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem Bun-

desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und“ durch die Wörter „der Justiz

und für“ ersetzt.

b) in Satz 2 werden die Wörter „Offshore-Anlagen“ durch die Wörter „Windenergie-

anlagen auf See“ ersetzt.

6. In § 17j Satz 1 wird das Wort „Technologie“ durch das Wort „Energie“ ersetzt und werden

jeweils die Wörter „für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem Bundesmi-

nisterium für Ernährung, Landwirtschaft und“ durch die Wörter „der Justiz und für“ ersetzt.

7. In § 43 Satz 1 Nummer 3 werden die Wörter „Offshore-Anlagen im Sinne des § 3 Nr. 9“

durch die Wörter „Windenergieanlagen auf See im Sinne des § 5 Nummer 35“ ersetzt.

8. § 49 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Technologie“ durch das Wort „Energie“ ersetzt

und werden die Wörter „und, soweit Anlagen zur Erzeugung von Strom aus er-

neuerbaren Energien im Sinne des Erneuerbare-Energien-Gesetzes betroffen

sind, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit,“ gestrichen.

b) In Absatz 4a Satz 1 und 3 wird das Wort „Technologie“ durch das Wort „Energie“

ersetzt.

9. Nach § 53a wird folgender § 53b eingefügt:

„§ 53b

Verordnungsermächtigung zum Gesamtanlagenregister

Zur Verbesserung der Beurteilung der Versorgungssicherheit, des Monitorings der

Versorgungssicherheit und der Vereinfachung der energierechtlichen Meldepflichten

wird das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie ermächtigt, durch Rechtsver-

ordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zu regeln:

1. die Einrichtung eines Verzeichnisses durch die Bundesnetzagentur, in dem

Anlagen zur Erzeugung und Speicherung von elektrischer Energie, deren

Genehmigungen, steuerbare Verbrauchseinrichtungen von Letztverbrauchern

sowie industrielle und gewerbliche Letztverbraucher erfasst werden; dabei



- 107 -

sind auch die Betreiber der Anlagen nach Nummer 1 Satz 1, die Betreiber der

Energieversorgungsnetze, sowie die jeweiligen Bilanzkreisverantwortlichen

sowie Gaslieferanten, Gasversorgungsnetzbetreiber und Speicheranlagen

nebst deren Betreiber zu erfassen (Gesamtanlagenregister),

2. die Ausgestaltung des Gesamtanlagenregisters, wobei insbesondere be-

stimmt werden kann,

a) welche Angaben übermittelt werden müssen, einschließlich der Fristen

sowie Anforderungen an die Art, die Formate und den Umfang der zu

übermittelnden Daten, einschließlich der hierzu Verpflichteten,

b) der Abgleich mit Daten anderer Register, die auf der Grundlage dieses

Gesetzes, der §§ 6 und 75 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes, der §§ 47a bis 47j des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen oder hierauf erlassener Rechtsverordnungen oder Festle-

gungen sowie auf der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011 des europäischen

Parlamentes und des Rates über die Integrität und Transparenz des

Energiegroßhandelsmarktes eingerichtet und betrieben werden, sofern

die für diese Register und Datensätze jeweils maßgeblichen Bestimmun-

gen einem Abgleich nicht entgegenstehen,

c) die Wahrnehmung der Aufgaben des Anlagenregisters nach § 6 Absatz 1

Satz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetz durch das Gesamtanlagenre-

gister

3. die Möglichkeit, Angaben der Anlagenbetreiber über genehmigungsbedürftige

Anlagen mit Daten der zuständigen Genehmigungsbehörde abzugleichen.

4. Art und Umfang der Weitergabe der Daten an Dritte, soweit dies zur Erfüllung

der Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist, unter Beachtung des Da-

tenschutzes,

5. der Umfang der zu veröffentlichenden Daten unter Beachtung datenschutz-

rechtlicher Anforderungen, wobei Angaben zur Person der nach Nummer 2

Buchstabe a Verpflichteten einschließlich ihrer Kontaktdaten nicht veröffent-

licht werden, sowie das Verhältnis zu anderen gesetzlichen Veröffentli-

chungspflichten,

6. das Verhältnis zu den Meldepflichten nach

a) anderen Bestimmungen dieses Gesetzes,

b) dem Erneuerbare-Energien-Gesetz,

7. Regelungen zum Schutz personenbezogener Daten im Zusammenhang mit

den nach den Nummern 2 bis 4 zu übermittelnden Daten,
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8. die Ermächtigung der Bundesnetzagentur, durch Festlegung nach § 29 Ab-

satz 1 und unter Beachtung des Datenschutzes weitere zu übermittelnde Da-

ten, einschließlich der hierzu Verpflichteten, sowie Art und Umfang des Zu-

gangs zu Informationen des Gesamtanlagenregisters für bestimmte Perso-

nenkreise zu bestimmen.“

10. § 63 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 2 werden durch folgenden Satz ersetzt:

„Die Bundesregierung berichtet dem Bundestag bis zum 31. Dezember 2014 und

dann jährlich über den Netzausbau, den Kraftwerkszubau und Ersatzinvestitionen

sowie Energieeffizienz und die sich daraus ergebenden Herausforderungen und legt

erforderliche Handlungsempfehlungen vor.“

bb) In dem bisherigen Satz 3 wird das Wort „Technologie“ durch das Wort

„Energie“ ersetzt.

b) In den Absätzen 1a, 2, 2a und in Absatz 3 Satz 3 wird jeweils das Wort „Techno-

logie“ durch das Wort „Energie“ ersetzt.

11. § 91 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 wird nach den Wörtern „auf Grund der“ die Angabe

„§§ 12a, 12c, 15a, 17c, 17d, der“ eingefügt.

b) Folgender Absatz 10 wird angefügt:

„(10) Für Leistungen der Regulierungsbehörde in Bundeszuständigkeit gilt im Übrigen

das Verwaltungskostengesetz in der bis zum 14. August 2013 geltenden Fassung.“

12. In § 117a Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3“ durch die Angabe „5“ ersetzt,

b) Die Wörter „gemäß § 33a“ werden durch die Wörter „im Sinne des § 5 Nummer 9“

ersetzt.

13. § 118 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 9 wird aufgehoben.

b) In Absatz 12 werden die Wörter „Offshore-Anlagen“ durch die Wörter „Windener-

gieanlagen auf See“ ersetzt.
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c) Folgender Absatz 13 wird angefügt:

„(13) § 17d Absatz 6 Satz 3 ist nicht auf einen Betreiber von Windenergieanlagen auf

See anzuwenden, der bis zum [einsetzen: Datum des ersten Tages des sechsten auf

die Verkündung folgenden Kalendermonats] der Regulierungsbehörde den Nachweis

über eine bestehende Finanzierung erbringt, der spätestens bis zum Ablauf des [ein-

setzen: Datum des ersten Tages des 18. auf die Verkündung folgenden Kalendermo-

nats] mit der Errichtung der Windenergieanlage auf See begonnen hat und die tech-

nische Betriebsbereitschaft der Windenergieanlagen auf See bis spätestens zum

[einsetzen: Datum des ersten Tages des vierten auf die Verkündung folgenden Jah-

res] hergestellt hat. Für den Nachweis der bestehenden Finanzierung gilt § 17d Ab-

satz 6 Satz 4 entsprechend.“.

14. Es werden ersetzt:

a) in § 13 Absatz 2a Satz 1 die Angabe „8“ durch die Angabe „11“ und in Satz 3 die

Angabe „11“ durch die Angabe „14“ und die Angabe „12“ durch die Angabe „15“,

b) in § 17a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 sowie Absatz 3 Satz 2, § 17b Absatz 2

Satz 3, in § 17g in der Überschrift sowie in Satz 1 die Wörter „Offshore-Anlagen“

durch die Wörter „Windenergieanlagen auf See“,

c) in § 17f Absatz 2 Satz 4 die Wörter „Offshore-Anlage“ durch die Wörter „Wind-

energieanlage auf See“,

d) in § 42 Absatz 5 Nummer 1 die Angabe „55“ durch die Angabe „75“.
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Artikel 3

Änderung des Projekt-Mechanismen-Gesetzes

In § 5 Absatz 1 Satz 5 des Projekt-Mechanismen-Gesetzes vom 22. September 2005 (BGBl.

I S. 2826), das durch Artikel 4 Absatz 32 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S.

3154) geändert worden ist, wird die Angabe „16“ durch die Angabe „19“ ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Gewerbesteuergesetzes

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002

(BGBl. I S. 4167), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Juni 2013 (BGBl. I S.

1809) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 29 Absatz 1 Nummer 2 werden die Wörter „im Sinne des § 3 Nummer 3 des Erneu-

erbare-Energien-Gesetzes vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074), das zuletzt durch

Artikel 5 des Gesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist,

in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Wörter „im Sinne des § 5 Nummer 14 des

Erneuerbare-Energien-Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstel-

le gemäß Artikel 24 Absatz 1 des Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerba-

re-Energien-Gesetzes und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirt-

schaftsrechts]) in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

2. In § 36 Absatz 9d Satz 2 werden die Wörter „§ 3 Nummer 3 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes“ jeweils durch die Wörter „§ 5 Nummer 14 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes vom … (BGBl. I S. … [einsetzen: Datum und Fundstelle gemäß Artikel 24 Ab-

satz 1 des Gesetzes zur grundlegenden Reform des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

und zur Änderung weiterer Bestimmungen des Energiewirtschaftsrechts])“ ersetzt.

Artikel 5

Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen

Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der Fassung der Bekanntmachung vom

26. Juni 2013 (BGBl. I S. 1750, 3245), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 78 des Gesetzes

vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
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1. In § 47f Satz 1 wird das Wort „Technologie“ durch das Wort „Energie“ ersetzt und

werden die Wörter „und, soweit Anlagen zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren

Energien im Sinne des Erneuerbare-Energien-Gesetzes betroffen sind, im Einver-

nehmen mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit,“

gestrichen.

2. § 47g wird wie folgt geändert:

a) Absatz 6 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

„2. die Wahl der Veräußerungsform im Sinne des § 20 Absatz 1 des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes und die auf die jeweilige Veräußerungsform entfallenden

Mengen,“.

b) In Absatz 8 Satz 2 wird die Angabe „nach § 33b“ durch die Wörter „im Sinne des §

5 Nummer 9“ ersetzt.

Artikel 6

Änderung der Stromnetzentgeltverordnung

Die Stromnetzentgeltverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBl. I S. 2225), die zuletzt durch Arti-

kel 1 und 2 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBl. I S. 3250) geändert worden ist, wird

wie folgt geändert:

1. In § 18 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 wird die Angabe „16“ durch die Angabe „19“ er-

setzt und werden die Wörter „vergütet oder in den Formen des § 33b Nummer 1 oder

Nummer 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes direkt vermarktet“ durch das Wort

„gefördert“ ersetzt.

2. In § 28 Absatz 2 Nummer 9 wird die Angabe „35 Abs. 2“ durch die Angabe „55 Ab-

satz 3“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung der Stromnetzzugangsverordnung

In § 11 der Stromnetzzugangsverordnung vom 25. Juli 2005 (BGBl. I S. 2243), die zuletzt

durch Artikel 5 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBl. I S. 3250) geändert worden ist,
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werden die Wörter „vergütet und nicht nach § 33a des Erneuerbare-Energien-Gesetzes di-

rekt vermarktet“ durch die Wörter „mit einer Einspeisevergütung vergütet“ ersetzt.

Artikel 8

Änderung der Anreizregulierungsverordnung

Die Anreizregulierungsverordnung vom 29. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2529), die zuletzt durch

Artikel 4 der Verordnung vom 14. August 2013 (BGBl. I S. 3250) geändert worden ist, wird

wie folgt geändert:

1. In § 11 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 8 wird die Angabe „35 Absatz 2“ durch die Angabe „55 Absatz 3“ er-

setzt.

b) In Nummer 15 wird die Angabe „§ 17d Absatz 4“ durch die Angabe „§ 17d Absatz

7“ ersetzt.

2. In § 23 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 werden die Wörter „Offshore-Anlagen“ durch die

Wörter „Windenergieanlagen auf See“ ersetzt.

Artikel 9

Änderung der Systemstabilitätsverordnung

In § 3 Nummer 1 der Systemstabilitätsverordnung vom 20. Juli 2012 (BGBl. I S. 1635) wird

im ersten Halbsatz die Angabe „3“ durch die Angabe „5“ und wird im zweiten Halbsatz die

Angabe „6“ durch die Angabe „9“ ersetzt.

Artikel 10

Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes

In § 35 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch

Artikel 4 Absatz 76 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist,

wird nach Absatz 2 folgender neuer Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Eine Nutzung durch Laufwasserkraftanlagen darf nur zugelassen werden, wenn

die Anlage
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1. im räumlichen Zusammenhang mit einer ganz oder teilweise bereits beste-

henden oder einer vorrangig zu anderen Zwecken als der Erzeugung von

Strom aus Wasserkraft neu zu errichtenden Staustufe oder Wehranlage oder

2. ohne durchgehende Querverbauung

errichtet wird.“

Artikel 11

Änderung der Biomasseverordnung

Die Biomasseverordnung vom 21. Juni 2001 (BGBl. I S. 1234), die zuletzt durch Artikel 5 Ab-

satz 10 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212) geändert worden ist, wird wie

folgt geändert:

1. In § 1 werden die Wörter „für welche Stoffe eine zusätzliche einsatzstoffbezogene

Vergütung in Anspruch genommen werden kann, welche energetischen Referenz-

werte für die Berechnung dieser Vergütung anzuwenden sind, wie die einsatzstoffbe-

zogene Vergütung zu berechnen ist, “ gestrichen.

2. § 2 Absatz 4 Satz 3 wird aufgehoben.

3. § 2a wird aufgehoben.

4. Die Anlagen 1 bis 3 werden aufgehoben.

Artikel 12

Änderung des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes

Das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz vom 19. März 2002 (BGBl. I S. 1092), das zuletzt durch

Artikel 4 Absatz 77 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert worden ist,

wird wie folgt geändert:

1. § 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
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„KWK-Strom, der nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes finanziell gefördert

wird, fällt nicht in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes.“

2. In § 4 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „5“ durch die Angabe „8“ und werden die Wör-

ter „die §§ 6, 8 Absatz 4, die §§ 11 und 12“ durch die Wörter „ die §§ 9, 12 Absatz 4,

die §§ 14 und 15“ ersetzt.

3. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Das Wort „Technologie“ wird durch das Wort „Energie“ ersetzt, und die Wörter

„gemeinsam mit dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-

cherheit“ werden gestrichen.

b) Folgender Satz wird angefügt: „Im Hinblick auf die klimapolitischen Ziele der Bun-

desregierung werden die Schlussfolgerungen der Zwischenüberprüfung mit dem

Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit abge-

stimmt.“

Artikel 13

Änderung des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes

In der Anlage Nummer II.1 Buchstabe c Doppelbuchstabe aa des Erneuerbare-Energien-

Wärmegesetzes vom 7. August 2008 (BGBl. I S. 1658), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 68

des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) geändert worden ist, werden die

Wörter „Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074), das zuletzt

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1634) geändert worden ist, in der

jeweils geltenden Fassung“ durch die Wörter „Erneuerbare-Energien-Gesetz vom 25. Okto-

ber 2008 (BGBl. I S. 2074) in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung“ ersetzt.

Artikel 14

Änderung der Systemdienstleistungsverordnung

Die Systemdienstleistungsverordnung vom 3. Juli 2009 (BGBl. I S. 1734), die zuletzt durch

Artikel 4 des Gesetzes vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1634) geändert worden ist, wird wie

folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:
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a) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 6 Absatz 5“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 6“ er-

setzt.

b) In Nummer 2 werden nach den Wörtern „Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ die

Wörter „in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung“ eingefügt.

2. In § 2 Absatz 1 wird die Angabe „§ 29 und § 30“ durch die Angabe „§ 47“ ersetzt.

3. In § 3 wird die Angabe „§ 29 und § 30“ durch die Angabe „§ 47“ ersetzt.

4. In § 4 wird die Angabe „§ 6 Absatz 5“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 6“ ersetzt.

5. In § 5 werden nach den Wörtern „Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ die Wörter „in der

am 31. Juli 2014 geltenden Fassung“ eingefügt.

6. In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „§ 16 Absatz 6 in Verbindung mit § 6 Num-

mer 2“ durch die Wörter „§ 24 Absatz 2 Nummer 1 in Verbindung mit § 9 Absatz 6“

ersetzt.

7. In § 7 wird die Angabe „§ 19 Absatz 3“ durch die Angabe „§ 30 Absatz 4“ ersetzt.

8. In § 8 Absatz 2 werden nach den Wörtern „Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ die Wör-

ter „in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung“ eingefügt.

Artikel 15

Änderung der Ausgleichsmechanismusverordnung

Die Ausgleichsmechanismusverordnung vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2101), die zuletzt

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S. 1754) geändert worden ist,

wird wie folgt geändert:

1. In § 2 wird die Angabe „16 bis 33“ durch die Wörter „19 Absatz 1 Nummer 2 bis 30

sowie den §§ 35 bis 53“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:
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a) In Absatz 1 wird die Angabe „37“ durch die Angabe „57“ ersetzt.

b) In Absatz 2 letzter Halbsatz wird die Angabe „§ 43 Absatz 3“ durch die Angabe

„§ 63 Absatz 4“ ersetzt.

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2a wird jeweils die Angabe „35“ durch die Angabe „55“ und wird

die Angabe „2“ durch die Angabe „3“ ersetzt und wird die Angabe „3“ durch die

Angabe „4“ ersetzt.

bb) In Nummer 4 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „35“ durch die Angabe „55“ ersetzt, wird die

Angabe „4“ durch die Angabe „5“ ersetzt und wird die Angabe „38“ durch die

Angabe „59“ ersetzt sowie wird der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt und es

wird die folgende Nummer 6 angefügt:

„6. Einnahmen aus Zahlungen nach § 17d Absatz 4 Satz 5 des Energiewirtschaftsge-

setzes.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Nummern 1 und 1a werden durch folgende Nummer 1 ersetzt:

„1. finanzielle Förderungen nach den §§ 19, 50, 55 Absatz 1 und 96 bis 98 des Er-

neuerbare-Energien-Gesetzes,“.

bb) In Nummer 1b wird die Angabe „35 Absatz 1b“ durch die Angabe „55 Ab-

satz 2“ ersetzt.

cc) Nummer 7 wird gestrichen.

e) In Absatz 6 werden die Wörter „§ 37 Absatz 2 Satz 3“ durch die Wörter „§ 57 Ab-

satz 2 Satz 4“ und wird die Angabe „48“ durch die Angabe „69“ ersetzt.

3. § 7 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Am Ende der Nummer 1 wird das Wort „und“ gestrichen.

b) In Nummer 2 werden die Angabe „29“ durch die Angabe „47“ersetzt und wird die

Angabe „31“ durch die Angabe „48“ ersetzt, werden die Wörter „30 des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes und Strom nach §“ gestrichen sowie der Punkt nach

dem Wort „aufzuschlüsseln“ durch die Angabe „ , und“ ersetzt.

c) Folgende Nummer 3 wird angefügt:

„3. die Angaben nach § 68 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe c des Erneuerbare-

Energien-Gesetzes für den jeweils vorangegangenen Kalendermonat.“
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4. § 9 wird aufgehoben.

5. In § 11 werden in dem Satzteil vor Nummer 1 die Wörter „Bundesministerium für Umwelt,

Naturschutz und Reaktorsicherheit und dem“ gestrichen und das Wort „Technologie“

durch das Wort „Energie“ ersetzt.

6. § 12 wird aufgehoben.

Artikel 16

Änderung der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung

Die Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung vom 23. Juli 2009 (BGBl. I S. 2174), die zu-

letzt durch Artikel 2 Absatz 70 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBl. I S. 3044) ge-

ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu Teil 4 wird wie folgt gefasst:

„Teil 4
Zentrales Informationsregister

§ 61 (weggefallen)
§ 62 (weggefallen)
§ 63 (weggefallen)
§ 64 (weggefallen)
§ 65 (weggefallen)
§ 66 Informationsregister
§ 67 Datenabgleich
§ 68 Maßnahmen der zuständigen Behörde
§ 69 (weggefallen)“.

b) Die Angabe zu § 72 wird wie folgt gefasst:

„§ 72 (weggefallen)“.

2. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „auf Vergütung nach § 27 Ab-

satz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ durch die Wörter „auf finanzielle

Förderung nach den Förderbestimmungen für Strom aus Biomasse des Erneuer-
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bare-Energien-Gesetzes in der für die Anlage jeweils anzuwendenden Fassung“

ersetzt.

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

„3. der Betreiber der Anlage, in der die flüssige Biomasse zur Stromerzeugung

eingesetzt wird, die zur Registrierung der Anlage erforderlichen Angaben nach

Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

übermittelt hat; die Pflicht nach dem ersten Halbsatz ist auch als erfüllt anzuse-

hen, wenn der Anlagenbetreiber die Registrierung der Anlage im Anlagenregister

nach den §§ 61 bis 63 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung in der am

31. Juli 2014 geltenden Fassung beantragt hat.“

3. In § 11 Satz 2 Nummer 2 werden die Wörter „in Verbindung mit den §§ 61 bis 63

durch die Vorlage der Bescheinigung der zuständigen Behörde nach § 64 Absatz 4“

durch die Wörter „durch die Vorlage einer Bestätigung der zuständigen Behörde über

die Registrierung der Anlage nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 90 des

Erneuerbare-Energien-Gesetzes; im Fall des § 3 Absatz 1 Nummer 3 letzter Halbsatz

reicht abweichend hiervon die Vorlage der Bescheinigung der zuständigen Behörde

nach § 64 Absatz 4 der Biomassestrom-Nachhaltigkeitsverordnung in der am 31. Juli

2014 geltenden Fassung“ ersetzt.

4. In § 12 werden die Wörter „nach § 27 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“

und in § 20 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „und Boni nach § 27 des Erneuerba-

re-Energien-Gesetzes“ jeweils durch die Wörter „oder finanzielle Förderung nach den

Förderbestimmungen für Strom aus Biomasse des Erneuerbare-Energien-Gesetzes

in der für die Anlage jeweils anzuwendenden Fassung“ ersetzt.

5. Teil 4 wird wie folgt gefasst:

„Teil 4
Zentrales Informationsregister

§ 61

(weggefallen)

§ 62

(weggefallen)
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§ 63

(weggefallen)

§ 64

(weggefallen)

§ 65

(weggefallen)

§ 66

Informationsregister

Die zuständige Behörde führt ein zentrales Register über alle Zertifizierungssysteme,

Zertifizierungsstellen, Zertifikate, Nachweise, Bescheinigungen und Berichte im Zu-

sammenhang mit der Nachweisführung nach dieser Verordnung (Informationsregis-

ter).

§ 67

Datenabgleich

(1) Die zuständige Behörde gleicht die Daten im Informationsregister ab

1. mit den Daten im Anlagenregister nach § 6 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes oder mit den Daten des Gesamtanlagenregisters nach § 51 Absatz

3 des Energiewirtschaftsgesetzes, soweit dieses nach § 6 Absatz 3 des Er-

neuerbare-Energien-Gesetzes die Aufgaben des Anlagenregisters wahr-

nimmt, und

2. mit den Daten, die der für Biokraftstoffe zuständigen Stelle nach § 37d Ab-

satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorliegen.

(2) Bei Nachhaltigkeitsnachweisen nach § 23 kann die zuständige Behörde Daten mit

der Behörde oder Stelle, die diese Nachweise ausgestellt hat, abgleichen. § 77

Satz 2 bleibt davon unberührt.

§ 68

Maßnahmen der zuständigen Behörde

Die zuständige Behörde muss dem Netzbetreiber, an dessen Netz die Anlage zur

Stromerzeugung angeschlossen ist, Folgendes mitteilen, soweit es sich auf die in

dieser Anlage eingesetzte flüssige Biomasse bezieht:
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1. Verstöße gegen die Mitteilungspflicht nach § 13,

2. Widersprüche zwischen verschiedenen Daten, die im Rahmen des Datenab-

gleichs bekannt geworden sind, und

3. sonstige Zweifel an

a) der Wirksamkeit eines Nachhaltigkeitsnachweises, eines Zertifikates

oder einer Bescheinigung oder

b) der Richtigkeit der darin nachgewiesenen Tatsachen.

§ 69

(weggefallen)“.

6. § 72 wird aufgehoben.

7. § 73 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Buchstaben b bis d durch folgende Buchstaben b bis e er-

setzt:

„b) das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie,

c) das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft,

d) das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit und

e) die nachgeordneten Behörden dieser Ministerien, insbesondere an die Bundes-

netzagentur, das Umweltbundesamt und die für Biokraftstoffe zuständige Stelle nach

§ 37d Absatz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes,“.

b) Absatz 1a wird wie folgt gefasst:

„(1a) Soweit dies zum Abgleich der Daten des Informationsregisters nach § 66 mit

dem Anlagenregister nach § 6 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes oder dem Ge-

samtanlagenregister nach § 51 Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes erforderlich

ist, darf die zuständige Behörde Informationen an das jeweilige Register übermitteln.“

8. § 74 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 9 werden die Wörter „Anlagen- und“ gestrichen.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird nach dem Wort „Naturschutz“ ein Komma und das Wort

„Bau“ eingefügt.
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9. In den §§ 16 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb, 72, 77 Satz 1

und in Anlage 5 Nummer 4 Satz 1 wird jeweils nach dem Wort „Naturschutz“ ein

Komma und das Wort „Bau“ eingefügt.

10. In § 77 Satz 2 werden die Wörter „Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz“

durch die Wörter „Ernährung und Landwirtschaft“ ersetzt.

11. In Anlage 5 Nummer 4 Satz 1 werden die Wörter „Ernährung, Landwirtschaft und

Verbraucherschutz“ durch die Wörter „Ernährung und Landwirtschaft“ ersetzt.

Artikel 17

Änderung der Ausgleichsmechanismus-Ausführungsverordnung

Die Ausgleichsmechanismus-Ausführungsverordnung vom 22. Februar 2010 (BGBl. I S.

134), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Februar 2013 (BGBl. I S. 310) ge-

ändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 wird jeweils die Angabe „16“ durch die Wörter

„19 Absatz 1 Nummer 2“ und wird die Angabe „35“ durch die Angabe „55“ ersetzt.

2. In § 2 wird in dem Satzteil vor Nummer 1 die Angabe „4“ durch die Angabe „1“ er-

setzt.

3. § 3 Absatz 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 wird die Angabe „nach § 33b“ wird durch die Wörter „im Sinne des § 5

Nummer 9“ ersetzt.

b) Satz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Nummer 1 wird wie folgt geändert:

aaa) In Buchstabe a wird die Angabe „§§ 29 und 30“ durch die Angabe

„§ 47“ ersetzt.

bbb) In Buchstabe b wird die Angabe „31“ durch die Angabe „48“ ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „28“ durch die Angabe „46“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 Buchstabe a und Buchstabe b wird jeweils die Angabe „32“

durch die Angabe „49“ ersetzt.

dd) In Nummer 4 wird die Angabe „27“ durch die Angabe „42“ ersetzt.
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ee) In Nummer 5 wird die Angabe „23“ durch die Angabe „38“ ersetzt.

ff) In Nummer 6 wird die Angabe „24 bis 26“ durch die Angabe „39 bis 41“ er-

setzt.

4. In § 6 Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „nach Maßgabe einer vollziehbaren Ent-

scheidung der Bundesnetzagentur nach § 61 Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Erneu-

erbare-Energien-Gesetzes“ gestrichen.

5. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 und Absatz 3 Satz 1 jeweils wird die Angabe „16“ durch die Wörter

„19 Absatz 1 Nummer 2“ und die Angabe „35“ durch die Angabe „55“ ersetzt.

b) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „37“ durch die Angabe „57“ ersetzt.

Artikel 18

Änderung der Herkunftsnachweisverordnung

Die Herkunftsnachweisverordnung vom 28. November 2011 (BGBl. I S. 2447), die durch Ar-

tikel 4 des Gesetzes vom 17. August 2012 (BGBl. I S. 1754) geändert worden ist, wird wie

folgt geändert:

1. In § 4 Absatz 1 werden die Wörter „Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und

dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie nach Maßgabe des § 64 Ab-

satz 4 Nummer 5 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ durch die Wörter „Wirtschaft

und Energie“ ersetzt.

2. In § 5 Satz 1 werden die Wörter „Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit“ durch

die Wörter „Wirtschaft und Energie“ und die Angabe „55“ durch die Angabe „75“ er-

setzt.

3. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In dem Satzteil vor Nummer 1 werden die Wörter „Umwelt, Naturschutz und

Reaktorsicherheit und dem Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo-

gie“ durch die Wörter „Wirtschaft und Energie“ ersetzt.
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bb) In Nummer 2 Buchstabe b wird die Angabe „55“ durch die Angabe „75“ er-

setzt.

cc) In Nummer 5 wird die Angabe „55“ durch die Angabe „75“ ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Angabe „63a“ durch die Angabe „84“ ersetzt.

Artikel 19

Änderung der Herkunftsnachweis-Durchführungsverordnung

Die Herkunftsnachweis-Durchführungsverordnung vom 15. Oktober 2012 (BGBl. I S. 2147)

wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 wird die Angabe „3“ durch die Angabe „5“ ersetzt.

b) In den Nummern 5 und 7 wird jeweils die Angabe „55“ durch die Angabe „75“ er-

setzt.

2. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 6 werden die Wörter „Vergütung nach § 16“ durch die Wörter

„Förderung nach § 19“ ersetzt, und werden die Wörter „und die Strommenge nicht

nach § 33b Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vermarktet“ gestri-

chen.

b) In Absatz 3 Satz werden die Wörter „Vergütung nach § 16“ durch die Wörter „För-

derung nach § 19“ ersetzt, und werden die Wörter „oder die Strommenge nach §

33b Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vermarktet“ gestrichen.

3. In § 10 Absatz 2 Nummer 2 werden die Wörter „Offshore-Anlagen im Sinne des § 3

Nummer 9“ durch die Wörter „Windenergieanlagen auf See nach § 5 Nummer 35“ er-

setzt.

4. In § 11 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b werden nach den Wörtern „§ 39 des Erneu-

erbare-Energien-Gesetzes“ die Wörter „in der am 31. Juli 2014 geltenden Fassung

und § 99 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes“ eingefügt.
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5. In § 13 Absatz 1 Satz 1und Absatz 2 wird jeweils die Angabe „3“ durch die Angabe

„5“ ersetzt.

6. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 4 werden die Wörter „der Strom aus der Anlage nicht nach § 33b

Nummer 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes direkt vermarktet wird und für

den Strom aus der Anlage nicht die Vergütung“ durch die Wörter „für den Strom

aus der Anlage keine finanzielle Förderung“ ersetzt.

b) In Absatz 4 wird wie folgt geändert:

dd) In Satz 1 wird das Wort „Vergütung“ durch die Wörter „finanzielle Förderung“

und werden die Wörter „wird oder ob der Strom nach § 33b Nummer 1, 2 o-

der 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes vermarktet wird.“ durch die Wörter

„und in welcher Veräußerungsform im Sinne des § 20 Absatz 1 des Erneuer-

bare-Energien-Gesetzes der Strom veräußert wird.“ ersetzt.

ee) In Satz 2 wird das Wort „Vermarktungsform“ durch das Wort „Veräußerungs-

form“ ersetzt.

7. In § 27 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nummer 3 wird die Angabe „62“ durch die Angabe „82“ ersetzt.

b) In Absatz 2 die Angabe „64e“ durch die Angabe „90“ ersetzt.

8. In § 29 wird die Angabe „62“ durch die Angabe „82“ ersetzt.

Artikel 20

Änderung der Besondere-Ausgleichsregelung-Gebührenverordnung

Die Besondere-Ausgleichsregelung-Gebührenverordnung vom 5. März 2013 (BGBl. I S.

448) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „40 bis 43“ durch die Angabe „60 bis 63“ er-

setzt.

2. In Nummer 1 der Anlage wird jeweils die Angabe „41“ durch die Angabe „61“ und die

Angabe „42“ durch die Angabe „62“ ersetzt.
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Artikel 21

Änderung des Unterlassungsklagengesetzes

§ 2 Absatz 2 Nummer 9 des Unterlassungsklagengesetzes in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 27. August 2002 (BGBl. I S. 3422, 4346), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom

1. Oktober 2013 (BGBl. I S. 3714) geändert worden ist, wird wie folgt gefasst:

„9. § 57 Abs. 1 und 2, §§ 74, 75 Abs. 2 und 3 sowie § 76 des Erneuerbare-Energien-

Gesetzes,“.

Artikel 22

Änderung der Anlageverordnung

In § 2 Absatz 4 Nummer 3 der Anlageverordnung vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3913),

die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 11. Februar 2011 (BGBl. I S. 250) geändert

worden ist, wird die Angabe „3 Nummer 3“ durch die Angabe „5 Nummer 10“ ersetzt.

Artikel 23

Änderung der Pensionsfonds-Kapitalanlagenverordnung

In § 2 Absatz 4 Nummer 3 der Pensionsfonds-Kapitalanlagenverordnung vom 21. Dezember

2001 (BGBl. I S. 4185), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 9. Mai 2011 (BGBl. I

S. 794) geändert worden ist, wird die Angabe „3 Nummer 3“ durch die Angabe „5 Nummer

10“ ersetzt.

Artikel 24

Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2014 in Kraft. Gleichzeitig treten das Erneuerbare-

Energien-Gesetz vom 25. Oktober 2008 (BGBl. I S. 2074), das zuletzt durch Artikel 5 des

Gesetzes vom 20. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2730) geändert worden ist, und die Manage-

mentprämienverordnung vom 2. November 2012 (BGBl. I S. 2278) außer Kraft.


